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A. Bekanntmachungen der Gemeinden 
 

 

Bekanntmachung zur Bauleitplanung 
Inkrafttreten vom Bebauungsplan Nr. 284 2. Änderung (Hügellandschaft Süd) 

 
Der Rat der Stadt Aurich hat am 23.10.2014 in öffentlicher Sitzung den Bebauungsplan Nr.284 2. Än-
derung (Hügellandschaft Süd) nach § 10(1) BauGB als Satzung beschlossen. Ziel der 2. Änderung des 
Bebauungsplanes ist die Anordnung von Ausgleichsmaßnahmen sowie die Sicherung einer Erweite-
rungsmöglichkeit eines Betriebskindergartens. 
 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist aus dem nachstehenden Übersichtsplan ersichtlich. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Bauleitplan mit der Begründung kann im Rathaus der Stadt Aurich, Fachdienst Bauordung,  
II. Obergeschoss, Bgm. Hippen Platz 1, 26603 Aurich, während der Dienststunden eingesehen wer-
den. 
 
Auf die Vorschriften des § 44 Absatz 3 und 4 Baugesetzbuch für die fristgemäße Geltendmachung 
etwaiger Entschädigungsansprüche für die in den §§ 39 bis 42 Baugesetzbuch bezeichneten Vermö-
gensnachteile und über das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen wird hingewiesen. Eine be-
achtliche Verletzung der in § 214 Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 Baugesetzbuch bezeichneten Verfahrens- 
und Formvorschriften, eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 beachtliche Verletzung der 
Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des Flächennutzungsplanes und nach § 
214 Absatz 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorganges sind gem. § 215 Abs. 1 Nr. 1 und 3 
BauGB unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung schriftlich 
gegenüber der Stadt Aurich geltend gemacht worden sind. Dabei ist der Sachverhalt, der die Verlet-
zung oder den Mangel begründen soll, darzulegen.  
 
Mit der Bekanntmachung im Amtsblatt für den Landkreis Aurich und die Stadt Emden am 12.12.2014 
tritt diese Satzung in Kraft. Auf die gleichlautende Bekanntmachung im Aushangkasten des Rathauses 
mit einem Plan über die genaue Abgrenzung des Geltungsbereiches wird hingewiesen. 
 
Aurich, den 03.12.2014 
 
Stadt Aurich 
 
Der Bürgermeister 
In Vertretung 
Kuiper 
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Amtliche Bekanntmachung der Stadt Norden 
Bebauungsplan Nr.92 „Hafen Norddeich“ mit örtlichen Bauvorschriften der Stadt Norden 

 

Der Rat der Stadt Norden hat am 20.03.2012 den Bebauungsplan Nr.92 gem. § 10 Abs. 1 BauGB als 

Satzung beschlossen. Dies wurde im Amtsblatt für den Landkreis Aurich und für die Stadt Emden 

Nr.10 des Jahres 2012 bekannt gemacht. Der Bebauungsplan wurde damit rechtskräftig. 

 

Aufgrund der Fehlerhaftigkeit der Bekanntmachung erfolgt diese nun erneut. 

 
Das Plangebiet für den o.a. Bauleitplan ist aus nachstehendem Übersichtsplan ersichtlich: 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Mit dem Tag der Bekanntmachung im Amtsblatt Nr. 50 für den Landkreis Aurich und für die Stadt 

Emden vom 12.12.2014 tritt der o.a. Bauleitplan in Kraft. 

 

Der Bebauungsplan und seine Begründung sowie die zusammenfassende Erklärung über die Art und 

Weise, wie die Umweltbelange und die Ergebnisse der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung im 

o.a. Bauleitplan berücksichtigt wurden und aus welchen Gründen der Plan nach Abwägung mit den 

geprüften, in Betracht kommenden anderweitigen Planungsmöglichkeiten gewählt wurde, werden 

im Fachdienst 3.1 – Stadtplanung und Bauaufsicht – der Stadt Norden, Am Markt 43, 26506 Norden, 

während der Öffnungszeiten (Mo – Fr) von 8:30 Uhr bis 12:30 Uhr sowie Do von 14:30 Uhr – 16:00 

Uhr zu jedermanns Einsicht bereitgehalten. Über den Inhalt wird auf Verlangen Auskunft erteilt. Die 
für die textliche Festsetzung § 7 angewendete DIN 45691 („Geräuschkontingentierung“) kann dort 

ebenfalls eingesehen werden.  

 

Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 und Abs. 4 des Baugesetzbuches (BauGB) über die 

fristgemäße Geltendmachung etwaiger Entschädigungsansprüche von durch Festsetzungen des Be-

bauungsplanes oder seine Durchführung eintretenden Vermögensnachteilen, die in den §§ 39 bis 42 

BauGB bezeichnet sind, sowie über die Fälligkeit und das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen 

bei nicht fristgemäßer Geltendmachung wird hingewiesen. Der Entschädigungsberechtigte kann die 
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Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei 

dem Entschädigungspflichten (§ 44 Abs. 1 BauGB) beantragt.  

 

Ein Entschädigungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Ablauf des Kalender-

jahres, in dem die in den §§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die 

Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird. 

 

Gem. § 215 Abs. 1 BauGB werden unbeachtlich: 

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeichneten 
Verfahrens- und Formvorschriften 

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften 

über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des Flächennutzungsplanes und 

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, wenn sie nicht 
innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung des Bauleitplanes schriftlich gegenüber der 

Stadt Norden unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhaltes geltend gemacht 

worden sind 

 

Der Antrag ist nach § 47 der Verwaltungsgerichtsordnung unzulässig, wenn die den Antrag stellende 

Person Einwendungen geltend macht, die sie im Rahmen der öffentlichen Auslegung gem. § 3 Abs. 2 

BauGB nicht oder später geltend gemacht hat, aber geltend hätte machen können. 

 

Norden, 04.12.2014 

 
Stadt Norden 
 
Bürgermeisterin 

Schlag 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 



- 746 - 

1. Nachtragshaushaltssatzung der Stadt Norden 
für das Haushaltsjahr 2014 

 

Aufgrund des § 115 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes hat der Rat der Stadt Nor-

den in der Sitzung am 09.12.2014 folgende Nachtragshaushaltssatzung beschlossen: 

 

§ 1 
 

Mit dem Nachtragshaushaltsplan werden  

 

  

die bisherigen 

festgesetzten 

Gesamt-

beträge 

 

 
 

 

–Euro- 

 

erhöht  

um 

 

 

 

 
 

 

-Euro- 

 

vermindert 

 um 

 

 

 

 
 

 

-Euro- 

 

und damit der 

Gesamtbetrag 

des Haushalts-

plans ein-

schließlich. der 

Nachträge fest-
gesetzt auf 

 

-Euro- 

1 2 3 4 5 

Ergebnishaushalt     

ordentliche Erträge 39.314.260 700.000  40.014.260 

ordentliche Aufwendungen 41.020.500   41.020.500 

außerordentliche Erträge 0   0 

außerordentliche Aufwendungen 0 1.350.000  1.350.000 

Finanzhaushalt     

Einzahlungen aus laufender Verwal-

tungstätigkeit 

37.855.460 700.000  38.555.460 

Auszahlungen aus laufender Verwal-

tungstätigkeit 

38.668.900   38.668.900 

Einzahlungen für Investitionstätigkeit 2.431.000   2.431.000 

Auszahlungen für Investitionstätig-

keit 

3.736.290 1.350.000  5.086.290 

Einzahlungen für Finanzierungstätig-

keit 

1.138.000 1.350.000  2.488.000 

Auszahlungen für Finanzierungstä-

tigkeit 

790.000   790.000 

Nachrichtlich:      

Gesamtbetrag der Einzahlungen des 

Finanzhaushalts 

41.424.460 2.050.000  43.474.460 

Gesamtbetrag der Auszahlungen des 

Finanzhaushalts 

43.195.190 1.350.000  44.545.190 

 

§ 2 

 

Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitions- förde-

rungsmaßnahmen (Kreditermächtigung) wird gegenüber der bisherigen Festsetzung in Höhe von 

1.138.000 Euro um 1.350.000 Euro erhöht und damit auf 2.488.000 Euro neu festgesetzt. 
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§ 3 
 

Der bisherige Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen wird nicht geändert. 

 

§ 4 
 

Der bisherige Höchstbetrag, bis zu dem Liquiditätskredite beansprucht werden dürfen, wird nicht 

verändert. 
 

§ 5 
 

Die Steuersätze (Hebesätze) werden nicht geändert: 

 

Norden, den 09. Dezember 2014 

 

Stadt Norden 
 
Die Bürgermeisterin 
Schlag 

 

Die vorstehende 1. Nachtragshaushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2014 wird hiermit öffentlich 

bekannt gemacht. 

 

Die nach § 115 Abs. 2 und § 120 Abs. 2 Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG) 

erforderlichen Genehmigungen sind durch den Landkreis Aurich am 12. Dezember 2014, 

Az. I/10-150 20 1, erteilt worden. 

 

Der Nachtragshaushaltsplan liegt nach § 114 Abs. 2 S. 3 NKomVG vom 15.12.2014 bis zum 
23.12.2014 zur Einsichtnahme im Rathaus der Stadt Norden, Zimmer 42, öffentlich aus. 

 

Norden, 10. Dezember 2014 

 

Stadt Norden 
 
Bürgermeisterin 

Schlag 

 

 

2. Änderung der Satzung über die Erhebung eines Kurbeitrages in der Stadt Norden  
(Kurbeitragssatzung) vom 04.12.2012 

 
Aufgrund der §§ 10, 11, 58, 111 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) 

vom 17.12.2010 (Art. 1 des Gesetzes vom 17.12.2010; Nds. GVBl. S 576), zuletzt geändert durch  
Art. 4 des Gesetzes zur Änderung des Niedersächsischen Gesetzes über den Finanzausgleich und an-

derer Gesetze vom 18.07.2012 (Nds. GVBl. S. 279) sowie der §§ 2 und 10 des Niedersächsischen 

Kommunalabgabengesetzes (NKAG) in der Fassung vom 23.01.2007 (Nds. GVBl. S. 41), zuletzt geän-

dert durch Art. 3 des Gesetzes zur Änderung des Niedersächsischen Gesetzes über den Finanzaus-

gleich und anderer Gesetze vom 18.07.2012 (Nds. GVBl. S. 279) hat der Rat der Stadt Norden in sei-

ner Sitzung am 09.12.2014 folgende Satzung beschlossen: 

 

Die Kurbeitragssatzung der Stadt Norden vom 04.12.2012 in der Fassung der 1. Änderungssatzung 

wird wie folgt geändert: 
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Artikel I 
 

§ 1 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

 

Der Gesamtaufwand nach Abs. 2 soll wie folgt gedeckt werden: 

 

Zu   8 v. H. durch Fremdenverkehrsbeiträge, 

zu 68 v. H. durch Kurbeiträge, 

zu 24 v. H. durch sonstige Entgelte. 
 

Artikel II 
 

§ 3 Abs.2 wird um folgenden Satz 2 ergänzt:  

 

An die vom Kurbeitrag zu befreienden Personen im Sinne von § 3 Abs. 1 Buchstaben a) bis c) ist eine 

Kurkarte entsprechend § 7 Abs. 4 Satz 1 auszugeben.   

 

Artikel III 
 
In § 4 Abs. 3 werden folgende Sätze gestrichen: 

 

Zweitwohnungsinhaber und Dauerbenutzer von Campingplätzen sind verpflichtet, den Jahreskurbei-

trag von ihren Familienangehörigen einzuziehen und an die Stadt Norden abzuführen. Als Familien-

angehörige im Sinne dieser Satzung gelten die Ehegatten, die Lebenspartner im Sinne des Lebens-

partnerschaftsgesetzes, die ihrem Haushalt angehörenden Kinder bis einschließlich 17 Jahre sowie 

die ständig in der Familie lebenden Verwandten ohne eigenem Einkommen.  

 

In § 4 wird ein neuer Absatz 6 wie folgt eingefügt: 

 
Zweitwohnungsinhaber und Dauerbenutzer von Campingplätzen sind verpflichtet, den Jahreskurbei-

trag/den pauschalierten Kurbeitrag von ihren Familienangehörigen einzuziehen und an die Stadt 

Norden abzuführen. Als Familienangehörige im Sinne dieser Satzung gelten die Ehegatten, die Le-

benspartner im Sinne des Lebenspartnerschaftsgesetzes, die ihrem Haushalt angehörenden Kinder 

bis einschließlich 17 Jahre sowie die ständig in der Familie lebenden Verwandten ohne eigenes Ein-

kommen.  

 

Der bisherige § 4 Abs. 6 wird zu § 4 Abs. 7.  

 

Artikel IV 
 

In § 8 wird der letzte Satz zum neuen Absatz 4.  

 

Artikel V 
 

Diese Satzung tritt mit dem 01. Januar 2015 in Kraft.  

 

Norden, den 09.12.2014 

 

Stadt Norden 
 

Bürgermeisterin 

Schlag 
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Satzung zur 5. Änderung der Satzung über die Erhebung 
eines Fremdenverkehrsbeitrages in der Stadt Norden 
(Fremdenverkehrsbeitragssatzung) vom 06.03.2007 

in der Fassung der 4. Änderung vom 03.12.2013 
 
Aufgrund der §§ 10, 11, 58, 111 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) 

vom 17.12.2010 (Art. 1 des Gesetzes vom 17.12.2010; Nds. GVBl. S 576), zuletzt geändert durch Art. 

4 des Gesetzes zur Änderung des Niedersächsischen Gesetzes über den Finanzausgleich und anderer 

Gesetze vom 18.07.2012 (Nds. GVBl. S. 279) sowie der §§ 2 und 9 des Niedersächsischen Kommunal-
abgabengesetzes (NKAG) in der Fassung vom 23.01.2007 (Nds. GVBl. S. 41), zuletzt geändert durch 

Art. 3 des Gesetzes zur Änderung des Niedersächsischen Gesetzes über den Finanzausgleich und an-

derer Gesetze vom 18.07.2012 (Nds. GVBl. S. 279) hat der Rat der Stadt Norden in seiner Sitzung am 

09.12.2014 folgende Satzung beschlossen: 

 

Artikel I 
 

Die Satzung zur 5. Änderung der Satzung über die Erhebung eines Fremdenverkehrsbeitrages in der 

Stadt Norden vom 09.12.2014 in der Fassung der 4. Änderungssatzung vom 03.12.2013 wird folgen-

dermaßen geändert: 
 

§ 1 Abs. 3 Buchstabe b) erhält folgende Fassung:  

 

für die Fremdenverkehrseinrichtungen 

zu   8 v.H. durch Fremdenverkehrsbeiträge 

zu 68 v.H. durch Kurbeiträge 

zu 24 v.H. durch sonstige Entgelte.  

 

Artikel II 
 
Diese Satzung tritt mit dem 01. Januar 2015 in Kraft.  

 

Norden, den 09.12.2014 

 

Stadt Norden 
 

Bürgermeisterin  

Schlag 

 

 

1. Satzung zur Änderung der Hundesteuersatzung der Stadt Norden vom 07.12.2010 
 

Aufgrund der §§ 10, 58 und 111 Abs. 1 des Nds. Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) vom  

17. Dezember 2010 (Nds. GVBl. S. 576), zuletzt geändert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 12. De-

zember 2012 (Nds. GVBl. S. 589) und der §§ 1, 2 und 3 des Nds. Kommunalabgabengesetzes (NKAG) 
in der Fassung vom 23. Januar 2007 (Nds. GVBl. S. 41), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes 

vom 18. Juni 2012 (Nds. GVBl. S. 279) hat der Rat der Stadt Norden am 09. Dezember 2014 folgende 

Satzung beschlossen:  

 

Die Hundesteuersatzung der Stadt Norden vom 07.12.2010 wird wie folgt geändert:  
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Artikel 1 
 

§ 3 Abs. 1, Buchstabe b und c) erhalten folgende Fassung:  

 

b) für den 2. Hund  104 Euro 

c) für jeden weiteren Hund  136 Euro 

 

§ 3 Abs. 2 Satz 1 erhält folgende Neufassung:  

 
Gefährliche Hunde im Sinne von § 3 Abs. 1 Buchstabe d) sind solche Hunde, für die von der zuständi-

gen Behörde eine Feststellung der Gefährlichkeit nach § 7 Niedersächsisches Gesetz über das Halten 

von Hunden erfolgt ist.  

 

§ 3 Abs. 2 wird wie folgt ergänzt:  

 

Gefährliche Hunde gemäß § 3 Abs. 1 Buchstabe d) gelten bei der Berechnung der Anzahl der gehalte-

nen Hunde als Hunde im Sinne von § 3 Abs. 1 Buchstaben a) bis c).  

 

Artikel 2 
 

§ 3 Abs. 1 Buchstabe a) erhält folgende Fassung:  

 

a) für den 1. Hund  72 Euro 

 

Artikel 3 
 

§ 4  Abs. 2 Ziffer 2. „2. Gebrauchshunden von Forstbeamtinnen/-beamten, im Privatforstdienst ange-

stellten Personen, von bestätigten Jagdaufseherinnen/-sehern und von Feldschutzkräften in der für 

der Forst-oder Feldschutz erforderlichen Anzahl;“  
wird gestrichen. 

 

Die Ziffern 3. bis 7. werden zu Ziffern 2. bis 6. 

 

In § 6 Ziffer 4 wird „§ 4 Abs. 2 Nr. 5“ ersetzt durch „§ 4 Abs. 2 Nr. 4“ 

 

Artikel 4 
 

§ 5 Absätze 1 bis 3 (Zwingersteuer) werden gestrichen. 

 
§ 3 Abs. 3 Sätze 2 und 3 werden gestrichen.  

 

§ 6 wird zu § 5 und erhält folgende Neufassung: Allgemeine Voraussetzungen für die Steuerbefreiung 

 

Im neuen § 5 wird bei Ziffer 4. „und § 5“ gestrichen.  

 

Im letzten Absatz wird „oder Steuerermäßigung“ und  „bzw. Steuerermäßigung“ gestrichen.  

 

Die §§ 7-11 werden zu §§ 6-10.  

 
Im neuen § 7 Abs. 1 Satz 2 wird „(§ 7 Abs. 1)“ ersetzt durch „(§ 6 Abs. 1)“. 

Im neuen § 7 Abs. 1 Satz 3 wird „(§ 7 Abs. 2)“ ersetzt durch „(§ 6 Abs. 2)“. 

Im neuen § 7 Abs. 2 Satz 2 wird „§ 8 Abs. 1 Satz 2“ ersetzt durch „§ 7 Abs. 1 Satz 2“. 
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Im neuen § 8 Abs. 3 werden die Worte „die Zwingersteuer oder“ gestrichen.  

Im neuen § 8 Abs. 7 wird „§ 9 Abs. 4 Satz 3 sowie der Abs. 5 und 6“ ersetzt durch § 8 Abs. 4 Satz 3 

sowie der Abs. 5 und 6“. 

 

Im neuen § 9 Abs. 1 wird bei allen Aufzählungszeichen „§ 9“ ersetzt durch „§ 8“. 

Im neuen § 9 Abs. 1 werden beim dritten Aufzählungszeichen die Worte „oder der Zwingersteuer“ 

gestrichen.  

 

Artikel 5 
 

§ 11 – Inkrafttreten 

 

Die 1. Satzung zur Änderung der Hundesteuersatzung der Stadt Norden vom 07.12.2010 tritt zum 

01.01.2015 in Kraft. 

 

Norden, 09.12.2014 

 

Stadt Norden 
 
Die Bürgermeisterin 

Schlag 

 

 

Satzung der Stadt Norden über die Erhebung einer Zweitwohnungssteuer 

(Zweitwohnungssteuersatzung) vom 09.12.2014 

 

Aufgrund des § 10 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) in der Fassung 
vom 17. Dezember 2010 (Nds. GVBL. S 576), zuletzt geändert durch Gesetz vom 16.12.2013 (Nds. 

GVBl. S. 307) sowie der §§ 1, 2, 3 und 18 des Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG) 

in der Fassung vom 23.01.2007 (Nds. GVBl. 2007, 41), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes 

vom 18.07.2012 (Nds. GVBl. S. 279), erlässt die Stadt Norden durch Beschlussfassung des Rates der 

Stadt Norden vom 09.12.2014 folgende Satzung:  

 

§ 1 – Allgemeines 

 

Die Stadt Norden erhebt eine Zweitwohnungssteuer. 

 

§ 2 – Steuergegenstand und Steuerpflicht 

 

(1) Gegenstand der Steuer ist das Innehaben einer Zweitwohnung im Stadtgebiet.  
 

(2) Steuerpflichtig ist, wer im Stadtgebiet eine Zweitwohnung innehat. 

 

(3) Eine Zweitwohnung ist jede Wohnung, über die jemand neben seiner Hauptwohnung  für seinen 
persönlichen Lebensbedarf oder den seiner Familienangehörigen verfügen kann, insbesondere zu 

Erholungs-, Berufs- und Ausbildungszwecken. Hierzu zählen auch Mobilheime, Wohnmobile, 

Wohn- und Campingwagen, für die eine Standplatzmiete/Pacht zu entrichten ist und länger als  

3 Monate im Kalenderjahr nicht oder nur gelegentlich fortbewegt werden. Eine Wohnung verliert 

die Eigenschaft als Zweitwohnung nicht dadurch, dass sie vorrübergehend anders oder nicht ge-

nutzt wird.  
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(4) Eine Zweitwohnung im Sinne von Abs. 3 liegt auch dann vor, wenn der Raum oder die Räume von 

ihrer Ausstattung her zumindest zum zeitweisen oder zu bestimmten Jahreszeiten vorgesehenen 

Wohnen geeignet sind. Eine konkrete Mindestausstattung der Räume (z.B. Kochgelegenheit, 

Frischwasserversorgung, Abwasserbeseitigung, Stromversorgung, Heizung) oder baurechtliche 

Zulässigkeit ist nicht erforderlich.  

 

(5) Sind mehrere Personen gemeinschaftlich Inhaber einer Zweitwohnung, so sind sie Gesamt-

schuldner.  

 

§ 3 – Steuermaßstab 

 

(1) Die Steuer bemisst sich nach dem Mietwert der Wohnung multipliziert mit dem Verfügbarkeits-
grad gemäß Abs. 6.  

 

(2) Als Mietwert gilt die Jahresrohmiete. Der Mietwert errechnet sich aus der vom Finanzamt gemäß 

§ 79 Abs. 1 Bewertungsgesetz in der zurzeit gültigen Fassung auf den Hauptfeststellungszeitpunkt 

01.01.1964 festgestellten Jahresrohmiete, die für das Erhebungsjahr auf den September des Vor-

jahres hochgerechnet wird.  

 
Die Hochrechnung erfolgt für den Zeitraum vom 01.01.1964 bis 01.01.1995 entsprechend der 

Steigerung der Wohnungsmieten nach dem Preisindex für die Lebenshaltung aller privaten Haus-

halte im früheren Bundesgebiet, der vom Statistischen Bundesamt veröffentlicht wurde (Brutto-

kaltmieten, Reihe Wohnungsmiete gesamt). 

 

Ab dem 01.01.1995 erfolgt die Hochrechnung entsprechend der Steigerung der Wohnungsmie-

ten (Nettokaltmiete, Reihe Nettokaltmiete insgesamt) nach dem Verbraucherpreisindex für 

Deutschland, der vom Statistischen Bundesamt veröffentlicht wird.  

 

(3) Ist die Jahresrohmiete nach Abs. 2 nicht bekannt, wird sie in Anlehnung an die Miete, die für 
Räume gleicher oder ähnlicher Art, Lage und Ausstattung zum Hauptfeststellungszeitpunkt 

01.01.1964 regelmäßig bezahlt wird, geschätzt und entsprechend Abs. 2 hochgerechnet.  

 

(4) Wurde eine Jahresrohmiete vom Finanzamt nicht festgestellt (Abs. 2) und ist eine nachträgliche 

Feststellung nicht möglich, so wird eine durchschnittliche Jahresrohmiete wie folgt errechnet: 

Von mehreren vergleichbaren Wohnungen wird aus den vom Finanzamt festgestellten Jahres-

rohmieten eine mittlere Jahresrohmiete errechnet. Abs. 2 findet entsprechende Anwendung.  

 

(5) Bei Mobilheimen, Wohnmobilen, Wohn- und Campingwagen gilt als Mietwert die jährlich zu 

zahlende Standplatzmiete/Pacht einschließlich aller Nebenkosten entsprechend den Bestimmun-
gen des § 79 Abs. 1 des Bewertungsgesetzes.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 



- 753 - 

(6) Der Umfang der Verfügbarkeit der Zweitwohnung für den Inhaber wird wie folgt bemessen:  

 

 Verfügbarkeitstage Verfügbarkeitsgrad 

Stufe 1 

Weitervermietungsvertrag mit einer von vornherein vertrag-
lich begrenzten Verfügbarkeit von maximal 30 Tagen  

oder 

Eigenvermietung mit mehr als 250 Vermietungstagen 

31 % 

Stufe 2 

Weitervermietungsvertrag mit einer von vornherein vertrag-
lich begrenzten Verfügbarkeit von 31 bis maximal 60 Tagen 

oder 

Eigenvermietung mit 150 – 249 Vermietungstagen 

58 % 

Stufe 3 

Reine Eigennutzung 

oder 

Eigenvermietung mit 0 – 149 Vermietungstagen 

100 % 

 
(7) Liegen keine das Veranlagungsjahr betreffenden Vermietungsunterlagen vor, bemisst sich der 

Verfügbarkeitsgrad nach Stufe 3. Der Verfügbarkeitsgrad verringert sich ab Vorlage eines Weiter-

vermietungsvertrages mit einer Vermietungsagentur oder einem Hotelbetrieb und einer von 

vornherein vertraglich begrenzten Verfügbarkeit für die persönliche Lebensführung zum 01. des 

folgenden Kalendermonats bzw. beim Nachweis von Vermietungstagen entsprechend der Stu-

fenzuordnung nach Abs. 6. Beim Nachweis von Vermietungstagen sind vom Steuerpflichtigen im 
Rahmen seiner Steuererklärungspflicht bis zum 31. März des Folgejahres die tatsächlich mit den 

Wirtschaftsbetrieben der Stadt Norden GmbH im kurbeitragspflichtigen Zeitraum vom 01.01. bis 

31.12. abgerechneten Vermietungstage zu belegen.  

 

(8) Für eine Wohnflächenberechnung ist die Wohnflächenverordnung i.d.F. der Bekanntmachung 

vom 25.11.2003 (BGBl. I S. 2346), in der jeweils gültigen Fassung entsprechend anzuwenden.  

 

§ 4 Steuersatz 

 

Der Steuersatz beträgt jährlich 7 v. H. des Maßstabes nach § 3.  
 

§ 5 Entstehung und Fälligkeit der Steuerschuld 

 

(1) Die Steuer wird als Jahressteuer erhoben. Steuerjahr ist das Kalenderjahr. 
 

(2) Die Steuerpflicht und die Steuerschuld entstehen mit Beginn des Kalenderjahres, für das die 

Steuer festzusetzen ist. Wird eine Wohnung erst nach dem Beginn des Kalenderjahres in Besitz 

genommen, so entstehen die Steuerpflicht und die Steuerschuld am 01. des folgenden Kalen-

dermonats. Wird eine Wohnung zum 01. eines Monats in Besitz genommen, so beginnen die 
Steuerpflicht und die Steuerschuld an diesem Tag.  

 

(3) Die Steuerpflicht endet mit Ablauf des Kalendermonats, in dem der Steuerpflichtige die Woh-

nung aufgibt oder deren Eigenschaft als Zweitwohnung entfällt. Zu viel gezahlte Steuern sind auf 

Antrag zu erstatten.  

 

(4) Die Steuer wird in vierteljährlichen Beträgen zum 15. Februar, 15. Mai, 15. August und 15. No-

vember eines jeden Jahres fällig.  

 

(5) Nachveranlagte Steuerbeträge sind innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe des Steuerbe-
scheides zu entrichten.  
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§ 6 Anzeigepflicht 

 

Das Innehaben einer Zweitwohnung oder deren Aufgabe ist der Stadt Norden innerhalb eines Mo-
nats nach diesem Zeitpunkt anzuzeigen. Wer bei Inkrafttreten dieser Satzung eine Zweitwohnung 

innehat, hat dies der Stadt Norden innerhalb eines Monats nach Inkrafttreten dieser Satzung anzu-

zeigen.  
 

§ 7 Steuererklärung, Mitteilungspflicht 

 

(1) Der Steuerpflichtige hat innerhalb eines Monats nach der Anzeige über das Innehaben einer 
Zweitwohnung eine Steuererklärung nach amtlich vorgegebenem Formular abzugeben.  

 

(2) Die Stadt Norden geht regelmäßig von der Vermutung aus, dass die im Erhebungsjahr erzielte 

Vermietung weniger als 150 Tage beträgt. Trifft diese Vermutung nicht zu, so hat die oder der 

Steuerpflichtige für jedes Kalenderjahr bis zum 31. März des Folgejahres eine Steuererklärung 

nach amtlich vorgegebenem Formular abzugeben. Die Steuererklärung ist eigenhändig zu unter-
schreiben und die gemachten Angaben sind zu belegen. Eine Steuererklärung ist nicht ab-

zugeben, wenn ein bereits eingereichter Vermittlungsvertrag mit eingeschränkter Eigennutzung 

weiterhin in der vorliegenden Form Gültigkeit hat. 

 

(3) Der Steuerpflichtige ist verpflichtet, der Stadt Norden alle für die Steuererhebung erforderlichen 

Tatbestände (Jahresrohmiete, Einheitswert, Wohnfläche, Art der Nutzung etc.) schriftlich mitzu-

teilen. Das gleiche gilt, wenn sich die für die Steuererhebung relevanten Tatbestände ändern. Die 

Mitteilung ist eigenhändig zu unterschreiben und die gemachten Angaben sind zu belegen.  

 

(4) Wenn die Sachverhaltsaufklärung durch die Beteiligten nicht zum Ziel führt oder keinen Erfolg 
verspricht, sind auch andere Personen und Firmen, insbesondere Vermieter oder Verpächter von 

Zweitwohnungen und Vermietungsagenturen verpflichtet, der Stadt Norden auf Nachfrage die 

für die Steuerfestsetzung relevanten Daten mitzuteilen (§ 11 Kommunalabgabengesetz (NKAG) 

i.V.m. § 93 Abgabenordnung (AO).  

 

§ 8 Steuerbefreiungen 

 

Die berufsbedingte Zweitwohnung eines nicht dauernd getrennt lebenden Verheirateten bzw. Le-

benspartners im Sinne des Lebenspartnerschaftsgesetzes, dessen eheliche bzw. lebenspartnerschaft-

liche Wohnung sich in einer anderen Gemeinde befindet, unterliegt nicht der Steuerpflicht.  

 

§ 9 Datenverarbeitung 

 

(1) Die Stadt Norden kann zur Ermittlung der Steuerpflichtigen und zur Festsetzung der Zweitwoh-
nungssteuer im Rahmen dieser Satzung personenbezogene und grundstücksbezogene Daten ge-

mäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 i.V.m. § 10 Abs. 1 und 2 Niedersächsisches Datenschutzgesetz (NDSG) erhe-

ben bei: 

 

a) Städten und Gemeinden (Ordnungsamt, Einwohnermeldeamt, Bauamt, Kämmereiamt) 

b) Sozialversicherungsträgern 

c) Finanzamt 

d) Grundbuchamt 

e) andere Behörden 
f) Vorbesitzern, Vermietern, Verpächtern, Eigentümern  

g) Stadtwerke, Kurbetriebsgesellschaften. 
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(2) Weitere, bei den in Absatz 1 genannten Datenquellen vorhandene personen-  und grundstückbe-
zogene Daten dürfen erhoben werden, soweit sie für die Veranlagung zu der Steuer nach dieser 

Satzung erforderlich sind. Die Daten dürfen von der datenverarbeitenden Stelle nur zum Zwecke 

der Steuererhebung nach dieser Satzung weiterverarbeitet werden.   

 

§ 10 Ordnungswidrigkeiten 

 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer eine leichtfertige Abgabenverkürzung (§ 18 Abs. 1 Niedersächsi-
sches Kommunalabgabengesetz (NKAG)) oder Abgabengefährdung (§ 18 Abs. 2 NKAG) vor-

nimmt. 

(2) Zuwiderhandlungen gegen die Pflichten nach § 6 oder § 7 der Satzung sind Ordnungswidrigkei-

ten im Sinne des § 18 Abs. 2 Nr. 2 NKAG. 

(3) Nach § 18 Abs. 3 NKAG können Ordnungswidrigkeiten mit einer Geldbuße bis zu 10.000 Euro 
geahndet werden.  

 

§ 11 Inkrafttreten 

 

Diese Satzung tritt am 01.01.2015 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung vom 15.12.1999 in der Fas-
sung der 4. Änderungssatzung vom 04.12.2008 mit Ablauf des 31.12.2014 außer Kraft. 

 

Norden, den 09.12.2014 

 

Stadt Norden  

 

Die Bürgermeisterin 

Schlag 

 

 

1. Nachtragshaushaltssatzung 
der Samtgemeinde Hage für das Haushaltsjahr 2014 

 

Aufgrund des § 115 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) hat der Rat der 

Samtgemeinde Hage in seiner Sitzung am 24. November 2014 folgende Nachtragshaushaltssatzung 

beschlossen: 
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§ 1 
 

Mit dem Nachtragshaushaltsplan werden 
 
 die bisherigen erhöht vermindert und damit der 

  festgesetzten um um Gesamtbetrag des 

  Gesamtbeträge    Haushaltsplans 

       einschließlich  

       der Nachträge 

       festgesetzt auf 
         

   -Euro-  -Euro-  -Euro-  -Euro- 

1 2 3 4 5 

         

Ergebnishaushalt        

ordentliche Erträge 9.872.700 117.100   9.989.800 

ordentliche Aufwendungen 9.872.700 117.100   9.989.800 

außerordentliche Erträge 154.000   40.400 113.600 

außerordentliche Aufwendungen 154.000   40.400 113.600 

          
Finanzhaushalt         

Einzahlungen aus laufender          
Verwaltungstätigkeit 9.035.900 117.100   9.153.000 

Auszahlungen aus laufender         
Verwaltungstätigkeit 8.765.100 102.200   8.867.300 

Einzahlungen für         
Investitionstätigkeit 336.600   33.300 303.300 

Auszahlungen für         
Investitionstätigkeit 865.300   18.400 846.900 

Einzahlungen für          
Finanzierungstätigkeit 565.300     565.300 

Auszahlungen für         
Finanzierungstätigkeit 307.400     307.400 

Nachrichtlich         

Gesamtbetrag der Einzahlungen          
des Finanzhaushalts 9.937.800 117.100 33.300 10.021.600 

Gesamtbetrag der Auszahlungen         
des Finanzhaushalts 9.937.800 102.200 18.400 10.021.600 

 

§ 1 a 
 

im Wirtschaftsplan des Eigenbetriebes Abwasserwerk 
 

Erfolgsplan         

Erträge 1.375.500   25.600 1.349.900 

Aufwendungen 1.360.600   25.600 1.335.000 

          

Vermögensplan         

Einnahmen 590.800 230.200   821.000 

Ausgaben 590.800 230.200   821.000 
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Der Wirtschaftsplan des Eigenbetriebes Kurverwaltung wird nicht geändert. 

 

§ 2 
 

Die Höhe der bisher vorgesehenen Kreditermächtigung wird nicht geändert. 

 

§ 2 a 
 

In den Vermögensplänen der Eigenbetriebe Kurverwaltung und Abwasserwerk werden Kredite für 
Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen nicht veranschlagt. 

 

§ 3 
 

Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen wird gegenüber der bisherigen Festsetzung in 

Höhe von 0 Euro um 65.000 Euro erhöht und damit auf 65.000 Euro neu festgesetzt. 

 

§ 3 a 
 

In den Vermögensplänen der Eigenbetriebe Kurverwaltung und Abwasserwerk werden Verpflich-
tungsermächtigungen nicht veranschlagt. 

 

§ 4 
 

Der bisherige Höchstbetrag, bis zu dem Liquiditätskredite beansprucht werden dürfen, wird nicht 

geändert. 

 

§ 4 a 
 

Die bisherigen Höchstbeträge der Kassenkredite für die Sonderkassen der Eigenbetriebe Kurverwal-
tung und Abwasserwerk, bis zu denen Liquiditätskredite beansprucht werden dürfen, werden nicht 

geändert. 

 

§ 5 
 

Der Hebesatz für die Samtgemeindeumlage wird gegenüber der bisherigen Festsetzung nicht geän-

dert. 

 

Hage, den 24. November 2014 

 
Samtgemeinde Hage 
 

Der Samtgemeindebürgermeister 

Trännapp 

 

Die vorstehende 1. Nachtragshaushaltssatzung zur Haushaltssatzung 2014 wird hiermit öffentlich 

bekannt gemacht. 

 

Die gemäß § 115 Abs. 1 i. V. m. § 119 Abs. 4 und § 120 Abs. 2 Nds. Kommunalverfassungsgesetz 

(NKomVG) erforderlichen Genehmigungen sind durch den Landkreis Aurich am 9. Dezember 2014, 
Az. I/10-150 20 1, erteilt worden. 

 

Der Nachtragshaushaltsplan liegt gemäß § 114 Abs. 2 NKomVG vom 15.12.2014 bis zum 23.12.2014 

zur Einsichtnahme im Rathaus der Samtgemeinde Hage, Zimmer 8, öffentlich aus. 
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Hage, 9. Dezember 2014 

 

Samtgemeinde Hage 
 

Samtgemeindebürgermeister 

Trännapp 

 

 
Satzung über die Erhebung einer Zweitwohnungssteuer im Flecken Hage 

 
Aufgrund der §§ 10, 58 und 111 des Gesetzes zur Zusammenfassung und Modernisierung des nieder-
sächsischen Kommunalverfassungsrechts (NKomVG) vom 17.12.2010 (Nds. GVBl. S. 576) in der zur 
Zeit geltenden Fassung und der §§ 1, 2 und 3 des Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes 
(NKAG) vom 23.01.2007 (Nds. GVBl. S. 41) in der zur Zeit geltenden Fassung hat der Rat des Fleckens 
Hage in seiner Sitzung am 08.12.2014 folgende Satzung beschlossen: 
 

§ 1 
Allgemeines 

 
Die Gemeinde erhebt eine Zweitwohnungssteuer. 

 

§ 2 
Steuerpflichtiger und Steuergegenstand 

 

(1) Steuerpflichtiger ist, wer im Gemeindegebiet eine Zweitwohnung innehat. 

(2) Eine Zweitwohnung ist jede Wohnung, die jemand neben seiner Hauptwohnung zu Zwecken des 

 persönlichen Lebensbedarfs innehat, insbesondere zu Erholungs-, Berufs- und Ausbildungszwe-

 cken. Satz 1 gilt auch für den Fall, dass sich die Hauptwohnung im Ausland befindet. Eine Woh-

 nung verliert die Eigenschaft als Zweitwohnung nicht dadurch, dass ihr Inhaber sie zeitweilig zu 
 einem anderen Zweck nutzt. 

(3) Steuerfrei ist 
 a) das Innehaben einer aus beruflichen Gründen gehaltenen Wohnung einer/eines nicht dauernd 
 getrennt lebenden Verheirateten, deren/dessen eheliche Wohnung sich in einer anderen Ge-
 meinde befindet. Entsprechendes gilt für eingetragene Lebenspartnerschaften. Eine aus berufli-
 chen Gründen vorgehaltene Wohnung i. S. dieser Vorschrift liegt vor, wenn diese aufgrund des 
 Beschäftigungsortes nicht nur unregelmäßig oder zeitlich untergeordnet von der in Satz 1  
 genannten Person genutzt wird und wegen der Entfernung zur ehelichen Wohnung oder der  
 Arbeitszeiten die Zweitwohnung für die Berufsausübung erforderlich ist. 
 b) die mietfreie Nutzung einer Wohnung durch Schüler, Studenten oder Auszubildende am 
 Hauptwohnsitz ihrer Eltern. 
(4) Sind mehrere Personen gemeinschaftlich Inhaber einer Zweitwohnung, so sind sie Gesamt-

 schuldner. 
 

§ 3 
Steuermaßstab 

 

(1) Die Steuer bemisst sich nach dem Mietwert der Wohnung. 

(2) Als Mietwert gilt die Jahresrohmiete. Die Vorschrift des § 79 des Bewertungsgesetzes i.d.F. der 

 Bekanntmachung vom 01.02.1991 (BGBl. I S. 230) in der derzeit geltenden Fassung findet mit der 

 Maßgabe Anwendung, dass die Jahresrohmieten, die gem. Art. 2 des Gesetzes zur Änderung des 

 Bewertungsgesetzes vom 13.08.1965 (BGBl. I S. 851) vom Finanzamt auf den Hauptfeststellungs-
 zeitpunkt 01.01.1964 festgestellt wurden, jeweils für das Ergebnisjahr auf den September des 

 Vorjahres hochgerechnet werden. Die Hochrechnung erfolgt bis einschließlich Januar 1995 nach 

 den Indexzahlen des vom Statistischen Bundesamt herausgegebenen Index. Früheres Bundesge-
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 biet – 1. Preisindex für die Lebenshaltung, 1.1. Alle privaten Haushalte, 1.1.3 Wohnungsmieten 

 1991 = 100 in der Spalte „Wohnungsmiete insgesamt“ und ab Februar 1995 einschließlich nach 

 den Indexzahlen des „1 Verbraucherpreisindex für Deutschland, 1.2 Sondergliederungen – Woh-

 nungsmiete (Nettokaltmiete und Wohnungsnebenkosten)“, „Spalte Nettokaltmiete zusammen“ 

 mit dem jeweiligen Basisjahr = 100, veröffentlicht monatlich vom Statistischen Bundesamt. Die 

 Indexes, auf die in dieser Satzung verwiesen wird, sind bei der Samtgemeinde Hage -Steueramt- 

 archivmäßig gesichert verwahrt und können dort während der Dienststunden der Samtgemein

 deverwaltung eingesehen werden.  

(3) Bei Gebäuden, für die vom Finanzamt Jahresrohmieten für einzelne Wohneinheiten nicht festge-
 setzt wurden, gilt als Jahresrohmiete die tatsächlich gezahlte Miete gem. § 79 (1) des Bewer-

 tungsgesetzes. 

(4) Ist eine Jahresrohmiete nicht zu ermitteln, so tritt an die Stelle des Mietwertes nach Abs. 2 bzw. 

 der tatsächlich gezahlten Miete nach Abs. 3 die übliche Miete im Sinne des § 79 (2) Satz 2 des 

 Bewertungsgesetzes. 

 

(5) Ist die übliche Miete nicht zu ermitteln, so treten an deren Stelle sechs vom Hundert des gemei-

 nen Wertes der Wohnung. 

 

§ 4 
Steuersatz 

 

(1) Die Steuer beträgt im Haushaltsjahr 

 a) bei einer jährlichen Rohmiete bis 780,00 Euro = 0,00 Euro 

 b) bei einer jährlichen Rohmiete von mehr als 780,00 Euro 

 aber nicht mehr als 1.560,00 Euro = 30,00 Euro 

 c) bei einer jährlichen Rohmiete von mehr als 1.560,00 Euro 

 aber nicht mehr als 2.340,00 Euro = 130,00 Euro 

 d) bei einer jährlichen Rohmiete von mehr als 2.340,00 Euro 

 aber nicht mehr als 3.120,00 Euro = 200,00 Euro  
 e) bei einer jährlichen Rohmiete von mehr als 3.120,00 Euro   

 aber nicht mehr als 3.900,00 Euro = 270,00 Euro 

 f) bei einer jährlichen Rohmiete von mehr als 3.900,00 Euro   

 aber nicht mehr als 4.680,00 Euro = 340,00 Euro 

 g) bei einer jährlichen Rohmiete von mehr als 4.680,00 Euro   

 aber nicht mehr als 5.460,00 Euro = 410,00 Euro 

 h) bei einer jährlichen Rohmiete von mehr als 5.460,00 Euro   

 aber nicht mehr als 6.240,00 Euro = 480,00 Euro 

 i) bei einer jährlichen Rohmiete von mehr als 6.240,00 Euro   

 aber nicht mehr als 7.020,00 Euro = 550,00 Euro 
 j) bei einer jährlichen Rohmiete von mehr als 7.020,00 Euro  

 aber nicht mehr als 7.800,00 Euro = 620,00 Euro 

 k) bei einer jährlichen Rohmiete von mehr als 7.800,00 Euro = 690,00 Euro 

 

(2) In den Fällen des § 6 (1) Satz 2 ermäßigt sich die Steuer auf den der Dauer der Steuerpflicht 

 entsprechenden Teilbetrag. 

 

§ 5 
Steuerermäßigungen 

 
(1) Hat der Steuerschuldner mehr als zwei minderjährige Kinder, so wird die Steuerschuld nach  

 § 4 (1) und (2) auf Antrag um die Hälfte ermäßigt. 
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(2) Im Falle der gemischten Widmung einer Zweitwohnung ermäßigt sich der Steuersatz auf die in 

 Satz 2 genannten Steuersätze, wenn die Verfügbarkeit der Zweitwohnung für Zwecke des persön-

 lichen Lebensbedarfes durch rechtliche Bindungen zwingend auf Zeiträume von maximal 285 

 Tagen beschränkt worden ist. 

Die ermäßigten Steuersätze betragen bei einer Eigennutzungsmöglichkeit 

 a.) von maximal 165 Tagen 50 v.H. des vollen Steuersatzes, 

 b.) von maximal 205 Tagen 62,5 v.H. des vollen Steuersatzes, 

 c.) von maximal 245 Tagen 75 v.H. des vollen Steuersatzes und 

 d.) von maximal 285 Tagen 87,5 v.H. des vollen Steuersatzes. 
Eine Ermäßigung wird nur auf die vollen Steuersätze und nicht auf anteilige Zweitwohnungssteuer-

sätze gewährt. 

 
(3) Die Anwendung der Steuersatzermäßigung gemäß § 5 (2) dieser Satzung ist bei Eigenvermietung 
 innerhalb einer Ausschlussfrist bis zum 15.02. des jeweiligen Folgejahres, bei einem Weiterver-
 mietungsvertrag mit einer Vermietungsagentur innerhalb einer Ausschlussfrist bis zum 15.02. des 
 jeweiligen Kalenderjahres, zu beantragen. Die Voraussetzungen der Steuersatzermäßigung sind 
 auf Verlangen der Gemeinde glaubhaft zu machen. Neben dem Darlegen der rechtlichen Bindun-
 gen gehören dazu auch nachvollziehbare Auskünfte zur einkommenssteuer-, umsatzsteuer- und 
 gegebenenfalls gewerbesteuerrechtlichen Behandlung der Wohnung durch die Finanzbehörden. 
 Der An- und Abreisetag zählen als ein Vermietungstag. Sofern ein Weitervermietungsvertrag mit 
 einer Vermietungsagentur abgeschlossen worden ist, muss in diesem die Lage der Zeiträume der 
 Eigenverfügbarkeit vor dem jährlichen Entstehen der Zweitwohnungsteuer auf bestimmte oder 
 bestimmbare Zeiten (z.B. Ostern, Schulferien) des Jahres festgelegt worden sein. Vertragskon-
 struktionen, die den Verdacht erzeugen, Scheinverträge zu sein oder dem Umgehen der Zweit-
 wohnungssteuerpflicht oder dem Vortäuschen von Ermäßigungsvoraussetzungen zu dienen, 
 werden nicht anerkannt. 
(4) Eine Ermäßigung gemäß § 5 (2) dieser Satzung wird nicht gewährt, wenn bereits eine Ermäßigung 
 nach § 5 (1) dieser Satzung vorliegt. 
 

§ 6 
Entstehung und Fälligkeit der Steuerschuld 

 
(1) Die Steuerpflicht entsteht mit dem Beginn des Kalendermonats, in den der Beginn des Inneha-
 bens der Zweitwohnung fällt, für die folgenden Jahre jeweils am 01. Januar des Steuerjahres. Die 
 Steuerpflicht endet mit Ablauf des Kalendermonats, in dem der Steuerpflichtige die Wohnung 
 aufgibt oder deren Eigenschaft als Zweitwohnung entfällt. Bei Übernahme einer Zweitwohnung 
 von einem bisher Steuerpflichtigen beginnt die Steuerpflicht mit dem Beginn des auf die Über-
 nahme folgenden Kalendermonats. 
(2) Die Steuer wird als Jahressteuer festgesetzt. Steuerjahr ist das Kalenderjahr, an dessen Beginn 
 die Steuerschuld entsteht. Beginnt oder endet die Steuerpflicht im Laufe des Kalenderjahres, 
 wird die Steuer entsprechend der Monate der Nutzung mit je 1/12-Anteil pro Monat festgesetzt. 
 In diesem Falle ist Erhebungszeitraum der jeweilige Restteil des Jahres, für den die Steuerschuld 
 mit dem Beginn der Steuerpflicht entsteht. 
(3) Die Steuerschuld wird in vierteljährlichen Beträgen zum 15. Februar, 15. Mai, 15. August und 15. 
 November eines jeden Jahres fällig. Beträge bis 100,00 Euro werden zum 01. Juli eines jeden 
 Jahres fällig. Nachveranlagte Steuerbeträge sind innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe des 
 Steuerbescheides zu entrichten.  
(4) In den Fällen des Absatzes 1 und 2 ist die zuviel bezahlte Steuerschuld auf Antrag zu erstatten. 
 

§ 7 
Anzeigepflicht 

 
Wer eine Zweitwohnung in Besitz nimmt oder aufgibt, hat das der Gemeinde innerhalb einer Woche 
anzuzeigen. 
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§ 8 
Mitteilungspflichten 

 

(1) Die in § 2 (1) und (4) genannten Personen sind verpflichtet, der Gemeinde bis zum 15. Januar 

 eines jeden Jahres oder, wenn eine Wohnung erst nach dem 01. Januar bezogen wird, bis zum 

 15. Tage des folgenden Kalendervierteljahres schriftlich oder zur Niederschrift bei der Gemeinde 

 mitzuteilen, 

 a) den jährlichen Mietaufwand (§ 3 Abs. 3) für die Wohnung, die der Zweitwohnungssteuer un-

 terliegt und für die vom Finanzamt die Jahresrohmiete nicht festgesetzt wurde, 
 b) ob die der Zweitwohnungssteuer unterliegende Wohnung eigengenutzt, ungenutzt, zum 

 vorübergehenden Gebrauch oder unentgeltlich überlassen wurde. 

 

 

(2) Die in § 2 (1) und (4) genannten Personen sind zur Abgabe der Wohnfläche der der Zweitwoh-

 nungssteuer unterliegenden Wohnung nach Aufforderung durch die Gemeinde verpflichtet. 

 Grundstückseigentümer, Wohnungseigentümer und Wohnungsgeber (sowie Verwalter und Ver-

 mietungsagenturen) sind auf Anfrage zur Mitteilung über die Person der Steuerpflichtigen und 

 zur Mitteilung über die für die Steuererhebung erforderlichen Tatbestände verpflichtet. 

 
§ 9 

Ordnungswidrigkeiten 
 

Zuwiderhandlungen gegen §§ 7 und 8 dieser Satzung sind Ordnungswidrigkeiten im Sinne des § 18 

(2) Nr. 2 NKAG. Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 10.000,00 Euro geahndet 

werden. 

 

§ 10 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am 01. Januar 2015 in Kraft. Gleichzeitig tritt die bisher bestehende Zweitwoh-

nungssteuersatzung außer Kraft. 

 
Hage, den 08.12.2014 

 

Flecken Hage 
 
Der Gemeindedirektor 

Trännapp 
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B. Bekanntmachungen sonstiger öffentlicher Körperschaften 
 

 

Friedhofsordnung für den Friedhof der 
Evangelisch-luth. Kirchengemeinde 

Mittegroßefehn 
 

 
Der kirchliche Friedhof ist die Stätte, auf der die Gemeinde ihre Toten zur letzten Ruhe bettet. 

Er ist mit seinen Gräbern ein sichtbares Zeichen dafür, dass der Mensch vergänglich ist. 
Er ist aber auch ein Ort für die Verkündung der Botschaft, dass Christus dem Tod die Macht  

genommen hat und denen, die an ihn glauben, das ewige Leben geben wird. 
An der Gestaltung des Friedhofes wird sichtbar, inwieweit der Toten in Liebe gedacht wird 

und bei diesem Gedenken christlicher Glaube lebendig ist. 
Aus dieser Erkenntnis und in dieser Gewissheit erhalten Arbeit und Gestaltung eines  

christlichen Friedhofes ihren Sinn, ihre Richtung und Weisung....    

    

 

Gemäß § 4 der Rechtsverordnung über die Verwaltung kirchlicher Friedhöfe (Friedhofsrechtsverord-
nung) vom 13.11.1973 (KABl. 1974 S. 1) hat der Kirchenvorstand der Evangelisch-lutherischen Kir-

chengemeinde Mittegroßefehn (im Nachfolgenden als „Kirchenvorstand“ bzw. „Kirchengemeinde“ 

bezeichnet) folgende Friedhofsordnung beschlossen: 

 

 

 

Inhaltsverzeichnis 
 

I - Allgemeine Bestimmungen 
§ 1 - Geltungsbereich und Friedhofszweck 
§ 2 - Rechtscharakter, Leitung und Verwaltung 

§ 3 - Schließung und Entwidmung 

 

II - Ordnungsvorschriften 
§ 4 - Öffnungszeiten 

§ 5 - Verhalten auf dem Friedhof 

§ 6 - Dienstleistungen/Gewerbliche Tätigkeiten 

 

III - Bestattungs-/Beisetzungsvorschriften 
§ 7 - Anmeldung einer Bestattung/Beisetzung 
§ 8 - Särge / Urnen 

§ 9 - Ruhezeit 

§ 10 - Ausgrabungen und Umbettungen 

 

IV - Grabstätten 
§ 11 - Allgemeines 

 11/01 - Geltungsbereich 

 11/02 - Grabstätte / Grabstelle 

 11/03 - Rechte an Grabstätten 
 11/04 - Nutzungsrecht / Nutzungszeit 

 11/05 - Übergang / Übertragung von Nutzungsrechten 

 11/06 - Grabmaße 

 11/07 - Ausheben der Gräber 
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 11/08 - Bestattungs-/Beisetzungsberechtigte 

 11/09 - Arten von Grabstätten 

§ 12 - Reihengrabstätten 

§ 13 - Wahlgrabstätten 

§ 14 - Gemeinschaftsgrabstätten 

§ 14a – Rasengrabstätten 

 

V - Anlage und Pflege der Grabstätten 
§ 15 - Anlegungsgrundsätze 
§ 16 - Grabpflege, Grabbepflanzung, Grabschmuck 

§ 17 – Vernachlässigung 

 

VI - Grabmale und andere Anlagen 
§ 18 - Errichtung und Änderung 

§ 19 - Gestaltung und Standsicherheit 

§ 20 - Entfernung 

§ 21 - Grabmale mit Denkmalwert 

§ 22 – Grabgewölbe 

 
VII - Leichengebäude/Trauerräume 
§ 23 - Leichenhalle 

§ 24 - Friedhofskapelle 

§ 25 - Trauerfeier in der Kirche 

 

 

 

VIII - Schlussbestimmungen 
§ 26 - Gebühren 

§ 27 - Übergangsvorschriften 
§ 28 - Inkrafttreten 

 

Ausfertigung und Genehmigung 

 

Hinweise 
 

I - Allgemeine Bestimmungen 
 

§ 1 
Geltungsbereich und Friedhofszweck 

(1) Diese Friedhofsordnung gilt für den Friedhof der Kirchengemeinde in seiner jeweiligen Größe. Der 

Friedhof umfasst z.Z. folgende/s Grundstück/e: 
 

Gemarkung Flur Flurstück Bezeichnung Größe qm 

Mittegroßefehn 2 34/1 Friedhof an der Schrahörnstraße  

Ostgroßefehn 2 292/14 Friedhof an der Bundesstraße 

Mittegroßefehn 2 146/1 (tlw.) Friedhof an der Kirche 
 

   Größe insgesamt:  9.200 qm 
  

Eigentümerin des/der Grundstücke/s ist die Ev.-luth. Kirchengemeinde Mittegroßefehn. 
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(2) Der Friedhof dient der Bestattung der Leichen bzw. der Beisetzung der Aschen der Personen, die 

bei ihrem Ableben ihren Wohnsitz oder ständigen Aufenthalt im Gebiet der Kirchengemeinde hatten 

sowie derjenigen, die bei ihrem Tode bereits ein Recht an einer bestimmten Grabstätte besaßen oder 

deren Bestattung bzw. Beisetzung in der Grabstätte einer anderen nutzungsberechtigten Person 

nach den Regelungen des § 11/08 Abs. 2 möglich ist. Darüber hinaus dient der Friedhof auch der 

Bestattung bzw. Beisetzung von Fehlgeborenen und Ungeborenen gemäß § 2 des Niedersächsischen 

Bestattungsgesetzes vom 08.12.2005, soweit ein Elternteil die Voraussetzungen entsprechend Satz 1 

erfüllt. Die Bestattung bzw. Beisetzung anderer Personen bedarf der vorherigen Zustimmung des 

Kirchenvorstandes. Die Genehmigung wird in der Regel dann erteilt werden, wenn ein persönlicher 
Bezug der verstorbenen Person (oder eines/r Angehörigen) zur ev.-luth.- Kirchengemeinde Mittegro-

ßefehn oder deren Ortschaften der Kirchengemeinde bestand. 

 

§ 2 
Rechtscharakter, Leitung und Verwaltung 

 
(1) Der Friedhof ist eine unselbständige Anstalt des öffentlichen Rechts. Er wird vom Kirchenvorstand 

verwaltet. 

(2) Die Verwaltung des Friedhofs richtet sich nach dieser Friedhofsordnung, den kirchlichen Bestim-

mungen und den allgemeinen staatlichen Vorschriften. 

(3) Mit der Wahrnehmung der laufenden Verwaltungsaufgaben hat der Kirchenvorstand das Evange-

lisch-lutherische Kirchenamt in Aurich in Zusammenarbeit mit einem/r jeweils vom Kirchenvorstand 

zu bestimmenden Friedhofsverwalter/in vor Ort beauftragt (gemeinsam im Folgenden als „Friedhofs-

verwaltung“ bezeichnet). Die zusätzliche Bildung eines Friedhofsausschusses ist möglich. 

 

(4) Erforderliche personenbezogene Daten im Zusammenhang mit einer Bestattung bzw. Beisetzung, 

einer Verleihung, Verlängerung oder Übertragung eines Nutzungsrechts an einer Grabstätte, einer 

Anzeige zur Errichtung eines Grabmals oder anderer Anlagen, dem Tätigwerden von Dienstleistungs-

erbringern sowie mit der Erhebung von Gebühren und Entgelten dürfen für den jeweiligen Zweck 

erhoben, verarbeitet und genutzt werden. 

(5) Der Kirchenvorstand führt Verzeichnisse der Grabstätten, der Nutzungsrechte, der Bestatteten 

und Beigesetzten sowie deren Ruhezeiten. Werden diese Verzeichnisse an verschiedenen Stellen 

bzw. von verschiedenen Mitarbeitern/Mitarbeiterinnen als Arbeitsexemplare geführt, gilt nur der im 

Kirchenamt gespeicherte Datenbestand als die einzige rechtsverbindliche Version aller Verzeichnisse. 

(6) Der Kirchenvorstand kann einen in Ausführung dieser Friedhofsordnung rechtsverbindlichen Ges-

taltungsplan erstellen, in dem u.a. die Zulässigkeit bestimmter Grabarten oder Gestaltungen in den 

jeweiligen Friedhofsbereichen sowie die räumlichen und zeitlichen Regelungen für die Vergabe neuer 

Nutzungsrechte festgelegt werden. 
 

§ 3 

Schließung und Entwidmung 

 

(1) Der Friedhof, einzelne Friedhofsteile oder einzelne Grabstätten können aus einem wichtigen 

Grund beschränkt geschlossen, geschlossen und entwidmet werden. 

(2) Nach der beschränkten Schließung dürfen keine neuen Nutzungsrechte mehr verliehen werden. 

Eine Verlängerung von bestehenden Nutzungsrechten darf lediglich zur Anpassung an die Ruhezeit 

erfolgen. Bestattungen/Beisetzungen dürfen nur noch in Grabstätten stattfinden, an denen im Zeit-

punkt der beschränkten Schließung noch Nutzungsrechte bestehen, sofern die Grabstätten noch 

nicht belegt sind oder sofern zu dem genannten Zeitpunkt die Ruhezeiten abgelaufen waren. Grab-

stellen, an denen die Ruhezeit nach dem Zeitpunkt der beschränkten Schließung abläuft, dürfen nicht 

neu belegt werden. Eingeschränkt werden kann auch der Kreis der Berechtigten und auch die Art der 
Bestattung oder Beisetzung. Nachträgliche Ausnahmen von diesen Einschränkungen kann der Kir-
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chenvorstand im Einzelfall zur Vermeidung unbilliger Härten bei bestehenden Nutzungsrechten zu-

lassen. 

(3) Nach der Schließung dürfen Bestattungen und Beisetzungen nicht mehr vorgenommen werden. 

(4) Durch die Entwidmung wird die Eigenschaft als Ruhestätte der Verstorbenen aufgehoben. Die 

Entwidmung wird erst ausgesprochen, wenn keine Nutzungsrechte mehr bestehen, sämtliche Ruhe-

zeiten abgelaufen sind und eine angemessene Pietätsfrist vergangen ist. 

 

II – Ordnungsvorschriften 

 

§ 4 

Öffnungszeiten 

 

(1) Der Friedhof ist während der an den Eingängen bekannt gegebenen Zeiten - in jedem Fall aber nur 

bei Tageslicht - für den Besuch geöffnet. Außerhalb dieser Zeiten ist das Betreten nicht gestattet. 

(2) Aus besonderem Anlass kann der Friedhof ganz oder teilweise für den Besuch vorübergehend 

geschlossen werden.  

(3) Sofern bei eventueller Schnee- und/oder Eisglätte die Wege auf dem Friedhof nur insoweit ge-

räumt werden, wie dies für die notwendige Aufrechterhaltung des Friedhofszweckes erforderlich ist, 

geschieht die Benutzung nicht geräumter oder gestreuter Wege durch Friedhofsbesucher dann auf 

eigene Gefahr. 
 

§ 5 

Verhalten auf dem Friedhof 

 

(1) Jede Person hat sich auf dem Friedhof der Würde des Ortes entsprechend zu verhalten und Äuße-

rungen, die sich in verletzender Weise gegen den christlichen Glauben oder die evangelische Kirche 

richten, die Würde des Menschen oder die Ruhe der Toten verletzen oder die geeignet sind, politi-

sche Gedanken öffentlich zu verbreiten, zu unterlassen.  Die Anordnungen des Friedhofspersonals 

sind zu befolgen. Die Friedhofsverwaltung kann Personen, die der Friedhofsordnung zuwiderhandeln, 

das Betreten des Friedhofes untersagen. Kinder unter 12 Jahren dürfen den Friedhof nur in Beglei-
tung und unter der Verantwortung Erwachsener betreten. 

(2) Auf dem Friedhof ist insbesondere nicht gestattet: 

a) das Befahren der Wege mit Fahrzeugen aller Art - ausgenommen sind Kinderwagen, Rollstühle, 

Handwagen sowie Fahrzeuge der Friedhofsverwaltung und der für den Friedhof zugelassenen Dienst-

leistungserbringer; ebenfalls nicht zugelassen sind Rollschuhe jeder Art, Rollbretter und ähnliche 

Sportgeräte; werden Fahrräder zum Transport von Arbeitsgeräten und Grabschmuck benötigt, sind 

diese zu schieben, 

b) Waren aller Art zu verkaufen sowie Dienstleistungen anzubieten, 

c) Film-, Ton-, Video- und Fotoaufnahmen außer zu privaten Zwecken zu erstellen und zu verwerten; 

derartige Aufnahmen sind während Trauerfeiern und Bestattungen/Beisetzungen auch zu privaten 
Zwecken grundsätzlich nicht zugelassen, soweit sie sich störend auf den jeweiligen Handlungsablauf 

auswirken könnten, 

d) Druckschriften und andere Medien (z.B. CD, DVD, u.a.) zu verteilen, ausgenommen solche, die im 

Rahmen der Bestattungs- bzw. Beisetzungsfeier notwendig und üblich sind, 

e) Tiere mitzubringen (Hunde werden geduldet, sofern sie angeleint sind und gewährleistet ist, dass 

sie die Wege nicht verlassen und Grabstätten und Anlagen nicht beschädigen oder verunreinigen), 

 

f) Abfälle außerhalb der dafür vorgesehenen Plätze abzulegen, 

g) Abfälle, die nicht auf dem Friedhof entstanden sind, mitzubringen und in den Einrichtungen des 

Friedhofes zu entsorgen, 
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h) Einrichtungen und Anlagen außerhalb der vorgesehenen Wege zu betreten, 

i) Einrichtungen und Anlagen einschließlich der Grabstätten zu verunreinigen oder zu beschädigen, 

j) zu lärmen und zu spielen, 

k) den Friedhof für sportliche Betätigungen zu benutzen, 

l) an Sonn- und Feiertagen und in der Nähe von Bestattungs- bzw. Beisetzungsfeiern - dazu gehört 

auch ein sich auf dem Friedhof bewegende Trauerzug - Arbeiten auszuführen. 

(3) Der Kirchenvorstand kann Ausnahmen zulassen, soweit die Interessen Anderer nicht beeinträch-

tigt werden. Der Kirchenvorstand kann für die Ordnung auf dem Friedhof weitere Bestimmungen 

erlassen. 

(4) Besondere Veranstaltungen auf dem Friedhof bedürfen der Genehmigung des Kirchenvorstandes. 

 

§ 6 

Dienstleistungen / Gewerbliche Tätigkeiten 

 

(1) Dienstleistungserbringer (Bildhauer, Steinmetze, Gärtner, Bestatter, usw.) haben die für den 

Friedhof geltenden Bestimmungen zu beachten. 

(2) Tätig werden dürfen nur solche Dienstleistungserbringer, die fachlich geeignet und in betriebli-

cher und personeller Hinsicht zuverlässig sind. 

(3) Dienstleistungserbringern kann die Ausübung ihrer Tätigkeit von der Friedhofsverwaltung auf Zeit 
oder auf Dauer untersagt werden, wenn der Dienstleistungserbringer trotz vorheriger Mahnung ge-

gen für den Friedhof geltende Bestimmungen verstoßen hat. Bei einem schwerwiegenden Verstoß ist 

eine Mahnung entbehrlich. 

(4) Die für die Arbeiten erforderlichen Werkzeuge und Materialien dürfen auf dem Friedhof nur vo-

rübergehend und nur an Stellen gelagert werden, an denen sie nicht hindern oder andere Friedhofs-

besucher und -benutzer gefährden. Die Arbeits- und Lagerplätze sind nach Beendigung der Tagesar-

beit zu säubern und in einem ordnungsgemäßen Zustand zu verlassen bzw. bei Unterbrechung der 

Tagesarbeit so herzurichten, dass eine Behinderung und Gefährdung Anderer ausgeschlossen ist. 

Dienstleistungserbringer dürfen auf dem Friedhof keinen Abraum (z.B. abgeräumte Grabsteine, Ein-

fassungen, Fundamente und sonstigen Bauschutt) zurücklassen. Wird dies nicht beachtet, kann die 
Friedhofsverwaltung nach erfolgloser Aufforderung - im Wiederholungsfall oder bei unmittelbarer 

Gefahr auch ohne Aufforderung - die Entsorgung auf Kosten des Verursachers veranlassen. Geräte 

und Materialien der Dienstleistungserbringer dürfen nicht in oder an den Wasserstellen des Friedho-

fes gereinigt werden. 

(5) Dienstleistungserbringer haften dem Friedhofsträger für alle Schäden, die sie im Zusammenhang 

mit ihrer Tätigkeit auf dem Friedhof schuldhaft verursachen.  

 

III - Bestattungs-/Beisetzungsvorschriften 

 

Grundsätzlich gelten alle Bestimmungen dieser Friedhofsordnung in gleicher Weise für Erdbestattun-
gen wie auch für Aschenbeisetzungen, sofern in der jeweiligen Bestimmung keine entsprechende 

Unterscheidung geregelt wird. 
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§ 7 

Anmeldung einer Bestattung/Beisetzung 

 

(1) Die Inanspruchnahme des Friedhofes und seiner Einrichtungen für eine Bestattung/Beisetzung ist 

rechtzeitig bei der Friedhofsverwaltung unter Vorlage der gesetzlich vorgeschriebenen Unterlagen 

schriftlich anzumelden. Die Friedhofsverwaltung kann dazu das Ausfüllen der von ihr vorgehaltenen 

Formulare verlangen. Bei der Anmeldung ist mitzuteilen, wenn eine andere Person als der/die zu-

ständige Pastor/in die Bestattung/Beisetzung leiten und/oder weitere Personen dabei gestaltend 

mitwirken sollen. Ebenso ist mitzuteilen, wenn besondere oder unübliche Abläufe der Bestat-
tung/Beisetzung und Trauerfeier vorgesehen sind. Dies gilt insbesondere für Bestattun-

gen/Beisetzungen nach anderen als christlichen Ritualen und Abläufen. 

(2) Bei fehlenden oder unvollständigen Unterlagen oder bei Zweifeln der Friedhofsverwaltung an der 

Berechtigung zur Ausübung eines Nutzungsrechts kann die Inanspruchnahme einer Grabstätte so 

lange verweigert werden, bis erforderliche und geeignete Unterlagen vollständig beigebracht sind 

bzw. die Berechtigung zur Ausübung des Nutzungsrechtes nachgewiesen ist. Etwaige Folgen oder 

Kosten aus einer dadurch möglicherweise entstehenden Verzögerung der Bestattung/Beisetzung 

gehen nicht zu Lasten der Kirchengemeinde oder der Friedhofsverwaltung. Der Kirchenvorstand kann 

Personen, die die Bestattung/Beisetzung leiten bzw. dabei gestaltend mitwirken sollen, ablehnen, 

wenn sie verletzende Äußerungen gegen den christlichen Glauben oder die evangelische Kirche ge-
tan oder in anderer Weise gegen die Würde eines Friedhofes verstoßen haben und eine Wiederho-

lung für möglich bzw. wahrscheinlich gehalten wird. Ebenso kann der Kirchenvorstand Handlungen 

und Rituale bei der Bestattung/Beisetzung und Trauerfeier untersagen, wenn sie gegen den christli-

chen Glauben oder die evangelische Kirche oder in anderer Weise gegen die Menschenwürde oder 

die Würde eines Friedhofes verstoßen. 

(3) Der Zeitpunkt der Bestattung/Beisetzung wird nach interner Regelung vom Kirchenvorstand, dem 

Pfarramt oder der Friedhofsverwaltung festgesetzt. Im Zweifelsfall entscheidet der Kirchenvorstand. 

Wünsche der Angehörigen werden nach Möglichkeit berücksichtigt. 

 

§ 8 

Särge / Urnen 

 

(1) Erdbestattungen sind nur in geschlossenen, feuchtigkeitshemmenden Särgen zulässig. Von dieser 

Sargpflicht kann die untere Gesundheitsbehörde Ausnahmen zulassen, wenn in der zu bestattenden 

Person ein wichtiger Grund vorliegt und ein öffentlicher Belang nicht entgegensteht. 

(2) Für Erdbestattungen darf kein Sarg verwendet werden, der geeignet ist, nachhaltig die physikali-

sche, chemische oder biologische Beschaffenheit des Bodens oder des Grundwassers zu verändern 

oder der die Verwesung der Leiche nicht innerhalb der festgesetzten Ruhefrist ermöglicht. 

(3) Die Särge dürfen höchstens 2,05 m lang, 0,65 m hoch und im Mittelmaß 0,65 m breit sein. Für 

größere Särge ist bei der Anmeldung der Bestattung die Zustimmung der Friedhofsverwaltung einzu-
holen. 

(4) Für Sargauskleidungen, Leichenhüllen und Leichenbekleidung gelten die Anforderungen des Ab-

satzes 2 entsprechend. 

(5) Es dürfen keine Urnen, Überurnen oder Schmuckurnen verwendet werden, die aus Kunststoffen 

oder sonstigen nicht verrottbaren Werkstoffen hergestellt oder die geeignet sind, nachhaltig die phy-

sikalische, chemische oder biologische Beschaffenheit des Bodens oder des Grundwassers zu verän-

dern. 
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§ 9 
Ruhezeit 

 

(1) Die Ruhezeit ist die Dauer, während der grundsätzlich nicht in den Ruhebereich eines/einer Be-

statteten/Beigesetzten eingegriffen werden darf. 

(2) Die Ruhezeit für Leichen beträgt bei Verstorbenen ab dem 6. Lebensjahr 30 Jahre, in allen ande-

ren Fällen 20 Jahre. 

(3) Die Ruhezeit für Aschen beträgt 20 Jahre. 

 
§ 10 

Ausgrabungen und Umbettungen 

 

(1) Die Totenruhe darf grundsätzlich nicht gestört werden. Die Entscheidung über eventuelle Ausgra-

bungen und Umbettungen liegt jedoch nach den maßgeblichen Gesetzen und Vorschriften außerhalb 

der Befugnisse des Friedhofsträgers bei staatlichen Dienststellen (untere Gesundheitsbehörde, rich- 

terliche Anordnung)  

(2) Sind nach diesen Bestimmungen Ausgrabungen genehmigt oder angeordnet worden, gelten für 

deren Ausführung folgende Regelungen: 

1. Die beabsichtigte Graböffnung und Ausgrabung ist bei der Friedhofsverwaltung anzumelden. 
2. Die von der zuständigen Behörde schriftlich ausgestellte Genehmigung zur Graböffnung und 

Ausgrabung ist der Friedhofsverwaltung vorzulegen. 

3. Die nutzungsberechtigte Person der Grabstätte hat eine schriftliche Erklärung abzugeben, 

dass alle aufgrund dieser Maßnahme entstehenden Kosten - dazu gehören auch die Kosten, die 

aufgrund dieser Ausgrabung durch eventuelle Beeinträchtigungen und Beschädigungen an Nach-

bargrabstätten oder Friedhofsanlagen entstehen - von ihr übernommen werden. 

4. Der Zeitpunkt der Ausgrabungsarbeiten ist mit der Friedhofsverwaltung abzustimmen. Die 

Arbeiten dürfen nur im Beisein und unter der Aufsicht einer dafür von der Friedhofsverwaltung 

benannten Person vorgenommen werden, die auch hinsichtlich Grablage, Einhaltung von Sicher-

heitsbestimmungen, Lagerung des Grabaushubs und sonstiger weiterer Friedhofsvorschriften 
weisungsbefugt ist. 

5. Es liegt in der Entscheidung der Friedhofsverwaltung, ob Mitarbeiter des Friedhofes für die 

Durchführung der Ausgrabungsarbeiten zur Verfügung stehen. Ansonsten hat die die Ausgrabung 

veranlassende Person selbst und auf eigene Kosten für Hilfskräfte zu sorgen. Die Bereitstellung 

von Arbeitsgerät ist mit der Friedhofsverwaltung abzustimmen. 

6. Sofern die Genehmigungsbehörde in ihrem Bescheid keine oder keine andere Bestimmung 

getroffen hat, sind die Arbeiten außerhalb der Öffnungszeiten des Friedhofes abschließend aus-

zuführen. Sofern dies nicht eingehalten werden kann oder trotz Schließung ein tatsächlicher Zu-

gang für Unbefugte möglich ist, sind rechtzeitig weiträumige Absperrmaßnahmen vorzunehmen 

und deren Einhaltung sicherzustellen. 
7. Die Grabstelle ist nach Abschluss der Arbeiten wieder ordnungsgemäß zu verfüllen und sämt-

liche an der Umgebung der Grabstelle oder an Friedhofseinrichtungen entstandenen Beeinträch-

tigungen zu beseitigen. Hinsichtlich der Wiederherrichtung der Grabstätte und deren Gestaltung 

gelten die allgemeinen Bestimmungen für den Friedhof bzw. den betroffenen Friedhofsbereich. 

(3) Bei Ausgrabungen aufgrund behördlicher oder richterlicher Anordnung ersetzt die Anordnungs-

verfügung den Genehmigungsbescheid nach Absatz 2 Ziffer 2.  

(4) Der Ablauf der Ruhe- und der Nutzungszeit wird durch eine Ausgrabung und Umbettung nicht 

unterbrochen oder gehemmt. 

(5) Grabmale, andere Anlagen, ihr Zubehör und Pflanzen können umgesetzt werden, wenn Gestal-

tungsbestimmungen des neuen Grabfeldes dem nicht entgegenstehen. 
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IV – Grabstätten 

 

§ 11 
Allgemeines 

 

11/01 - Geltungsbereich 

Diese nachfolgenden Bestimmungen haben für alle Grabstätten dieses Friedhofes Gültigkeit, sofern 

nicht in den speziellen Bestimmungen zu den jeweiligen Grabarten abweichende Regelungen festge-

legt sind. 

 

11/02 - Grabstätte / Grabstelle 
(1) Eine Grabstätte ist ein bestimmter nach Lage und Größe festgelegter Teil des Friedhofes, der ei-

ner bestimmten nutzungsberechtigten Person für Bestattungs- und Beisetzungszwecke zur Verfügung 

steht. Eine Grabstätte bildet eine rechtliche Einheit und kann je nach Grabart aus einer oder mehre-

ren Grabstellen bestehen.   

(2) Eine Grabstelle ist der für die jeweilige Belegung vorgesehene Teil einer Grabstätte. 

 

11/03 - Rechte an Grabstätten 
(1) Alle Grabstätten bleiben im Eigentum des Friedhofsträgers. An ihnen werden nur öffentlich-
rechtliche Nutzungsrechte nach Maßgabe dieser Friedhofsordnung verliehen. Das Nutzungsrecht an 

einer Grabstätte kann jeweils nur einer einzelnen Person (Nutzungsberechtigte) zustehen, jedoch 

nicht mehreren Personen zugleich. 

(2) Rechte an einer neuen Grabstätte können nur beim Todesfall erworben werden und nur von Per-

sonen, die ihren Wohnsitz oder ständigen Aufenthalt im Gebiet der Kirchengemeinde haben oder 

Personen mit den Voraussetzungen nach § 1 Abs. 2 bestatten bzw. beisetzen lassen wollen. Der Kir-

chenvorstand kann in besonderen Fällen Ausnahmen zulassen. Der Übergang bzw. die Übertragung 

bestehender Nutzungsrechte wird von dieser Ortsbindung nicht berührt. 

 

(3) Ein Anspruch auf Zuweisung des Nutzungsrechtes an einer Grabstätte einer bestimmten Grabart 
oder in bestimmter Lage besteht nicht. Maßgeblich sind die zur Verfügung stehenden freien Grab-

stätten. Ebenso besteht bei bereits bestehenden Nutzungsrechten an Grabstätten kein Anspruch auf 

Unveränderlichkeit der Umgebung. 

(4) Für den Erwerb des Nutzungsrechtes werden Gebühren nach der jeweils geltenden Friedhofsge-

bührenordnung erhoben.  

 

11/04 - Nutzungsrecht / Nutzungszeit 
(1) Das Nutzungsrecht beinhaltet Rechte und Pflichten der nutzungsberechtigten Person, die sich im 

Einzelnen aus den Bestimmungen dieser Friedhofsordnung ergeben. Das Nutzungsrecht entsteht mit 

der Zulassung einer Bestattung bzw. Beisetzung in dieser Grabstätte, ansonsten aufgrund einer ent-
sprechenden schriftlichen Bestätigung (Graburkunde/Gebührenbescheid/…) der Friedhofsverwal-

tung. Nutzungsberechtigte Personen haben jede Änderung ihrer Anschrift der Friedhofsverwaltung 

mitzuteilen. 

(2) Die Nutzungszeit ist die Zeit, für die ein Nutzungsrecht an einer Grabstätte besteht. 

(3) Die Dauer der Nutzungszeit, die Möglichkeiten zu deren Verlängerung sowie die sich aus dem 

Nutzungsrecht ergebenden Rechte und Pflichten der nutzungsberechtigten Personen sind in den 

Bestimmungen zu den jeweiligen Grabarten geregelt.  
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11/05 - Übergang / Übertragung von Nutzungsrechten  
(1) Die nutzungsberechtigte Person kann zu ihren Lebzeiten ihr Nutzungsrecht auf eine der in § 11/08 

Abs. 2 genannten Personen übertragen. Zur Rechtswirksamkeit der Übertragung sind schriftliche 

Erklärungen der bisherigen und der vorgesehenen neuen nutzungsberechtigten Person sowie die 

schriftliche Genehmigung der Friedhofsverwaltung erforderlich. 

(2) Für eine Nachfolge im Nutzungsrecht nach dem Tode der nutzungsberechtigten Person soll diese 

der Friedhofsverwaltung  schriftlich mitteilen, auf welche ihrer berechtigten Angehörigen das Nut-

zungsrecht nach ihrem Tode übergehen soll. Eine schriftliche Einverständniserklärung des Rechts-

nachfolgers oder der Rechtsnachfolgerin ist beizubringen. 

(3) Hat die nutzungsberechtigte Person nicht bestimmt, auf wen das Nutzungsrecht nach ihrem Tode 

übergehen soll, so geht das Nutzungsrecht mit dem Zeitpunkt des Todes an die nach § 11/08 Abs. 2 

berechtigten Angehörigen in der dort genannten Reihenfolge über. Dabei steht das Nutzungsrecht 

innerhalb der einzelnen Gruppen der jeweils ältesten Person zu. Ist der Rechtsnachfolger bzw. die 

Rechtsnachfolgerin nicht daran interessiert, das Nutzungsrecht zu behalten, so kann er bzw. sie das 

Nutzungsrecht auf eine andere der in § 11/08 Abs. 2 genannten Personen oder, wenn eine solche 

nicht vorhanden ist, auf eine Person übertragen, die aufgrund seines bzw. ihres jetzt erhaltenen Nut-

zungsrechts nun berechtigt geworden ist. Für die Übertragung gilt Abs. 1 entsprechend. 

(4) Die Friedhofsverwaltung ist nicht verpflichtet, die Richtigkeit von Erklärungen über familiärer Zu-

sammenhänge und angeblich getroffene Vereinbarungen zu überprüfen; etwaige daraus entstehen-
de Streitigkeiten sind zwischen den betroffenen Personen zu regeln. Bei unklarer Rechtslage kann die 

Friedhofsverwaltung über die betroffene Grabstätte ein vorläufiges Verfügungsverbot bis zur Klärung 

der Rechtsverhältnisse verhängen. 

 

11/06 - Grabmaße 
(1) Die Größe der Grabstätten und Grabstellen ergibt sich aus den Bestimmungen der jeweiligen 

Grabart und aus einem eventuellen Gestaltungsplan des Friedhofes. Es handelt sich dabei stets um 

die Maße für neu anzulegende Grabstätten und Grabstellen. Wo diese Maße bei bestehenden Grab-

stätten und Grabstellen nicht erreicht werden, bleibt es bei den bisherigen Grabmaßen, sofern diese 

im Einzelfall vertretbar sind. 

 

(2) Die Mindesttiefe eines Grabes beträgt von der Oberkante Sarg bis Erdoberfläche (ohne Grabhü-

gel) 0,90 m, von der Oberkante Urne bis Erdoberfläche 0,50 m. Die Gräber für Erdbestattungen müs-

sen durch mindestens 0,30 m starke Erdwände voneinander getrennt sein.  

(3) Bei der Anlegung der Grabstätte, insbesondere bei der Anbringung einer festen Einfassung oder 

dem Aufstellen eines Grabmales, sind die Gestaltungsvorschriften und der Gestaltungsplan zu beach-

ten. Im Zweifelsfall sind die Abmessungen der Grabstätte mit der Friedhofsverwaltung abzustimmen. 

Bei falscher Anlegung der Grabstätte ohne eine derartige Abstimmung oder bei einer Anlegung ent-

gegen evtl. erhaltener Anweisungen kann eine Änderung oder Beseitigung der angebrachten Anlagen 

entsprechend § 18 Abs. 2 verlangt werden. 

 

11/07 - Ausheben der Gräber 
(1) Gräber dürfen nur mit Auftrag der Friedhofsverwaltung und nur von Personen bzw. Dienstleistern 

ausgehoben und zugefüllt werden, die dafür vom Kirchenvorstand bzw. der Friedhofsverwaltung 

bestimmt oder zugelassen sind. Eventuell ortsübliche ehrenamtliche Nachbarschaftshilfe oder der-

gleichen gilt dabei grundsätzlich als zugelassen, sofern eine gemäß Satz 1 benannte Person die ver-

antwortliche Aufsicht führt. 

(2) Vor Beginn der Arbeiten zum Ausheben des Grabes hat die nutzungsberechtigte Person eventuel-

les Zubehör der Grabstätte (Grabmal, Einfassung, bauliche Anlagen) auf ihre Kosten entfernen zu 

lassen. Über den Umfang bzw. das Erfordernis entscheidet die nach Abs. 1 verantwortliche Person, 
im Zweifelsfall die Friedhofsverwaltung. Kommt die nutzungsberechtigte Person dieser Verpflichtung 
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nicht nach, kann die Friedhofsverwaltung diese Arbeiten auf Kosten der nutzungsberechtigten Person 

ausführen lassen oder das Ausheben des Grabes und damit ggfs. den vorgesehenen Bestattungster-

min zurückstellen. Ein Anspruch auf unbeschädigte Wiederverwendung herausgenommener Pflanzen 

besteht nicht. 

(3) Für die vorübergehende Lagerung des Grabaushubes anlässlich einer Bestattung können bei Be-

darf benachbarte Grabstätten in Anspruch genommen werden. Dort vorhandene Bepflanzung kann 

zu diesem Zweck kurzfristig entfernt, pflanzengerecht gelagert und anschließend wieder eingebracht 

werden. Die betroffene nutzungsberechtigte Person hat diese vorübergehende Beeinträchtigung 

ihrer Grabstätte zu dulden. 

 

11/08 - Bestattungs-/Beisetzungsberechtigte 
(1) Je Grabstelle darf grundsätzlich nur eine Leiche oder eine Asche bestattet bzw. beigesetzt wer-

den, sofern sich aus den Bestimmungen dieser Friedhofsordnung zu bestimmten Grabarten keine 

anderen Regelungen ergeben. Eine verstorbene Mutter und ihr gleichzeitig bei oder kurz nach der 

Geburt verstorbenes Kind oder zwei bis zum vollendeten 5. Lebensjahr verstorbene Kinder - auch 

Fehlgeborene und Ungeborene - dürfen zusammen in einer Grabstelle bestattet bzw. beigesetzt 

werden.  

(2) In einer Grabstätte dürfen die nutzungsberechtigte Person und folgende ihrer Angehörigen be-

stattet bzw. beigesetzt werden: 
a) Ehegatte/in sowie Lebenspartner/in nach dem Gesetz über die eingetragene Lebenspartnerschaft 

b) Kinder, Stiefkinder sowie deren Ehegatten  

c) Enkel in der Reihenfolge der Berechtigung ihrer Mütter oder Väter  

d) Eltern 

e) Geschwister 

f) Stiefgeschwister 

g) die nicht unter Buchst. a) bis f) fallenden Erben 

 

(3) Grundsätzlich entscheidet die nutzungsberechtigte Person, welche der berechtigten Personen 

bestattet bzw. beigesetzt wird. Kann nach dem Tode einer nach a) bis g) berechtigten Person die 
Entscheidung der an der Grabstätte nutzungsberechtigten Person nicht rechtzeitig vor der Bestattung 

bzw. Beisetzung erlangt werden, so ist die Friedhofsverwaltung nach pflichtgemäßer Prüfung berech-

tigt, die Bestattung bzw. Beisetzung im angenommenen Sinne der nutzungsberechtigten Person zu-

zulassen oder - wenn Zweifel an dieser Annahme bestehen - abzulehnen. Die nutzungsberechtigte 

Person kann diese Entscheidung der Friedhofsverwaltung später nicht anfechten. Die Bestattung 

bzw. Beisetzung anderer, auch nichtverwandter Personen bedarf eines Antrages der nutzungsbe-

rechtigten Person und der Genehmigung der Friedhofsverwaltung. 

 

11/09 - Arten von Grabstätten 

Folgende Arten von Grabstätten werden unterschieden: 

• Reihengrabstätten (§ 12)  

• Wahlgrabstätten (§ 13)  

• Gemeinschaftsgrabstätten (§ 14) 

• Rasengrabstätten (§ 14a)  

In allen Grabarten für Särge können Kindersarggrabstätten für bis zum vollendeten 5. Lebensjahr 
verstorbene Kinder sowie für fehlgeborene und ungeborene Kinder eingerichtet werden.  
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§ 12 
Reihengrabstätten 

 

(1) Reihengrabstätten sind Grabstätten, die nur im Todesfall und nur als Einzelgrab in dafür angeleg-

ten Feldern/Reihen der Reihe nach ausschließlich für die Dauer einer Ruhezeit vergeben werden. Das 

Nutzungsrecht ist darüber hinaus nicht verlängerbar. 

(2) Reihengrabstätten werden zur Zeit nicht angelegt. 

 

§ 13 
Wahlgrabstätten 

 

(1) Wahlgrabstätten sind Grabstätten, an denen gewisse Wahlmöglichkeiten hinsichtlich Lage, Größe 

und Dauer des Nutzungsrechts im Rahmen der durch diese Friedhofsordnung vorgegebenen Bestim-

mungen bestehen. 

(2) Wahlgrabstätten werden mit einer oder mehreren, grundsätzlich nur bis zu zwei Grabstellen ver-

geben. 

(3) In einer Grabstelle dürfen die Leichen eines/r Verstorbenen ab dem 6. Lebensjahr oder 2 Kinder-

leichen bis zum 6. Lebensjahr (gilt auch für Tot- und Ungeborene) sowie 2 Aschen beigesetzt werden. 

Die Bestattung von Leichen ist nicht mehr möglich, wenn durch das Ausheben des Grabes der Ruhe-
bereich einer bereits beigesetzten Asche oder bestatteten Kinderleiche gestört würde. Eine verstor-

bene Mutter und ihr gleichzeitig bei oder kurz nach der Geburt verstorbenes Kind können gemein-

sam in einem Sarg oder nebeneinander in einer Grabstelle beigesetzt werden. 

(4) Für die Urnenbestattung werden keine besonderen Grabstätten eingerichtet. Die Beisetzung der 

Urnen in Wahlgrabstätten richtet sich nach Abs. 3. Im Übrigen sind alle Bestimmungen dieser Ord-

nung sinngemäß anzuwenden. 

(3) Die Maße für neu anzulegende Grabstätten sollen etwa 2,50 m mal 1,20 m betragen. 

(4) Hinsichtlich der Gestaltung der Grabstätten sind die Bestimmungen des Abschnittes V maßge-

bend. 

(5) Die Dauer eines erstmalig verliehenen Nutzungsrechts beträgt bei Wahlgrabstätten 30 Jahre, je-
weils vom Tage der Verleihung an gerechnet; sie gilt jedoch in allen Fällen der Beendigung im Ablauf-

jahr stets bis zum Jahresende. 

(6) Die erforderlichen Ruhezeiten in einer Grabstätte bestimmen die Dauer der Nutzungszeit. Daher 

verlängern sich durch jede Bestattung bzw. Beisetzung innerhalb der Grabstätte die evtl. nicht aus-

reichende Nutzungszeit und damit auch das Nutzungsrecht bis zum Ablauf der längsten Ruhezeit, und 

zwar für die gesamte Grabstätte. 

(7) Über die nach Abs. 6 erforderliche Nutzungszeit hinaus kann das Nutzungsrecht - mit Ausnahme 

der Fälle nach § 3 Abs. 2 - auf Antrag der nutzungsberechtigten Person um Zeiträume von jeweils 5 

Jahren (5, 10, 15 Jahre usw.) verlängert werden, jedoch jeweils höchstens um die Zeit eines neuen 

Nutzungsrechtes gem. Abs. 5. Die Friedhofsverwaltung ist nicht verpflichtet, bei Ablauf des Nutzungs-
rechts zur rechtzeitigen Stellung eines Verlängerungsantrages aufzufordern. Der Kirchenvorstand 

kann in begründeten Fällen - z.B. bei planerischen oder gestalterischen Maßnahmen - Grabstätten 

von der Verlängerung ausschließen, die Verlängerung zeitlich begrenzen oder von der Einhaltung 

bestimmter Voraussetzungen abhängig machen. 

(8) Das Nutzungsrecht an Wahlgrabstätten ohne aktive Ruhezeiten kann jederzeit zurückgegeben 

werden, an teilbelegten Grabstätten erst nach Ablauf der letzten Ruhezeit. Die Rückgabe ist grund-

sätzlich nur für die gesamte Grabstätte zulässig; die Friedhofsverwaltung kann Ausnahmeregelungen 

treffen. Bei der Rückgabe von Nutzungsrechten an Wahlgrabstätten besteht kein Anspruch auf ir-

gendwelche Gebührenerstattung. Der Kirchenvorstand kann in Härtefällen Ausnahmen beschließen. 
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§ 14 

Gemeinschaftsgrabstätten 

 

(1) Gemeinschaftsgrabstätten sind die Zusammenfassung einer Vielzahl von Grabstätten unterschied-

licher Nutzungsberechtigter zu einer einheitlichen Anlage. Die Grabstätten sind grundsätzlich für 

Leichen und Aschen vorgesehen. Einzelheiten und eventuelle Einschränkungen können im Rahmen 

eines Gestaltungsplanes geregelt werden. Die Gestaltungsbefugnis an Gemeinschaftsgrabstätten 

verbleibt bei der Kirchengemeinde. 

(2) Innerhalb der Gesamtgrabstätte werden Einzelgrabstätten eingerichtet, an denen jeweils Einzel-
nutzungsrechte verliehen werden. Für die Vergabe dieser Einzelnutzungsrechte gelten grundsätzlich 

die allgemeinen Bestimmungen dieser Friedhofsordnung sowie die Bestimmungen über die Wahl-

grabstätten - § 13 - mit folgenden besonderen Regelungen: 

a) Es werden ausschließlich Einzelgrabstätten eingerichtet.  

b) Es besteht grundsätzlich kein Anspruch auf Zuteilung einer Grabstätte in bestimmter Lage. Hiervon 

ausgenommen werden kann die Zuteilung einer unmittelbar angrenzenden Grabstätte für den noch 

lebenden Ehepartner/Lebenspartner, wenn die Nutzungsrechte für diese beiden Grabstätten gleich-

zeitig erworben werden und die planerische Einteilung der Gesamtanlage dies zulässt. Die Dauer 

eines solchen Nutzungsrechtes an einer zunächst unbelegten Grabstätte ist dann bei späterer Bele-

gung an die dann erforderliche Ruhezeit anzupassen. 
c) Für die Nutzungsdauer gelten die Regelungen in § 13 Abs. 5; hinsichtlich der Verlängerung bzw. 

Rückgabe des Nutzungsrechtes sind die Bestimmungen des § 13 Abs. 6 bis 8 sinngemäß anzuwenden.  

d) Die Lage ergibt sich aus dem Gestaltungsplan. Bei den Sarggrabstätten betragen die Abmessungen 

in der Länge 2 m und in der Breite 1 m; innerhalb einer Sargstelle werden 8 Urnenstellen in 2 Reihen 

zu je 4 Stellen eingerichtet. 

e) In den Urnengrabstätten dieser Anlage, nicht jedoch in den Sarggrabstätten, können über die Be-

stimmungen des § 1 Abs. 2 hinaus auch Aschen von Personen beigesetzt werden, die bei ihrem Able-

ben ihren Hauptwohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt innerhalb einer sonstigen unmittelbar an die 

Kirchengemeinde angrenzenden Kirchengemeinde hatten, sofern auf dem dort jeweils zuständigen 

Friedhof keine vergleichbare Grabart angeboten wird.  
f) Die Gemeinschaftsgrabstätte wird vom Friedhofsträger gestaltet und dauernd gepflegt. Die Grab-

stätten werden als Rasenflächen angelegt. Die Lage der einzelnen Grabstätten wird nicht kenntlich 

gemacht; sie ergibt sich lediglich aus den Friedhofsverzeichnissen. Die Anbringung von Markierungen 

jeglicher Art durch die nutzungsberechtigte Person oder Angehörige ist nicht zulässig. Die Gemein-

schaftsgrabstätte erhält ein für alle Grabstätten gemeinsames Denkmal. Der Vorname und der Name, 

evtl. auch der Geburtsname, sowie das Geburts- und Sterbedatum der Bestatteten und Beigesetzten 

werden auf den dafür vorgesehenen Einrichtungen in einheitlicher Form angebracht. Darüber hi-

nausgehende Einträge sind nicht zugelassen. Die Eintragung wird von der Kirchengemeinde ggfs. in 

gesammelter Form, möglichst jedoch zum Ende des Kirchenjahres, veranlasst. Grabschmuck ist nur 

an den dafür besonders vorgesehenen Plätzen abzulegen. Unansehnlich gewordener Grabschmuck 
kann von den Friedhofsmitarbeitern entfernt werden. Das Ablegen von Grabschmuck direkt auf der 

Grabstelle ist mit Ausnahme des Sarggesteckes und/oder Familienkranzes anlässlich der Bestat-

tung/Beisetzung nicht zulässig. Der Kirchenvorstand ist zur Aufbewahrung abgeräumter Gegenstände 

(z.B. Pflanzschalen und dergl.) nicht verpflichtet. 

g) Ansprüche auf Nutzungsrechte ohne sofortige Inanspruchnahme für eine Bestattung/Beisetzung 

und ohne Ausweisung einer konkreten Grablage können erworben werden, indem ein Betrag in Höhe 

der Erwerbsgebühr für die gewünschte Grabstättenart dem Kirchenvorstand zur treuhänderischen 

Verwahrung übergeben wird. In diesem Fall erfolgt die Zuweisung der tatsächlichen Lage innerhalb 

der Gemeinschaftsgrabstätte erst bei tatsächlicher Inanspruchnahme für eine Bestattung/Beisetzung 

oder zu einem früheren Zeitpunkt auf Antrag der nutzungsberechtigten Person. Mit dieser örtlichen 
Zuweisung einer Grabstätte (Vergabe einer Grab-Nr./Grablage-bezeichnung) erfolgt die Umwandlung 

des bis dahin bestandenen Anspruches in ein tatsächliches Nutzungsrecht, für welches damit dann 

auch der Lauf der Nutzungszeit beginnt. Demzufolge ist ein solches Nutzungsrecht dann bei einer 
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eventuell erst späteren Belegung durch Verlängerung gem. § 13 Abs. 6 an die erforderliche Ruhezeit 

anzupassen. Der treuhänderisch überlassene Betrag wird vom Kirchenvorstand im Rahmen der all-

gemeinen Friedhofsmittel zinsbringend angelegt. Der Kirchenvorstand kann in der Friedhofsgebüh-

renordnung Bestimmungen treffen über eine eventuelle Nachforderung, wenn nach einer bestimm-

ten Laufzeit noch keine Umwandlung in ein tatsächliches Nutzungsrecht erfolgt ist und der hinterleg-

te Betrag einschließlich der angesammelten Zinserträge erheblich unter den dann aktuellen Gebüh-

ren bleibt. Bei einer eventuellen Rückforderung des hinterlegten Betrages vor der Umwandlung in 

ein konkretes Nutzungsrecht kann eine Kostenpauschale einbehalten werden. 

 
§ 14a 

Rasengrabstätten 

 

(1) Rasengrabstätten werden auf dem Friedhof an der Bundesstraße auf Feld C ausgewiesen. Bereits 

bestehende Grabnutzungsrechte bleiben unberührt. 

(2) Die Grabstätten werden als Reihengrabstätten für Erd- bzw. Urnenbestattungen angelegt. Es be-

steht damit grundsätzlich kein Anspruch auf Zuteilung einer Grabstätte in bestimmter Lage. Hiervon 

ausgenommen werden kann die Zuteilung einer unmittelbar angrenzenden Grabstätte für den noch 

lebenden Ehe-/Lebenspartner, wenn die Nutzungsrechte für diese beiden Grabstätten gleichzeitig 

erworben werden und die planerische Einteilung der Gesamtanlage dies zulässt. Die Dauer eines 
solchen Nutzungsrechtes an einer zunächst unbelegten Grabstätte ist dann bei späterer Belegung an 

die erforderliche Ruhezeit anzupassen. 

(3) Die Maße für neu anzulegende Grabstätten sollen etwa 2,50 m mal 1,20 m betragen. 

(4) Für die Nutzungsdauer und die Verlängerung bzw. Rückgabe des Nutzungsrechtes sind die Be-

stimmungen des § 13 Abs. 5 bis 8 sinngemäß anzuwenden. 

(5) Die Grabstätten sind durch den Nutzungsberechtigten innerhalb von 6 Wochen nach der Beiset-

zung von jeglichem Grabschmuck zu räumen. 

(6) Die Grabstätten werden von der Friedhofsverwaltung als Grünfläche ohne jegliche Bepflanzung 

und im Einzelnen ohne Einfassung angelegt. Die Rasengrabstätte ist je Grabstelle mit einer bündig in 

den Rasen eingelassenen liegenden Grabplatte aus Granit zu versehen. Die Platte muss eine Länge 
von 30 cm und eine Breite von 50 cm haben. Die Beschriftung ist einzugravieren; erhabene Buchsta-

ben sowie das Auslegen mit Gold- oder Silberschrift sind nicht zulässig. Geschieht dies nicht innerhalb 

von 3 Monaten nach Einebnung der Grabstätte, kann die Friedhofsverwaltung auf Kosten der nut-

zungsberechtigten Person eine Grabplatte nach Satz 1 anbringen lassen. 

(7) Das Ablegen von Grabschmuck während der Vegetationsperiode (Mai bis Oktober) ist auf einer 

Rasengrabstätte ist nicht zulässig. Er kann von den Friedhofsmitarbeitern jederzeit entfernt werden. 

Die Friedhofsverwaltung ist dabei zur Aufbewahrung abgeräumter Gegenstände (z.B. Pflanzschalen 

und dergl.) nicht verpflichtet. Außerhalb der Vegetationszeit (von November bis April) sind einfacher 

Grabschmuck sowie Grableuchten erlaubt. Diese sollen unterhalb der Namensplatte aufgestellt wer-

den. 

(8) Ansprüche auf Nutzungsrechte ohne sofortige Inanspruchnahme für eine Bestattung/Beisetzung 

und ohne Ausweisung einer konkreten Grablage können erworben werden, indem ein Betrag in Höhe 

der Erwerbsgebühr für die gewünschte Grabstättenart dem Kirchenvorstand zur treuhänderischen 

Verwahrung übergeben wird. In diesem Fall erfolgt die Zuweisung der tatsächlichen Lage innerhalb 

der Gemeinschaftsgrabstätte erst bei tatsächlicher Inanspruchnahme für eine Bestattung/Beisetzung 

oder zu einem früheren Zeitpunkt auf Antrag der nutzungsberechtigten Person. Mit dieser örtlichen 

Zuweisung einer Grabstätte (Vergabe einer Grab-Nr./Grablagebezeichnung) erfolgt die Umwandlung 

des bis dahin bestandenen Anspruches in ein tatsächliches Nutzungsrecht, für welches damit dann 

auch der Lauf der Nutzungszeit beginnt. Demzufolge ist ein solches Nutzungsrecht dann bei einer 

eventuell erst späteren Belegung durch Verlängerung gem. § 13 Abs. 6 an die erforderliche Ruhezeit 
anzupassen. Der treuhänderisch überlassene Betrag wird vom Kirchenvorstand im Rahmen der all-
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gemeinen Friedhofsmittel zinsbringend angelegt. Der Kirchenvorstand kann in der Friedhofsgebüh-

renordnung Bestimmungen treffen über eine eventuelle Nachforderung, wenn nach einer bestimm-

ten Laufzeit noch keine Umwandlung in ein tatsächliches Nutzungsrecht erfolgt ist und der hinterleg-

te Betrag einschließlich der angesammelten Zinserträge erheblich unter den dann aktuellen Gebüh-

ren bleibt. Bei einer eventuellen Rückforderung des hinterlegten Betrages vor der Umwandlung in 

ein konkretes Nutzungsrecht kann eine Kostenpauschale einbehalten werden. 

 

V - Anlage und Pflege der Grabstätten 

 

Dieser Abschnitt V gilt für alle Grabstätten des Friedhofes, sofern nicht für bestimmte Grabarten oder 

Friedhofsbereiche ausdrücklich abweichende Bestimmungen gefasst sind. 

 

§ 15 

Anlegungsgrundsätze 

 

(1) Grabstätten sind innerhalb von 6 Monaten nach der Belegung durch die nutzungsberechtigte 

Person als Grabstätte erkennbar herzurichten und zumindest für die Dauer bestehender Ruhezeiten 

angemessen instand zu halten. Die Art der Herrichtung wird in den Bestimmungen der jeweiligen 

Grabart geregelt. Werden Nutzungsrechte ohne sofortige Belegung im Voraus erworben oder über-
schreitet das Nutzungsrecht den Ablauf aller Ruhezeiten, ist diese Herrichtung bzw. Erhaltung als 

erkennbare Grabstätte nicht zwingend erforderlich; der Kirchenvorstand kann für die Pflege derarti-

ger Flächen jedoch besondere Gebührenregelungen treffen.  

(2) Grabstätten sind so zu gestalten und an die Umgebung anzupassen, dass der Friedhofszweck und 

die Würde des Friedhofs in seinen einzelnen Teilen und in seiner Gesamtanlage gewahrt werden. 

Grabstätten sind ebenerdig anzulegen, allenfalls geringfügig höher als das Niveau der angrenzenden 

oder nächsten Wege. Auf Dauer angelegte Grabhügel sind nicht zulässig. 

(3) Bei der Anlegung einer Grabstätte darf die zulässige Grabstättengröße nicht überschritten wer-

den. Gärtnerische und sonstige Anlagen außerhalb dieser Abmessungen sind den Inhabern von 

Grabnutzungsrechten nicht gestattet, sondern ausschließlich dem Friedhofsträger vorbehalten.  

 

§ 16  

Grabpflege, Grabbepflanzung, Grabschmuck 

 

(1) Für die Anlage und Pflege der Grabstätten sind die jeweils nutzungsberechtigten Personen zu-

ständig; die Anlage und Pflege der Rasengrabstätten und Gemeinschaftsgrabstätten obliegt der 

Friedhofsverwaltung. Der Friedhofsträger ist nicht verpflichtet, Vorkehrungen zur Verhütung von 

Schäden durch fremde Personen und durch Tiere zu treffen. 

(2) Grabstätten dürfen nur mit Gewächsen bepflanzt werden, durch die benachbarte Grabstätten 

und öffentliche Anlagen nicht beeinträchtigt werden. Das Pflanzen von Bäumen ist nicht gestattet. 
Sträucher dürfen nur angepflanzt werden, wenn sie ihrer Art nach eine Höhe von ca. 1,50 m nicht 

überschreiten werden. Ansonsten sind sie bei Überschreiten auf diese Höhe zurückzuschneiden oder 

zu entfernen. Die Bepflanzung darf seitlich nicht über die Grabstättengröße hinauswachsen. Sind auf 

einer Grabstätte ausnahmsweise z.B. mit Zustimmung des Kirchenvorstandes oder aufgrund früherer 

Zulässigkeit oder Duldung Bäume oder Büsche vorhanden, die die vorstehend festgelegte maximale 

Höhe überschreiten, andererseits aber das Gesamtbild des Friedhofes entscheidend prägen, kann der 

Kirchenvorstand die Rechte an solche Grabstätten mit Einschränkungen belegen, indem diese Objek-

te nur mit Zustimmung des Kirchenvorstandes entfernt oder entscheidend verändert werden dürfen.  

(3) Grabbepflanzung und Grabschmuck dürfen nur aus natürlichen Pflanzen bestehen. Kunststoffe 

und sonstige nicht verrottbare Stoffe dürfen in Kränzen, Gebinden und Gestecken und in sonstigem 
Grabschmuck sowie bei Pflanzenanzuchtbehältern, die an der Pflanze verbleiben, nicht verwandt 
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werden bzw. sie dürfen ebenso wie Verpackungsmaterial und Transportbehälter aus diesen Stoffen 

(z.B. Tragebeutel, Paletten, Töpfe u.ä.) nicht in die Friedhofsabfälle gelangen, sondern sind mitzu-

nehmen, soweit keine entsprechende Entsorgungsmöglichkeit angeboten wird. Verpackungsmaterial 

und Transportbehälter aus diesen Stoffen (z.B. Tragebeutel, Paletten, Töpfe, u.ä.) dürfen nicht in die 

Friedhofsabfälle gelangen, sondern sind wieder mitzunehmen. Die Verwendung von Pflanzenschutz- 

und Wildkrautbekämpfungsmitteln sowie von biologisch nicht abbaubaren Reinigungsmitteln für 

Grabmale und andere Anlagen ist nicht gestattet. Unansehnliche Behälter für Schnittblumen wie z.B. 

Blechdosen, Glasbehälter und Flaschen o.ä. sollen möglichst nicht verwandt werden; sie sind zumin-

dest durch Einlassen in die Erde unsichtbar zu halten. Zu entfernende Pflanzen und unansehnlich 
gewordener Grabschmuck sind an den dafür vorgesehenen Plätzen abzulegen. Eine evtl. vorgesehe-

ne Abfallsortierung ist zu beachten. 

(4) Grabeinfassungen können aus natürlichen Pflanzen oder festem Material bestehen, sofern in 

besonderen Gestaltungsvorschriften bestimmter Grabarten oder Friedhofsbereiche nicht etwas An-

deres bestimmt ist. Natürliche Pflanzen sind durch Beschneiden innerhalb der Grababmessungen und 

möglichst niedrig zu halten. Feste Einfassungen sind nur aus Naturstein zugelassen. Feste Einfassun-

gen sollen in Material und Gestaltung eine harmonische Einheit mit einem eventuellen Grabmal bil-

den. 

(5) Grabvollabdeckungen und -teilabdeckungen aus festem Material - das sind Grabplatten oder auch 

Abdeckungen mit Kies oder Splitt - sind auf einem ausgewiesenen Areal des Friedhofteils B72 zuge-
lassen, auf anderen Friedhofsteilen unerwünscht. Sollen solche Abdeckungen trotzdem aufgebracht 

werden, dürfen diese die Grabstätte nur bis maximal ¾ der Fläche bedecken (Teilabdeckung) und nur 

aus Naturstein bestehen. Abdeckungen mit anderen festen Materialien sind nicht zugelassen. Beim 

Belegen der Grabstätte mit Kies oder Splitt anstelle einer Bepflanzung darf kein luft- und wasserun-

durchlässiger Unterbau angelegt werden. 

 

§ 17 

Vernachlässigung 

 

(1) Wird eine Grabstätte nicht den Vorschriften entsprechend angelegt oder über einen längeren 
Zeitraum oder wiederholt derart in der Pflege vernachlässigt, dass der Gesamteindruck dieses Fried-

hofsbereiches darunter leidet, oder wachsen Pflanzen über die Größe der Grabstätte hinaus oder 

wird die zulässige Höhe der Bepflanzung überschritten, hat die nutzungsberechtigte Person nach 

schriftlicher Aufforderung der Friedhofsverwaltung die Grabstätte innerhalb einer gesetzten Frist in 

Ordnung zu bringen.  

(2) Werden die beanstandeten Mängel nicht in der gesetzten Frist beseitigt, kann die Friedhofsver-

waltung die Beeinträchtigungen auf Kosten der nutzungsberechtigten Person beseitigen oder die 

Grabstätte einebnen und begrünen lassen. Die Pflege solcher eingeebneter und begrünter Grabstät-

ten erfolgt bis zu einer möglichen Neuanlegung durch die nutzungsberechtigte Person durch den 

Friedhofsträger auf Kosten der nutzungsberechtigten Person. Grabmale werden dabei nach Möglich-
keit unter Beachtung der an die Standsicherheit zu stellenden Anforderungen erhalten. Der Kirchen-

vorstand ist darüber hinaus berechtigt, das Nutzungsrecht an der Grabstätte ohne Entschädigung 

einzuschränken oder bei nicht belegten Grabstätten auch zu entziehen, sofern die nutzungsberech-

tigte Person unter Darlegung der Gründe und unter Fristsetzung hierauf hingewiesen wurde. 

(3) Ist die nutzungsberechtigte Person nicht bekannt oder nicht ohne besonderen Aufwand zu ermit-
teln, wird durch eine öffentliche Bekanntmachung auf die Verpflichtung zur Herrichtung und Pflege 
hingewiesen. Außerdem kann die unbekannte nutzungsberechtigte Person durch ein Hinweisschild 
auf der Grabstätte aufgefordert werden, sich mit der Friedhofsverwaltung in Verbindung zu setzen. 
Bleiben die öffentliche Aufforderung oder der Hinweis auf der Grabstätte länger als 3 Monate unbe-
achtet, kann die Friedhofsverwaltung entsprechend Abs. 2 verfahren. 

(4) Bei ordnungswidrigem Grabschmuck kann entsprechend den Bestimmungen der Abs. 2 und 3 

verfahren werden. 
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VI - Grabmale und andere Anlagen 

 

§ 18  

Errichtung und Änderung 

 

(1) Grabmale dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Genehmigung des Kirchenvorstandes errichtet 

oder verändert werden. Die Genehmigung ist vor Aufstellung oder Änderung beim Kirchenvorstand 

schriftlich zu beantragen. Dem Antrag ist eine Zeichnung in einem geeigneten Maßstab beizufügen, 

aus der im Besonderen die Anordnung von Schrift und Symbol sowie alle wesentlichen Teile erkenn-
bar sind. Die Erteilung der Genehmigung setzt die Beachtung der Bestimmungen über die Gestaltung 

und Standsicherheit von Grabmalen - § 19 - voraus. Die Genehmigung ist während der Arbeiten auf 

dem Friedhof mitzuführen und auf Verlangen vorzuzeigen. Eine Genehmigung ist nicht erforderlich, 

wenn auf einem bereits vorhandenen Grabmal anlässlich einer weiteren Belegung lediglich zusätzli-

che Angaben in gleicher Ausführung wie die vorhandene Beschriftung angebracht werden sollen. 

(2) Entspricht die Ausführung eines errichteten oder veränderten Grabmals nicht der genehmigten 

Zeichnung und ist sie auch nicht genehmigungsfähig, setzt der Kirchenvorstand der nutzungsberech-

tigten Person eine angemessene Frist zur Beseitigung oder Abänderung des Grabmals. Nach ergeb-

nislosem Ablauf dieser Frist kann der Kirchenvorstand das Grabmal auf Kosten der nutzungsberech-

tigten Person entfernen lassen. Gleiches gilt auch bei nicht ordnungsgemäßer Gründung und Befesti-
gung des Grabmales. Die nutzungsberechtigte Person hat keinen Anspruch auf Erstattung oder sons-

tige Entschädigung für etwaige vor Erteilung der Genehmigung oder in Abweichung von der Geneh-

migung erbrachte Leistungen. Die Bestimmungen § 20 Abs. 3 gelten entsprechend. 

 

(3) Die Errichtung und Veränderung aller sonstigen baulichen Anlagen - ausgenommen feste Grabein-

fassungen im üblichen Umfang, sofern nicht besondere gestalterische Bestimmungen dem entgegen-

stehen - bedarf ebenfalls der vorherigen schriftlichen Genehmigung des Kirchenvorstandes. Die Ab-

sätze 1 und 2 gelten entsprechend.  

 

§ 19  

Gestaltung und Standsicherheit 

 

(1) Grabmale und andere Anlagen sind so zu gestalten, dass sie keine Verunstaltung des Friedhofes 
bewirken oder Friedhofsbesucher in ihrer Andacht stören können. Sie dürfen sich ferner in ihrer Ges-
taltung nicht gegen den christlichen Glauben oder die evangelische Kirche oder in anderer Weise 
gegen die Menschenwürde und die Würde eines Friedhofes richten. Dies gilt gleichermaßen auch für 
eventuelle Symbole. Werkstattbezeichnungen dürfen nur unten an der Seite oder Rückseite in unauf-
fälliger Weise angebracht werden. Bei der Größe der Grabmale ist auf die Größe der Grabstätte 
Rücksicht zu nehmen. Unverhältnismäßig große Grabmale sind zu vermeiden. Die Gesamthöhe ein-
schließlich Sockel soll 1,00 m nicht überschreiten. Das Grabmal soll sich harmonisch in das Gesamt-
bild des betroffenen Friedhofsbereiches eingliedern. Das Grabmal ist grundsätzlich auf der Westseite 
des Grabes mit der Schriftseite nach Osten aufzustellen. Der Kirchenvorstand kann für bestimmte 
Bereiche andere Bestimmungen erlassen. Wenn ein bestehendes Grabmal bei Inkrafttreten dieser 
Ordnung nicht dieser Standortbestimmung entspricht, ist dieser Zustand spätestens bei der nächsten 
Inanspruchnahme dieser Grabstätte herzustellen. Grabmale aus anderen Materialien als Naturstein 
(z.B. aus Zementmasse, Glas, Porzellan, Emaille, Blech, usw.) sind nicht gestattet. Grabmale, Stelen 
und Kreuze aus Holz sind zugelassen, sofern sie nur mit Holzimprägnierung behandelt werden. 
Schmiedeeiserne Kreuze sind zulässig, dürfen aber nur in Grautönen bzw. schwarz gestrichen wer-
den.  

 

(2) Grabmale und sonstige bauliche Anlagen müssen verkehrssicher sein. Sie sind entsprechend ihrer 

Größe nach den allgemeinen Regeln der Baukunst zu fundamentieren und so zu befestigen, dass sie 

dauerhaft standsicher sind und auch beim Öffnen benachbarter Gräber nicht umstürzen oder sich 
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senken können. Maßgebendes Regelwerk zur Auslegung der Regeln der Baukunst ist ausschließlich 

die aktuelle Fassung der „Richtlinie des Bundesinnungsverbandes des Deutschen Steinmetz-, Stein- 

und Holzbildhauerhandwerks (BIV)“. Die BIV-Richtlinie gilt für die Planung, Erstellung, Ausführung 

und jährliche Prüfung der Grabmalanlagen.  

(3) Grabmale oder sonstige bauliche Anlagen sind dauernd in verkehrssicherem Zustand zu erhalten. 

Hierfür ist die nutzungsberechtigte Person verantwortlich. Erscheint die Standsicherheit von Grabma-

len, anderen Anlagen oder Teilen davon gefährdet, ist die für die Unterhaltung verantwortliche nut-

zungsberechtigte Person verpflichtet, unverzüglich Abhilfe zu schaffen. Bei Gefahr im Verzuge kann 

die Friedhofsverwaltung auf Kosten der nutzungsberechtigten Person für den Einzelfall geeignete 
Sicherungsmaßnahmen treffen (z.B. Absperrungen, Umlegen von Grabmalen). Wird der ordnungs-

widrige Zustand trotz schriftlicher Aufforderung der Friedhofsverwaltung nicht innerhalb einer fest-

gesetzten angemessenen Frist beseitigt, ist die Friedhofsverwaltung berechtigt, die Grabmale, andere 

Anlagen oder Teile davon auf Kosten der nutzungsberechtigten Person zu entfernen. Ist die nut-

zungsberechtigte Person nicht bekannt oder ohne besonderen Aufwand nicht zu ermitteln, genügen 

als Aufforderung eine öffentliche Bekanntmachung und ein Hinweisschild auf der Grabstätte für die 

Dauer von einem Monat.  

 

§ 20  

Entfernung 

 

(1) Grabmale und andere Anlagen dürfen vor Ablauf der Nutzungszeit nur mit vorheriger Zustimmung 

der Friedhofsverwaltung entfernt werden.  

 

(2) Nach Ablauf der Nutzungszeit sind Grabmale und sonstige Anlagen innerhalb einer Frist von 3 

Monaten, spätestens jedoch innerhalb einer nach Aufforderung durch die Friedhofsverwaltung ge-

setzten Frist durch die bisherige nutzungsberechtigte Person von der Grabstätte und vom Friedhof zu 

entfernen. Dazu gehören insbesondere auch Fundamente und eventuelle sonstige nicht sichtbare 

Teile baulicher Anlagen. Ausgenommen bleiben Grabmale und Anlagen, die gemäß § 21 für den 

Friedhof bzw. die Allgemeinheit als erhaltenswert festgestellt worden sind. Nach Ablauf dieser Fris-

ten kann der Kirchenvorstand die Räumung der Grabstätte und Entfernung der Grabmale und sonsti-
gen Anlagen auf Kosten der bisher nutzungsberechtigten Person veranlassen. Ist die nutzungsberech-

tigte Person nicht bekannt oder ohne besonderen Aufwand nicht zu ermitteln, genügen als Aufforde-

rung eine öffentliche Bekanntmachung und ein Hinweisschild auf der Grabstätte für die Dauer von 

drei Monaten.  

(3) Die Friedhofsverwaltung ist zur Aufbewahrung solcher abgeräumter Grabmale und sonstiger An-

lagen nicht verpflichtet. Der Friedhofsträger hat keinen Ersatz für diese Grabmale und sonstige Anla-

gen zu leisten. 

 

§ 21 
Grabmale mit Denkmalwert 

 

Grabmale mit allgemeinem Denkmalwert werden nach Möglichkeit von der Kirchengemeinde erhal-
ten. Einzelfälle werden durch Kirchenvorstandsbeschluss festgestellt. 
 

§ 22 

Grabgewölbe 

 

Grabgewölbe, Urnenkammern und Mausoleen dürfen nicht gebaut werden. Sind solche Anlagen bei 
Inkrafttreten dieser Ordnung vorhanden, so sind sie von der nutzungsberechtigten Person in einem 
ordnungsgemäßen und verkehrssicheren Zustand zu erhalten oder zu beseitigen. Im Übrigen gelten 
die Bestimmungen dieser Ordnung über Mängel an Grabmalen und deren Beseitigung entsprechend. 



- 779 - 

VII - Leichengebäude/Trauerräume 

 

§ 23 

Leichenhalle 

 

(1) Die Leichenhalle dient zur Aufnahme von Leichen bis zu deren Bestattung oder Überführung an 

einen anderen Ort. 

(2) Auf Wunsch der Angehörigen kann ein Sarg, sofern keine Bedenken bestehen, in der Leichenhalle 

von einem Beauftragten der Friedhofsverwaltung geöffnet werden. Särge sollen spätestens eine hal-
be Stunde vor Beginn der Trauerfeier geschlossen werden. 

(3) Ein Sarg, in dem eine verstorbene Person liegt, die im Zeitpunkt des Todes an einer nach dem 

Infektionsschutzgesetz meldepflichtigen Krankheit gelitten oder bei der der Verdacht einer solchen 

Krankheit zu dem genannten Zeitpunkt bestanden hat, wird nach Möglichkeit in einem besonderen 

Raum aufgestellt. Der Sarg darf nur mit schriftlicher Genehmigung der unteren Gesundheitsbehörde 

geöffnet werden. 

 

§ 24 

Friedhofskapelle 

 

(1) Für die Trauerfeier steht die Friedhofskapelle zur Verfügung. 

(2) Die Trauerfeier muss der Würde des Ortes entsprechen. Die Bestimmungen des § 7 sind sinnge-

mäß anzuwenden. 

(3) Die Aufstellung des Sarges kann versagt werden, wenn die verstorbene Person im Zeitpunkt des 

Todes an einer nach dem Infektionsschutzgesetz meldepflichtigen Krankheit gelitten oder bei ihr der 

Verdacht einer solchen Krankheit zu dem genannten Zeitpunkt bestanden hat oder wenn Bedenken 

wegen des Zustandes der Leiche bestehen. 

 

§ 25 
Trauerfeier in der Kirche 

 

(1) Für verstorbene Mitglieder der Kirchengemeinde und für verstorbene Personen, die zum Zeit-

punkt ihres Todes Mitglied einer der Arbeitsgemeinschaft christlicher Kirchen in Deutschland e.V. 

angehörenden Kirche oder kirchlichen Gemeinschaft waren, steht für die Trauerfeier anstelle einer 

Friedhofskapelle die Kirche zur Verfügung.  

(2) Die Bestimmungen § 24 Abs. 2 und 3 gelten gleichermaßen. 

(3) Der Kirchenvorstand kann in Abstimmung mit dem Pfarramt bei fehlenden Voraussetzungen nach 

Abs. 1 in begründeten Fällen Ausnahmen für die Benutzung der Kirche zulassen. 
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VIII – Schlussbestimmungen 

 

§ 26 
Gebühren 

 

Für die Benutzung des Friedhofes und seiner Einrichtungen werden Gebühren nach der jeweils gel-

tenden Friedhofsgebührenordnung erhoben.  

 

§ 27 
Übergangsvorschriften 

 

(1) Diese Ordnung gilt für alle bestehenden Nutzungsrechte, vorbehaltlich der Bestimmungen des 

Absatzes 2. 

(2) Für diejenigen Grabstätten, an denen bei der Neuanlegung des Friedhofes „an der Kirche“ zu des-

sen Herstellungsfinanzierung Nutzungsrechte ohne Anlass einer Beerdigung erworben wurden, be-

gann die Nutzungszeit gem. § 13 erst mit dem Zeitpunkt der ersten Inanspruchnahme der Grabstätte 

oder bei der ersten Umschreibung der Nutzungsrechte auf eine andere berechtigte Person zu laufen. 

Diese Bestimmung gilt weiterhin. Die hiervon betroffenen Grabstätten werden in den Friedhofsunter-

lagen besonders ausgewiesen. 
 

§ 28 
Inkrafttreten 

 

Diese Friedhofsordnung tritt nach der kirchenaufsichtlichen Genehmigung am Tage nach ihrer öffent-

lichen Bekanntmachung, frühestens jedoch am  01.01.2015 in Kraft. Gleichzeitig treten die Bestim-

mungen bisheriger Friedhofsordnungen der Kirchengemeinde außer Kraft, soweit in § 27 keine be-

sondere Regelung erfolgt ist. 
 

Ausfertigung und kirchenaufsichtliche Genehmigung: 

 
Die vorstehende Friedhofsordnung wurde beschlossen durch den Kirchenvorstand der Ev.-luth. Kir-

chengemeinde in Mittegroßefehn am 26.11.2014. 

Sie wird hiermit ausgefertigt und gilt gemäß § 66 Abs. 7 der Kirchengemeindeordnung als kirchenauf-

sichtlich genehmigt. 

 

Für den Kirchenkreisvorstand des Ev.-luth. Kirchenkreises Aurich:  

 

Aurich, den 01.12.2014 

 

Ev.-luth. Kirchenamt in Aurich  
 

 

Friedhofsgebührenordnung 
für den Friedhof der Evangelisch-lutherischen Kirchengemeinde  

Mittegroßefehn 
 

Gemäß § 5 der Rechtsverordnung über die Verwaltung kirchlicher Friedhöfe (Friedhofsrechtsverord-

nung) vom 13. November 1973 (KABl. 1974 S. 1) und § 26 der Friedhofsordnung für den Friedhof der 

Ev.-luth. Kirchengemeinde Mittegroßefehn hat der Kirchenvorstand folgende Friedhofsgebührenord-

nung beschlossen: 
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§ 1 – Allgemeines 

 

Für die Benutzung des Friedhofes und seiner Einrichtungen sowie für sonstige in § 6 aufgeführte Leis-

tungen der Friedhofsverwaltung werden Gebühren nach dieser Gebührenordnung erhoben. 

 

§ 2 – Gebührenschuldner 

 

(1) Gebührenschuldner der Benutzungsgebühr ist, 

1. wer die Bestattung oder sonstige gebührenpflichtige Leistung nach dieser Ordnung beantragt 

 oder durch ihm zurechenbares Verhalten ausgelöst hat, 

2. wer das Nutzungsrecht an einer Grabstätte erworben oder verlängert hat, 

3. wer die Gebührenschuld gegenüber der Friedhofsverwaltung durch schriftliche Erklärung 

 übernommen hat oder wer für die Gebührenschuld eines anderen kraft Gesetzes haftet. 

(2) Gebührenschuldner der Verwaltungsgebühr ist, 

1. wer die Verwaltungshandlung veranlasst oder in wessen Interesse sie vorgenommen wird, 

2. wer die Gebührenschuld gegenüber der Friedhofsverwaltung durch schriftliche Erklärung 

 übernommen hat oder wer für die Gebührenschuld eines anderen kraft Gesetzes haftet. 

(3) Mehrere Gebührenschuldner sind Gesamtschuldner. 

 

§ 3 - Entstehen der Gebührenpflicht 

 

(1) Bei Grabnutzungsgebühren entsteht die Gebührenschuld bereits mit der Begründung des Nut-

zungsrechtes für die gesamte Nutzungsdauer der Grabstätte oder bereits mit der Verlängerung des 

Nutzungsrechtes für den Zeitraum der gesamten Verlängerung der Grabstätte. 

(2) Bei sonstigen Benutzungsgebühren entsteht die Gebührenschuld mit der Inanspruchnahme der 

jeweiligen gebührenpflichtigen Leistung. 

(3) Bei Verwaltungsgebühren entsteht die Gebührenschuld mit der Vornahme der Verwaltungshand-

lung. 

 

§ 4 - Festsetzung und Fälligkeit 

 

(1) Die Heranziehung zu Gebühren erfolgt durch schriftlichen Bescheid. Die Gebühren sind innerhalb 

eines Monats nach Bekanntgabe des Gebührenbescheides zu zahlen. 

(2) Die Friedhofsverwaltung kann die Benutzung des Friedhofes untersagen und Leistungen verwei-

gern, sofern ausstehende Gebühren nicht entrichtet worden sind oder eine entsprechende Sicherheit 

nicht geleistet ist. 

 

§ 5 – Säumniszuschläge, Kosten, Einziehung rückständiger Gebühren 

 

(1) Werden Gebühren nicht bis zum Ablauf des Fälligkeitstages entrichtet, so kann für jeden angefan-

genen Monat der Säumnis ein Säumniszuschlag von 1 % des abgerundeten rückständigen Gebühren-

betrages erhoben werden; abzurunden ist auf den nächsten durch 50,00 € teilbaren Betrag.  

(2) Für schriftliche Mahnungen sind die entstandenen Portokosten durch den Gebührenschuldner 

oder die Gebührenschuldnerin zu erstatten. 
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(3) Rückständige Gebühren, Säumniszuschläge sowie Kosten nach Absatz 2 werden im Verwaltungs-

zwangsverfahren eingezogen. Die Kosten der Vollstreckung hat der Vollstreckungsschuldner oder die 

Vollstreckungsschuldnerin zu tragen. 

 

§ 6 – Gebührentarif 

 

I. Gebühren für die Verleihung von Nutzungsrechten an Grabstätten: 

1.  Neuerwerb  - je Grabstelle  

1.1. einer Wahlgrabstätte, für 30 Jahre:--------------------------------------------- 330,00 € 
 

1.2. einer Stelle in einer Gemeinschaftsgrabanlage 

 Die Gebühr beinhaltet die Verleihung des Nutzungsrechtes, die Inschrift auf dem Gemein-

 schaftsdenkmal, anteilig die Pflege der Anlage sowie die Absung der Friedhofsunterhaltungs-

 gebühr: 

1.2.1. Sargstelle, für 30 Jahre:-----------------------------------------------------------1.385,00 € 

1.2.2. Urnenstelle, für 30 Jahre: ---------------------------------------------------------- 770,00 € 

 

1.3. einer Rasengrabstätte 

 Die Gebühr beinhaltet die Verleihung des Nutzungsrechtes, die Anlegung der Grabstätte als 
 Grünfläche und deren laufenden Pflege sowie die Ablösung der Friedhofsunterhaltungsge-

 bühr: 

 für 30 Jahre: -------------------------------------------------------------------------1.050,00 € 

 

2. Verlängerung  - für jedes Jahr je Grabstelle - 
2.1. für eine Grabstätte gem. Ziffer 1.1.: ----------------------------------------------11,00 € 

2.2. für eine Grabstätte gem. Ziffer 1.2.1.: -------------------------------------------30,00 € 

2.3. für eine Grabstätte gem. Ziffer 1.2.2.: -------------------------------------------18,00 € 

2.4. für eine Grabstätte gem. Ziffer 1.3.: ----------------------------------------------35,00 € 

 
Die Gebühr für die Verlängerung einer Grabstätte gem. Ziffer 1.2.1., 1.2.2. und 1.3. beinhaltet die 

Gebühr für das Nutzungsrecht, die (anteilige) Pflege der Grabstelle, sowie die Friedhofsunterhal-

tungsgebühr für ein Jahr. 

 

3. Überschreitet bei zusätzlicher Beisetzung einer Urne in einer bereits belegten Wahlgrabstät-

 te die neue Ruhezeit die bisherige Nutzungszeit, wird eine Gebühr nach vorstehenden Sätzen 

 unter Ziffer 2. für jedes Jahr der Anpassung an die neue Ruhezeit erhoben, bei mehrstelligen 

 Grabstätten für jede Stelle. 

4. Wiedererwerbe und Verlängerungen von Nutzungsrechten sind nur in vollen Kalenderjahren 

 und nur in den nach § 13 Abs. 7 der Friedhofsordnung vorgegebenen Zeitabschnitten mög-
 lich. 

 

II. 

entfällt 
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III. Nutzungsgebühren: 

Benutzung der Leichenhalle – je Benutzungsfall: -------------------------------------- 120,00 € 

 

IV. Friedhofsunterhaltungsgebühr: 

pro Jahr je Grabstelle: ---------------------------------------------------------------------------14,00 € 

 

V. Sonstige Gebühren: 
1. Genehmigung zur Errichtung oder Änderung eines Grabmales: 

1.1. liegendes Grabmal: ----------------------------------------------------------------------5,00 € 
1.2. stehendes Grabmal (inkl. jährl. Standsicherheitsprüfung): ------------------21,00 € 

2. Verwaltungstätigkeiten auf Antrag/Veranlassung durch Nutzungsberechtigte 

 (z.B. Umschreibung des Nutzungsrechtes, Änderung einer bestehenden 

 Grabart, …):------------------------------------------------------------------------------10,00 € 

3. Abfallbeseitigung – je Beerdigung -:-----------------------------------------------20,00 € 

4. Teetafel im Gemeindehaus 

4.1. großer Saal: -----------------------------------------------------------------------------60,00 € 

4.2. kleiner Saal: -----------------------------------------------------------------------------30,00 € 

 

VI. - Zusätzliche Leistungen 

Für besondere oder zusätzliche Leistungen, die im Gebührentarif nicht vorgesehen sind, setzt der 

Kirchenvorstand die zu entrichtende Vergütung von Fall zu Fall nach dem tatsächlichen Aufwand fest. 

Zusätzlich kann der Kirchenvorstand die Erstattung von dadurch entstandenen Sachkosten und Aus-

lagen festsetzen. 

 

§ 7 – Vorausleistungen 

Vorausleistungen auf die Friedhofsunterhaltungsgebühr – Ziffer IV – auf freiwilliger Basis werden als 

treuhänderische Hinterlegung behandelt und die entsprechende Grabstätte von der jeweiligen He-

bung ausgesetzt, solange dieses Treuhandkonto einen positiven Bestand aufweist.  

 

§ 8 - Schlussvorschriften 

(1) Diese Friedhofsgebührenordnung tritt nach ihrer Genehmigung am Tag nach der öffentlichen 

Bekanntmachung, jedoch frühestens am 01.01.2015 in Kraft. 

(2) Mit Inkrafttreten dieser Friedhofsgebührenordnung treten die bisherigen Bestimmungen über 

Friedhofsgebühren außer Kraft 

 

Ausfertigung und kirchenaufsichtliche Genehmigung: 

 

Die vorstehende Friedhofsgebührenordnung wurde beschlossen durch den Kirchenvorstand der Ev.-

luth. Kirchengemeinde in Mittegroßefehn am 26.11.2014. 
Sie wird hiermit ausgefertigt und gilt gemäß § 66 Abs. 7 der Kirchengemeindeordnung als kirchenauf-

sichtlich genehmigt. 

 

 

Für den Kirchenkreisvorstand des Ev.-luth. Kirchenkreises Aurich:  

 

Aurich, den 01.12.2014 

 

Ev.-luth. Kirchenamt in Aurich  
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Friedhofsordnung für den Friedhof der 
Evangelisch-lutherischen Kirchengemeinde 

Westeraccum 
 

 

Der kirchliche Friedhof ist die Stätte, auf der die Gemeinde ihre Toten zur letzten Ruhe bettet. 

Er ist mit seinen Gräbern ein sichtbares Zeichen dafür, dass der Mensch vergänglich ist. 

Er ist aber auch ein Ort für die Verkündung der Botschaft, dass Christus dem Tod die Macht  
genommen hat und denen, die an ihn glauben, das ewige Leben geben wird. 

An der Gestaltung des Friedhofes wird sichtbar, inwieweit der Toten in Liebe gedacht wird 

und bei diesem Gedenken christlicher Glaube lebendig ist. 

Aus dieser Erkenntnis und in dieser Gewissheit erhalten Arbeit und Gestaltung eines  

christlichen Friedhofes ihren Sinn, ihre Richtung und Weisung. 

 

 

Gemäß § 4 der Rechtsverordnung über die Verwaltung kirchlicher Friedhöfe (Friedhofsrechtsverord-

nung) vom 13.11.1973 (KABl. 1974 S. 1) hat der Kirchenvorstand der Evangelisch-lutherischen Kir-

chengemeinde Westeraccum (im Nachfolgenden als „Kirchenvorstand“ bzw. „Kirchengemeinde“ 

bezeichnet) folgende Friedhofsordnung beschlossen: 
 

Inhaltsverzeichnis 
 

I - Allgemeine Bestimmungen 
 

§ 1 - Geltungsbereich und Friedhofszweck 

§ 2 - Rechtscharakter, Leitung und Verwaltung 

§ 3 - Schließung und Entwidmung 

 

II - Ordnungsvorschriften 
§ 4 - Öffnungszeiten 

§ 5 - Verhalten auf dem Friedhof 

§ 6 - Dienstleistungen/Gewerbliche Tätigkeiten 

 
III - Bestattungs-/Beisetzungsvorschriften 
§ 7 - Anmeldung einer Bestattung/Beisetzung 

§ 8 - Särge / Urnen 

§ 9 - Ruhezeit 

§ 10 - Ausgrabungen und Umbettungen 

 

IV - Grabstätten 
§ 11 - Allgemeines 

 11/01 - Geltungsbereich 
 11/02 - Grabstätte / Grabstelle 

 11/03 - Rechte an Grabstätten 

 11/04 - Nutzungsrecht / Nutzungszeit 

 11/05 - Übergang / Übertragung von Nutzungsrechten 

 11/06 - Grabmaße 

 11/07 - Ausheben der Gräber 

 11/08 - Bestattungs-/Beisetzungsberechtigte 

 11/09 - Arten von Grabstätten 

§ 12 - Reihengrabstätten 
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§ 13 - Wahlgrabstätten 

§ 14 – Gemeinschaftsgrabstätten 

 

V - Anlage und Pflege der Grabstätten 
§ 15 - Anlegungsgrundsätze 

§ 16 - Grabpflege, Grabbepflanzung, Grabschmuck 

§ 17 – Vernachlässigung 

 

VI - Grabmale und andere Anlagen 
§ 18 - Errichtung und Änderung 

§ 19 - Gestaltung und Standsicherheit 

§ 20 - Entfernung 

§ 21 - Grabmale mit Denkmalwert 

§ 22 – Grabgewölbe 

 

VII - Leichengebäude/Trauerräume 
§ 23 - Leichenhalle 

§ 24 - Friedhofskapelle 

§ 25 - Trauerfeier in der Kirche 
 

VIII - Schlussbestimmungen 
§ 26 - Gebühren 

§ 27 - Übergangsvorschriften 

§ 28 - Inkrafttreten 

 

Ausfertigung und Genehmigung 

 

Hinweise 
 

I - Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 
Geltungsbereich und Friedhofszweck 

(1) Diese Friedhofsordnung gilt für den Friedhof der Kirchengemeinde in seiner jeweiligen Größe. Der 

Friedhof umfasst z.Z. folgende/s Grundstück/e: 

Nr. Gemarkung Flur Flurstück  Größe qm 

1  Westeraccum 9 127/1  ca. 1.824 qm 

2 “ 9 120/1  ca. 149 qm 

3 “ 9 109/2  ca. 764 qm 

4 “ 9 110  1.065 qm 

5 “ 9 111/6  362 qm 

6 “ 9 112/3  238 qm 
7 “ 9 146  241 qm 

8 “ 9 171/108  102 qm 

9 “ 9 172/108  53 qm 

 

     Größe insgesamt: 4.798 qm 
 

Eigentümerin der unter Nr. 1 und 2 aufgeführten Flurstücke ist die Kirchengemeinde, Eigentümerin 

der unter Nr. 3-9 aufgeführten Flurstücke ist die Gemeinde Dornum. 
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(2) Der Friedhof dient der Bestattung der Leichen bzw. der Beisetzung der Aschen der Personen, die 

bei ihrem Ableben ihren Wohnsitz oder ständigen Aufenthalt im Gebiet der Kirchengemeinde Weste-

raccum / Gemeinde Dornum hatten sowie derjenigen, die bei ihrem Tode bereits ein Recht an einer 

bestimmten Grabstätte besaßen oder deren Bestattung bzw. Beisetzung in der Grabstätte einer an-

deren nutzungsberechtigten Person nach den Regelungen des § 11/08 Abs. 2 möglich ist. Darüber 

hinaus dient der Friedhof auch der Bestattung bzw. Beisetzung von Fehlgeborenen und Ungeborenen 

gemäß § 2 des Niedersächsischen Bestattungsgesetzes vom 08.12.2005, soweit ein Elternteil die Vor-

aussetzungen entsprechend Satz 1 erfüllt. Die Bestattung bzw. Beisetzung anderer Personen bedarf 

der vorherigen Zustimmung des Kirchenvorstandes. 
 

§ 2 

Rechtscharakter, Leitung und Verwaltung 

 

(1) Der Friedhof ist eine unselbständige Anstalt des öffentlichen Rechts. Er wird vom Kirchenvorstand 

verwaltet. 

(2) Die Verwaltung des Friedhofs richtet sich nach dieser Friedhofsordnung, den kirchlichen Bestim-

mungen und den allgemeinen staatlichen Vorschriften. 

(3) Mit der Wahrnehmung der laufenden Verwaltungsaufgaben hat der Kirchenvorstand das Evange-

lisch-lutherische Kirchenamt in Aurich in Zusammenarbeit mit einem/r jeweils vom Kirchenvorstand 

zu bestimmenden Friedhofsverwalter/in vor Ort beauftragt (gemeinsam im Folgenden als „Friedhofs-
verwaltung“ bezeichnet). Die zusätzliche Bildung eines Friedhofsausschusses ist möglich. 

 

(4) Erforderliche personenbezogene Daten im Zusammenhang mit einer Bestattung bzw. Beisetzung, 

einer Verleihung, Verlängerung oder Übertragung eines Nutzungsrechts an einer Grabstätte, einer 

Anzeige zur Errichtung eines Grabmals oder anderer Anlagen, dem Tätigwerden von Dienstleistungs-

erbringern sowie mit der Erhebung von Gebühren und Entgelten dürfen für den jeweiligen Zweck 

erhoben, verarbeitet und genutzt werden. 

(5) Der Kirchenvorstand führt Verzeichnisse der Grabstätten, der Nutzungsrechte, der Bestatteten 

und Beigesetzten sowie deren Ruhezeiten. Werden diese Verzeichnisse an verschiedenen Stellen 

bzw. von verschiedenen Mitarbeitern/Mitarbeiterinnen als Arbeitsexemplare geführt, gilt nur der im 
Kirchenamt gespeicherte Datenbestand als die einzige rechtsverbindliche Version aller Verzeichnisse. 

(6) Der Kirchenvorstand kann einen in Ausführung dieser Friedhofsordnung rechtsverbindlichen Ges-

taltungsplan erstellen, in dem u.a. die Zulässigkeit bestimmter Grabarten oder Gestaltungen in den 

jeweiligen Friedhofsbereichen sowie die räumlichen und zeitlichen Regelungen für die Vergabe neuer 

Nutzungsrechte festgelegt werden. 

 

§ 3 

Schließung und Entwidmung 

 

(1) Der Friedhof, einzelne Friedhofsteile oder einzelne Grabstätten können aus einem wichtigen 
Grund beschränkt geschlossen, geschlossen und entwidmet werden. 

(2) Nach der beschränkten Schließung dürfen keine neuen Nutzungsrechte mehr verliehen werden. 
Eine Verlängerung von bestehenden Nutzungsrechten darf lediglich zur Anpassung an die Ruhezeit 
erfolgen. Bestattungen/Beisetzungen dürfen nur noch in Grabstätten stattfinden, an denen im Zeit-
punkt der beschränkten Schließung noch Nutzungsrechte bestehen, sofern die Grabstätten noch 
nicht belegt sind oder sofern zu dem genannten Zeitpunkt die Ruhezeiten abgelaufen waren. Grab-
stellen, an denen die Ruhezeit nach dem Zeitpunkt der beschränkten Schließung abläuft, dürfen nicht 
neu belegt werden. Eingeschränkt werden kann auch der Kreis der Berechtigten und auch die Art der 
Bestattung oder Beisetzung. Nachträgliche Ausnahmen von diesen Einschränkungen kann der Kir-
chenvorstand im Einzelfall zur Vermeidung unbilliger Härten bei bestehenden Nutzungsrechten zu-
lassen. 
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(3) Nach der Schließung dürfen Bestattungen und Beisetzungen nicht mehr vorgenommen werden. 

(4) Durch die Entwidmung wird die Eigenschaft als Ruhestätte der Verstorbenen aufgehoben. Die 

Entwidmung wird erst ausgesprochen, wenn keine Nutzungsrechte mehr bestehen, sämtliche Ruhe-

zeiten abgelaufen sind und eine angemessene Pietätsfrist vergangen ist. 

 

II – Ordnungsvorschriften 

 

§ 4 

Öffnungszeiten 

 

(1) Der Friedhof ist während der an den Eingängen bekannt gegebenen Zeiten - in jedem Fall aber nur 

bei Tageslicht - für den Besuch geöffnet. Außerhalb dieser Zeiten ist das Betreten nicht gestattet. 

(2) Aus besonderem Anlass kann der Friedhof ganz oder teilweise für den Besuch vorübergehend 

geschlossen werden.  

(3) Sofern bei eventueller Schnee- und/oder Eisglätte die Wege auf dem Friedhof nur insoweit ge-

räumt werden, wie dies für die notwendige Aufrechterhaltung des Friedhofszweckes erforderlich ist, 

geschieht die Benutzung nicht geräumter oder gestreuter Wege durch Friedhofsbesucher dann auf 

eigene Gefahr. 

 
§ 5 

Verhalten auf dem Friedhof 

 

(1) Jede Person hat sich auf dem Friedhof der Würde des Ortes entsprechend zu verhalten und Äuße-

rungen, die sich in verletzender Weise gegen den christlichen Glauben oder die evangelische Kirche 

richten, die Würde des Menschen oder die Ruhe der Toten verletzen oder die geeignet sind, politi-

sche Gedanken öffentlich zu verbreiten, zu unterlassen. Die Anordnungen des Friedhofspersonals 

sind zu befolgen. Die Friedhofsverwaltung kann Personen, die der Friedhofsordnung zuwiderhandeln, 

das Betreten des Friedhofes untersagen. Kinder unter 12 Jahren dürfen den Friedhof nur in Beglei-

tung und unter der Verantwortung Erwachsener betreten. 

(2) Auf dem Friedhof ist insbesondere nicht gestattet: 

a) das Befahren der Wege mit Fahrzeugen aller Art - ausgenommen sind Kinderwagen, Rollstühle, 

Handwagen sowie Fahrzeuge der Friedhofsverwaltung und der für den Friedhof zugelassenen Dienst-

leistungserbringer; ebenfalls nicht zugelassen sind Rollschuhe jeder Art, Rollbretter und ähnliche 

Sportgeräte; werden Fahrräder zum Transport von Arbeitsgeräten und Grabschmuck benötigt, sind 

diese zu schieben, 

b) Waren aller Art zu verkaufen sowie Dienstleistungen anzubieten, 

c) Film-, Ton-, Video- und Fotoaufnahmen außer zu privaten Zwecken zu erstellen und zu verwerten; 

derartige Aufnahmen sind während Trauerfeiern und Bestattungen/Beisetzungen auch zu privaten 

Zwecken grundsätzlich nicht zugelassen, soweit sie sich störend auf den jeweiligen Handlungsablauf 
auswirken könnten, 

d) Druckschriften und andere Medien (z.B. CD, DVD, u.a.) zu verteilen, ausgenommen solche, die im 

Rahmen der Bestattungs- bzw. Beisetzungsfeier notwendig und üblich sind, 

e) Tiere mitzubringen (Hunde werden geduldet, sofern sie angeleint sind und gewährleistet ist, dass 

sie die Wege nicht verlassen und Grabstätten und Anlagen nicht beschädigen oder verunreinigen), 

f) Abfälle außerhalb der dafür vorgesehenen Plätze abzulegen, 

g) Abfälle, die nicht auf dem Friedhof entstanden sind, mitzubringen und in den Einrichtungen des 

Friedhofes zu entsorgen, 

h) Einrichtungen und Anlagen außerhalb der vorgesehenen Wege zu betreten, 

i) Einrichtungen und Anlagen einschließlich der Grabstätten zu verunreinigen oder zu beschädigen, 
j) zu lärmen und zu spielen, 
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k) den Friedhof für sportliche Betätigungen zu benutzen, 

l) an Sonn- und Feiertagen und in der Nähe von Bestattungs- bzw. Beisetzungsfeiern - dazu gehört 

auch ein sich auf dem Friedhof bewegende Trauerzug - Arbeiten auszuführen. 

(3) Der Kirchenvorstand kann Ausnahmen zulassen, soweit die Interessen Anderer nicht beeinträch-

tigt werden. Der Kirchenvorstand kann für die Ordnung auf dem Friedhof weitere Bestimmungen 

erlassen. 

(4) Besondere Veranstaltungen auf dem Friedhof bedürfen der Genehmigung des Kirchenvorstandes. 

 

§ 6 

Dienstleistungen / Gewerbliche Tätigkeiten 

 

(1) Dienstleistungserbringer (Bildhauer, Steinmetze, Gärtner, Bestatter, usw.) haben die für den 

Friedhof geltenden Bestimmungen zu beachten. 

(2) Tätig werden dürfen nur solche Dienstleistungserbringer, die fachlich geeignet und in betriebli-

cher und personeller Hinsicht zuverlässig sind. 

(3) Dienstleistungserbringern kann die Ausübung ihrer Tätigkeit von der Friedhofsverwaltung auf Zeit 

oder auf Dauer untersagt werden, wenn der Dienstleistungserbringer trotz vorheriger Mahnung ge-

gen für den Friedhof geltende Bestimmungen verstoßen hat. Bei einem schwerwiegenden Verstoß ist 

eine Mahnung entbehrlich. 

(4) Die für die Arbeiten erforderlichen Werkzeuge und Materialien dürfen auf dem Friedhof nur vo-

rübergehend und nur an Stellen gelagert werden, an denen sie nicht hindern oder andere Friedhofs-

besucher und -benutzer gefährden. Die Arbeits- und Lagerplätze sind nach Beendigung der Tagesar-

beit zu säubern und in einem ordnungsgemäßen Zustand zu verlassen bzw. bei Unterbrechung der 

Tagesarbeit so herzurichten, dass eine Behinderung und Gefährdung Anderer ausgeschlossen ist. 

Dienstleistungserbringer dürfen auf dem Friedhof keinen Abraum (z.B. abgeräumte Grabsteine, Ein-

fassungen, Fundamente und sonstigen Bauschutt) zurücklassen. Wird dies nicht beachtet, kann die 

Friedhofsverwaltung nach erfolgloser Aufforderung - im Wiederholungsfall oder bei unmittelbarer 

Gefahr auch ohne Aufforderung - die Entsorgung auf Kosten des Verursachers veranlassen. Geräte 

und Materialien der Dienstleistungserbringer dürfen nicht in oder an den Wasserstellen des Friedho-
fes gereinigt werden. 

(5) Dienstleistungserbringer haften dem Friedhofsträger für alle Schäden, die sie im Zusammenhang 

mit ihrer Tätigkeit auf dem Friedhof schuldhaft verursachen.  
 

III - Bestattungs-/Beisetzungsvorschrifte 

 

Grundsätzlich gelten alle Bestimmungen dieser Friedhofsordnung in gleicher Weise für Erdbestattun-

gen wie auch für Aschenbeisetzungen, sofern in der jeweiligen Bestimmung keine entsprechende 

Unterscheidung geregelt wird. 

 
§ 7 

Anmeldung einer Bestattung/Beisetzung 

 

(1) Die Inanspruchnahme des Friedhofes und seiner Einrichtungen für eine Bestattung/Beisetzung ist 
rechtzeitig bei der Friedhofsverwaltung unter Vorlage der gesetzlich vorgeschriebenen Unterlagen 
schriftlich anzumelden. Die Friedhofsverwaltung kann dazu das Ausfüllen der von ihr vorgehaltenen 
Formulare verlangen. Bei der Anmeldung ist mitzuteilen, wenn eine andere Person als der/die zu-
ständige Pastor/in die Bestattung/Beisetzung leiten und/oder weitere Personen dabei gestaltend 
mitwirken sollen. Ebenso ist mitzuteilen, wenn besondere oder unübliche Abläufe der Bestat-
tung/Beisetzung und Trauerfeier vorgesehen sind. Dies gilt insbesondere für Bestattun-
gen/Beisetzungen nach anderen als christlichen Ritualen und Abläufen. 
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(2) Bei fehlenden oder unvollständigen Unterlagen oder bei Zweifeln der Friedhofsverwaltung an der 

Berechtigung zur Ausübung eines Nutzungsrechts kann die Inanspruchnahme einer Grabstätte so 

lange verweigert werden, bis erforderliche und geeignete Unterlagen vollständig beigebracht sind 

bzw. die Berechtigung zur Ausübung des Nutzungsrechtes nachgewiesen ist. Etwaige Folgen oder 

Kosten aus einer dadurch möglicherweise entstehenden Verzögerung der Bestattung/Beisetzung 

gehen nicht zu Lasten der Kirchengemeinde oder der Friedhofsverwaltung. Der Kirchenvorstand kann 

Personen, die die Bestattung/Beisetzung leiten bzw. dabei gestaltend mitwirken sollen, ablehnen, 

wenn sie verletzende Äußerungen gegen den christlichen Glauben oder die evangelische Kirche ge-

tan oder in anderer Weise gegen die Würde eines Friedhofes verstoßen haben und eine Wiederho-
lung für möglich bzw. wahrscheinlich gehalten wird. Ebenso kann der Kirchenvorstand Handlungen 

und Rituale bei der Bestattung/Beisetzung und Trauerfeier untersagen, wenn sie gegen den christli-

chen Glauben oder die evangelische Kirche oder in anderer Weise gegen die Menschenwürde oder 

die Würde eines Friedhofes verstoßen. 

(3) Der Zeitpunkt der Bestattung/Beisetzung wird nach interner Regelung vom Kirchenvorstand, dem 

Pfarramt oder der Friedhofsverwaltung festgesetzt. Im Zweifelsfall entscheidet der Kirchenvorstand. 

Wünsche der Angehörigen werden nach Möglichkeit berücksichtigt. 

 

§ 8 

Särge / Urnen 

 

(1) Erdbestattungen sind nur in geschlossenen, feuchtigkeitshemmenden Särgen zulässig. Von dieser 

Sargpflicht kann die untere Gesundheitsbehörde Ausnahmen zulassen, wenn in der zu bestattenden 

Person ein wichtiger Grund vorliegt und ein öffentlicher Belang nicht entgegensteht. 

(2) Für Erdbestattungen darf kein Sarg verwendet werden, der geeignet ist, nachhaltig die physikali-

sche, chemische oder biologische Beschaffenheit des Bodens oder des Grundwassers zu verändern 

oder der die Verwesung der Leiche nicht innerhalb der festgesetzten Ruhefrist ermöglicht. Es sind 

nur Särge aus leicht verweslichem Holz zu verwenden. Särge aus Harthölzern sind nicht zulässig. 

(3) Die Särge dürfen höchstens 2,00 m lang, 0,65 m hoch und im Mittelmaß 0,65 m breit sein. Für 

größere Särge ist bei der Anmeldung der Bestattung die Zustimmung der Friedhofsverwaltung einzu-
holen. 

(4) Für Sargauskleidungen, Leichenhüllen und Leichenbekleidung gelten die Anforderungen des Ab-

satzes 2 entsprechend. 

(5) Es dürfen keine Urnen, Überurnen oder Schmuckurnen verwendet werden, die aus Kunststoffen 

oder sonstigen nicht verrottbaren Werkstoffen hergestellt oder die geeignet sind, nachhaltig die phy-

sikalische, chemische oder biologische Beschaffenheit des Bodens oder des Grundwassers zu verän-

dern. 

 

§ 9 

Ruhezeit 

 

(1) Die Ruhezeit ist die Dauer, während der grundsätzlich nicht in den Ruhebereich eines/einer Be-

statteten/Beigesetzten eingegriffen werden darf. 

(2) Die Ruhezeit für Leichen beträgt bei Verstorbenen ab dem 6. Lebensjahr 30 Jahre, in allen ande-

ren Fällen 20 Jahre. 

(3) Die Ruhezeit für Aschen beträgt 20 Jahre. 
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§ 10 

Ausgrabungen und Umbettungen 

 

(1) Die Totenruhe darf grundsätzlich nicht gestört werden. Die Entscheidung über eventuelle Ausgra-

bungen und Umbettungen liegt jedoch nach den maßgeblichen Gesetzen und Vorschriften außerhalb 

der Befugnisse des Friedhofsträgers bei staatlichen Dienststellen (untere Gesundheitsbehörde, rich-

terliche Anordnung). 

(2) Sind nach diesen Bestimmungen Ausgrabungen genehmigt oder angeordnet worden, gelten für 

deren Ausführung folgende Regelungen: 

1. Die beabsichtigte Graböffnung und Ausgrabung ist bei der Friedhofsverwaltung anzumelden. 
2. Die von der zuständigen Behörde schriftlich ausgestellte Genehmigung zur Graböffnung und Aus-

grabung ist der Friedhofsverwaltung vorzulegen. 
3. Die nutzungsberechtigte Person der Grabstätte hat eine schriftliche Erklärung abzugeben, dass 

alle aufgrund dieser Maßnahme entstehenden Kosten - dazu gehören auch die Kosten, die auf-
grund dieser Ausgrabung durch eventuelle Beeinträchtigungen und Beschädigungen an Nachbar-
grabstätten oder Friedhofsanlagen entstehen - von ihr übernommen werden. 

4. Der Zeitpunkt der Ausgrabungsarbeiten ist mit der Friedhofsverwaltung abzustimmen. Die Arbei-
ten dürfen nur im Beisein und unter der Aufsicht einer dafür von der Friedhofsverwaltung be-
nannten Person vorgenommen werden, die auch hinsichtlich Grablage, Einhaltung von Sicher-
heitsbestimmungen, Lagerung des Grabaushubs und sonstiger weiterer Friedhofsvorschriften 
weisungsbefugt ist. 

5. Es liegt in der Entscheidung der Friedhofsverwaltung, ob Mitarbeiter des Friedhofes für die 

Durchführung der Ausgrabungsarbeiten zur Verfügung stehen. Ansonsten hat die die Ausgrabung 
veranlassende Person selbst und auf eigene Kosten für Hilfskräfte zu sorgen. Die Bereitstellung 

von Arbeitsgerät ist mit der Friedhofsverwaltung abzustimmen. 

6. Sofern die Genehmigungsbehörde in ihrem Bescheid keine oder keine andere Bestimmung ge-

troffen hat, sind die Arbeiten außerhalb der Öffnungszeiten des Friedhofes abschließend auszu-

führen. Sofern dies nicht eingehalten werden kann oder trotz Schließung ein tatsächlicher Zu-

gang für Unbefugte möglich ist, sind rechtzeitig weiträumige Absperrmaßnahmen vorzunehmen 

und deren Einhaltung sicherzustellen. 

7. Die Grabstelle ist nach Abschluss der Arbeiten wieder ordnungsgemäß zu verfüllen und sämtliche 

an der Umgebung der Grabstelle oder an Friedhofseinrichtungen entstandenen Beeinträchtigun-

gen zu beseitigen. Hinsichtlich der Wiederherrichtung der Grabstätte und deren Gestaltung gel-
ten die allgemeinen Bestimmungen für den Friedhof bzw. den betroffenen Friedhofsbereich. 

(3) Bei Ausgrabungen aufgrund behördlicher oder richterlicher Anordnung ersetzt die Anordnungs-

verfügung den Genehmigungsbescheid nach Absatz 2 Ziffer 2. 

(4) Der Ablauf der Ruhe- und der Nutzungszeit wird durch eine Ausgrabung und Umbettung nicht 

unterbrochen oder gehemmt. 

(5) Grabmale, andere Anlagen, ihr Zubehör und Pflanzen können umgesetzt werden, wenn Gestal-

tungsbestimmungen des neuen Grabfeldes dem nicht entgegenstehen. 

 

IV – Grabstätten 

 

§ 11 

Allgemeines 

 

11/01 - Geltungsbereich 

Diese nachfolgenden Bestimmungen haben für alle Grabstätten dieses Friedhofes Gültigkeit, sofern 

nicht in den speziellen Bestimmungen zu den jeweiligen Grabarten abweichende Regelungen festge-

legt sind. 

 



- 791 - 

11/02 - Grabstätte / Grabstelle 
(1) Eine Grabstätte ist ein bestimmter nach Lage und Größe festgelegter Teil des Friedhofes, der ei-

ner bestimmten nutzungsberechtigten Person für Bestattungs- und Beisetzungszwecke zur Verfügung 

steht. Eine Grabstätte bildet eine rechtliche Einheit und kann je nach Grabart aus einer oder mehre-

ren Grabstellen bestehen. 

(2) Eine Grabstelle ist der für die jeweilige Belegung vorgesehene Teil einer Grabstätte. 

 

11/03 - Rechte an Grabstätten 
(1) Alle Grabstätten bleiben im Eigentum des Friedhofsträgers. An ihnen werden nur öffentlich-
rechtliche Nutzungsrechte nach Maßgabe dieser Friedhofsordnung verliehen. Das Nutzungsrecht an 

einer Grabstätte kann jeweils nur einer einzelnen Person (Nutzungsberechtigte) zustehen, jedoch 

nicht mehreren Personen zugleich. 

(2) Rechte an einer neuen Grabstätte können nur beim Todesfall erworben werden und nur von Per-

sonen, die ihren Wohnsitz oder ständigen Aufenthalt im Gebiet der Kirchengemeinde haben oder 

Personen mit den Voraussetzungen nach § 1 Abs. 2 bestatten bzw. beisetzen lassen wollen. Der Kir-

chenvorstand kann in besonderen Fällen Ausnahmen zulassen. Der Übergang bzw. die Übertragung 

bestehender Nutzungsrechte wird von dieser Ortsbindung nicht berührt. 

 

(3) Ein Anspruch auf Zuweisung des Nutzungsrechtes an einer Grabstätte einer bestimmten Grabart 
oder in bestimmter Lage besteht nicht. Maßgeblich sind die zur Verfügung stehenden freien Grab-

stätten. Ebenso besteht bei bereits bestehenden Nutzungsrechten an Grabstätten kein Anspruch auf 

Unveränderlichkeit der Umgebung. 

(4) Für den Erwerb des Nutzungsrechtes werden Gebühren nach der jeweils geltenden Friedhofsge-

bührenordnung erhoben.  

 

11/04 - Nutzungsrecht / Nutzungszeit 
(1) Das Nutzungsrecht beinhaltet Rechte und Pflichten der nutzungsberechtigten Person, die sich im 

Einzelnen aus den Bestimmungen dieser Friedhofsordnung ergeben. Das Nutzungsrecht entsteht mit 

der Zulassung einer Bestattung bzw. Beisetzung in dieser Grabstätte, ansonsten aufgrund einer ent-
sprechenden schriftlichen Bestätigung (Graburkunde/Gebührenbescheid/…) der Friedhofsverwal-

tung. Nutzungsberechtigte Personen haben jede Änderung ihrer Anschrift der Friedhofsverwaltung 

mitzuteilen. 

(2) Die Nutzungszeit ist die Zeit, für die ein Nutzungsrecht an einer Grabstätte besteht. 

(3) Die Dauer der Nutzungszeit, die Möglichkeiten zu deren Verlängerung sowie die sich aus dem 

Nutzungsrecht ergebenden Rechte und Pflichten der nutzungsberechtigten Personen sind in den 

Bestimmungen zu den jeweiligen Grabarten geregelt.  

 

11/05 - Übergang / Übertragung von Nutzungsrechten 
(1) Die nutzungsberechtigte Person kann zu ihren Lebzeiten ihr Nutzungsrecht auf eine der in § 11/08 
Abs. 2 genannten Personen übertragen. Zur Rechtswirksamkeit der Übertragung sind schriftliche 

Erklärungen der bisherigen und der vorgesehenen neuen nutzungsberechtigten Person sowie die 

schriftliche Genehmigung der Friedhofsverwaltung erforderlich. 

(2) Für eine Nachfolge im Nutzungsrecht nach dem Tode der nutzungsberechtigten Person soll diese 

der Friedhofsverwaltung schriftlich mitteilen, auf welche ihrer berechtigten Angehörigen das Nut-

zungsrecht nach ihrem Tode übergehen soll. Eine schriftliche Einverständniserklärung des Rechts-

nachfolgers oder der Rechtsnachfolgerin ist beizubringen. 

(3) Hat die nutzungsberechtigte Person nicht bestimmt, auf wen das Nutzungsrecht nach ihrem Tode 

übergehen soll, so geht das Nutzungsrecht mit dem Zeitpunkt des Todes an die nach § 11/08 Abs. 2 

berechtigten Angehörigen in der dort genannten Reihenfolge über. Dabei steht das Nutzungsrecht 
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innerhalb der einzelnen Gruppen der jeweils ältesten Person zu. Ist der Rechtsnachfolger bzw. die 

Rechtsnachfolgerin nicht daran interessiert, das Nutzungsrecht zu behalten, so kann er bzw. sie das 

Nutzungsrecht auf eine andere der in § 11/08 Abs. 2 genannten Personen oder, wenn eine solche 

nicht vorhanden ist, auf eine Person übertragen, die aufgrund seines bzw. ihres jetzt erhaltenen Nut-

zungsrechts nun berechtigt geworden ist. Für die Übertragung gilt Abs. 1 entsprechend. 

(4) Die Friedhofsverwaltung ist nicht verpflichtet, die Richtigkeit von Erklärungen über familiärer Zu-

sammenhänge und angeblich getroffene Vereinbarungen zu überprüfen; etwaige daraus entstehen-

de Streitigkeiten sind zwischen den betroffenen Personen zu regeln. Bei unklarer Rechtslage kann die 

Friedhofsverwaltung über die betroffene Grabstätte ein vorläufiges Verfügungsverbot bis zur Klärung 
der Rechtsverhältnisse verhängen. 

 

11/06 - Grabmaße 
(1) Die Größe der Grabstätten und Grabstellen ergibt sich aus den Bestimmungen der jeweiligen 

Grabart und aus einem eventuellen Gestaltungsplan des Friedhofes. Es handelt sich dabei stets um 

die Maße für neu anzulegende Grabstätten und Grabstellen. Wo diese Maße bei bestehenden Grab-

stätten und Grabstellen nicht erreicht werden, bleibt es bei den bisherigen Grabmaßen, sofern diese 

im Einzelfall vertretbar sind. 

(2) Die Mindesttiefe eines Grabes beträgt von der Oberkante Sarg bis Erdoberfläche (ohne Grabhü-

gel) 0,90 m, von der Oberkante Urne bis Erdoberfläche 0,50 m. Die Gräber für Erdbestattungen müs-
sen durch mindestens 0,30 m starke Erdwände voneinander getrennt sein.  

(3) Bei der Anlegung der Grabstätte, insbesondere bei der Anbringung einer festen Einfassung oder 

dem Aufstellen eines Grabmales, sind die Gestaltungsvorschriften und der Gestaltungsplan zu beach-

ten. Im Zweifelsfall sind die Abmessungen der Grabstätte mit der Friedhofsverwaltung abzustimmen. 

Bei falscher Anlegung der Grabstätte ohne eine derartige Abstimmung oder bei einer Anlegung ent-

gegen evtl. erhaltener Anweisungen kann eine Änderung oder Beseitigung der angebrachten Anlagen 

entsprechend § 18 Abs. 2 verlangt werden. 

 

11/07 - Ausheben der Gräber 
(1) Gräber dürfen nur mit Auftrag der Friedhofsverwaltung und nur von Personen bzw. Dienstleistern 
ausgehoben und zugefüllt werden, die dafür vom Kirchenvorstand bzw. der Friedhofsverwaltung 

bestimmt oder zugelassen sind. Eventuell ortsübliche ehrenamtliche Nachbarschaftshilfe oder der-

gleichen gilt dabei grundsätzlich als zugelassen, sofern eine gemäß Satz 1 benannte Person die ver-

antwortliche Aufsicht führt. 

(2) Vor Beginn der Arbeiten zum Ausheben des Grabes hat die nutzungsberechtigte Person eventuel-

les Zubehör der Grabstätte (Grabmal, Einfassung, bauliche Anlagen) auf ihre Kosten entfernen zu 

lassen. Über den Umfang bzw. das Erfordernis entscheidet die nach Abs. 1 verantwortliche Person, 

im Zweifelsfall die Friedhofsverwaltung. Kommt die nutzungsberechtigte Person dieser Verpflichtung 

nicht nach, kann die Friedhofsverwaltung diese Arbeiten auf Kosten der nutzungsberechtigten Person 

ausführen lassen oder das Ausheben des Grabes und damit ggfs. den vorgesehenen Bestattungster-
min zurückstellen. Ein Anspruch auf unbeschädigte Wiederverwendung herausgenommener Pflanzen 

besteht nicht. 

(3) Für die vorübergehende Lagerung des Grabaushubes anlässlich einer Bestattung können bei Be-

darf benachbarte Grabstätten in Anspruch genommen werden. Dort vorhandene Bepflanzung kann 

zu diesem Zweck kurzfristig entfernt, pflanzengerecht gelagert und anschließend wieder eingebracht 

werden. Die betroffene nutzungsberechtigte Person hat diese vorübergehende Beeinträchtigung 

ihrer Grabstätte zu dulden. 
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11/08 - Bestattungs-/Beisetzungsberechtigte 
(1) Je Grabstelle darf grundsätzlich nur eine Leiche oder eine Asche bestattet bzw. beigesetzt wer-

den, sofern sich aus den Bestimmungen dieser Friedhofsordnung zu bestimmten Grabarten keine 

anderen Regelungen ergeben. Eine verstorbene Mutter und ihr gleichzeitig bei oder kurz nach der 

Geburt verstorbenes Kind oder zwei bis zum vollendeten 5. Lebensjahr verstorbene Kinder - auch 

Fehlgeborene und Ungeborene - dürfen zusammen in einer Grabstelle bestattet bzw. beigesetzt 

werden.  

(2) In einer Grabstätte dürfen die nutzungsberechtigte Person und folgende ihrer Angehörigen be-

stattet bzw. beigesetzt werden: 
a) Ehegatte/in sowie Lebenspartner/in nach dem Gesetz über die eingetragene Lebenspartnerschaft 

b) Kinder, Stiefkinder sowie deren Ehegatten 

c) Enkel in der Reihenfolge der Berechtigung ihrer Mütter oder Väter 

d) Eltern 

e) Geschwister 

f) Stiefgeschwister 

g) die nicht unter Buchst. a) bis f) fallenden Erben 

(3) Grundsätzlich entscheidet die nutzungsberechtigte Person, welche der berechtigten Personen 

bestattet bzw. beigesetzt wird. Kann nach dem Tode einer nach a) bis g) berechtigten Person die 

Entscheidung der an der Grabstätte nutzungsberechtigten Person nicht rechtzeitig vor der Bestattung 
bzw. Beisetzung erlangt werden, so ist die Friedhofsverwaltung nach pflichtgemäßer Prüfung berech-

tigt, die Bestattung bzw. Beisetzung im angenommenen Sinne der nutzungsberechtigten Person zu-

zulassen oder - wenn Zweifel an dieser Annahme bestehen - abzulehnen. Die nutzungsberechtigte 

Person kann diese Entscheidung der Friedhofsverwaltung später nicht anfechten. Die Bestattung 

bzw. Beisetzung anderer, auch nichtverwandter Personen bedarf eines Antrages der nutzungsbe-

rechtigten Person und der Genehmigung der Friedhofsverwaltung. 

 

11/09 - Arten und Größen von Grabstätten 

(1) Folgende Arten von Grabstätten werden unterschieden: 

 a) Reihengrabstätten (§ 12)  
 b) Wahlgrabstätten (§ 13)  
 c) Gemeinschaftsgrabstätten (§ 14)  

(2) In allen Grabarten für Särge können Kindersarggrabstätten für bis zum vollendeten 5. Lebensjahr 

verstorbene Kinder sowie für fehlgeborene und ungeborene Kinder eingerichtet werden. 

(3) Bei neu anzulegenden Grabstätten sollten die Grabstellen etwa folgende Größe haben: 

 

 Alter Friedhof 

 a) für Särge von Kindern: Länge: 1,05 m Breite: 0,90 m 

 b) für Särge von Erwachsenen: Länge: 2,10 m Breite: 0,90 m 

 c) für Urnen: Länge: 1,05 m Breite: 0,90 m 
 

 Neuer Friedhof 

 a) für Särge von Kindern: Länge: 1,10 m Breite: 1,00 m 

 b) für Särge von Erwachsenen: Länge: 2,20 m Breite: 1,00 m 

 c) für Urnen: Länge: 0,80 m Breite: 0,80 m 

 

Für die bisherigen Grabstätten gelten die vorhandenen Maße. Im Einzelnen ist der Gestaltungsplan 

für den Friedhof maßgebend. 
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§ 12 
Reihengrabstätten 

 

(1) Reihengrabstätten sind Grabstätten, die nur im Todesfall und nur als Einzelgrab in dafür angeleg-

ten Feldern/Reihen der Reihe nach ausschließlich für die Dauer einer Ruhezeit vergeben werden. Das 

Nutzungsrecht ist darüber hinaus nicht verlängerbar. 

(2) Reihengrabstätten werden vergeben als … 

a) Sargreihengrabstätte 

 zur Bestattung einer Leiche von Verstorbenen ab dem 6. Lebensjahr, 
b) Kindersargreihengrabstätte 

 zur Bestattung einer Kinderleiche bis zum vollendeten 5. Lebensjahr oder eines fehl- bzw. un-

geborenen Kindes 

c) Urnenreihengrabstätte 

 zur Beisetzung einer Asche, 

d) Rasenreihengrabstätte 

 für Särge bzw. Urnen entsprechend den vorstehenden Bestimmungen zu a) bis c) 

(3) Hinsichtlich der Gestaltung der Grabstätten sind die Bestimmungen des Abschnittes V maßge-

bend. 

 

§ 13 

Wahlgrabstätten 

 

(1) Wahlgrabstätten sind Grabstätten, an denen gewisse Wahlmöglichkeiten hinsichtlich Lage, Größe 

und Dauer des Nutzungsrechts im Rahmen der durch diese Friedhofsordnung vorgegebenen Bestim-

mungen bestehen. 

(2) Wahlgrabstätten werden mit einer oder mehreren Grabstellen vergeben als … 

a) Sargwahlgrabstätte, 

je Grabstelle zur Bestattung einer Leiche von Verstorbenen ab dem 6. Lebensjahr oder 2 Kinder-

leichen bis zum 6. Lebensjahr (gilt auch für Tot- und Ungeborene), zusätzlich in jedem Fall zur Bei-
setzung von bis zu 2 Aschen; die Bestattung von Leichen ist nicht mehr möglich, wenn durch das 

Ausheben des Grabes der Ruhebereich einer bereits beigesetzten Asche oder bestatteten Kinder-

leiche gestört würde. 

b) Kindersargwahlgrabstätte 

je Grabstelle für die Bestattung einer Kinderleiche bis zum vollendeten 5. Lebensjahr oder eines 

fehl- bzw. ungeborenen Kindes 

c) Urnenwahlgrabstätte, 

je Grabstelle zur Beisetzung von bis zu 2 Aschen, 

d) Rasenwahlgrabstätte 

für Särge bzw. Urnen entsprechend den vorstehenden Bestimmungen zu a) bis c). Die nachträgli-
che Umwandlung von Grabstätten gemäß a) bis c) in eine entsprechende Rasenwahlgrabstätte ist 

grundsätzlich möglich, erfordert aber die Zustimmung der Friedhofsverwaltung. 

(3) –gestrichen- 

(4) Hinsichtlich der Gestaltung der Grabstätten sind die Bestimmungen des Abschnittes V maßge-

bend. 

(5) Die Dauer eines erstmalig verliehenen Nutzungsrechts beträgt bei Sargwahlgrabstätten 30 Jahre, 

bei Kindersargwahlgrabstätten 20 Jahre, bei Urnenwahlgrabstätten 20 Jahre, jeweils vom Tage der 

Verleihung an gerechnet; sie gilt jedoch in allen Fällen der Beendigung im Ablaufjahr stets bis zum 

Jahresende. 
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(6) Die erforderlichen Ruhezeiten in einer Grabstätte bestimmen die Dauer der Nutzungszeit. Daher 

verlängern sich durch jede Bestattung bzw. Beisetzung innerhalb der Grabstätte die evtl. nicht aus-

reichende Nutzungszeit und damit auch das Nutzungsrecht bis zum Ablauf der längsten Ruhezeit, und 

zwar für die gesamte Grabstätte. 

(7) Über die nach Abs. 6 erforderliche Nutzungszeit hinaus kann das Nutzungsrecht - mit Ausnahme 

der Fälle nach § 3 Abs. 2 - auf Antrag der nutzungsberechtigten Person um Zeiträume von jeweils 5 

Jahren (5, 10, 15 Jahre usw.) verlängert werden, jedoch jeweils höchstens um die Zeit eines neuen 

Nutzungsrechtes gem. Abs. 5. Die Friedhofsverwaltung ist nicht verpflichtet, bei Ablauf des Nutzungs-

rechts zur rechtzeitigen Stellung eines Verlängerungsantrages aufzufordern. Der Kirchenvorstand 
kann in begründeten Fällen - z.B. bei planerischen oder gestalterischen Maßnahmen - Grabstätten 

von der Verlängerung ausschließen, die Verlängerung zeitlich begrenzen oder von der Einhaltung 

bestimmter Voraussetzungen abhängig machen. 

(8) Das Nutzungsrecht an Wahlgrabstätten ohne aktive Ruhezeiten kann jederzeit zurückgegeben 

werden, an teilbelegten Grabstätten erst nach Ablauf der letzten Ruhezeit. Die Rückgabe ist grund-

sätzlich nur für die gesamte Grabstätte zulässig; die Friedhofsverwaltung kann Ausnahmeregelungen 

treffen. Bei der Rückgabe von Nutzungsrechten an Wahlgrabstätten besteht kein Anspruch auf ir-

gendwelche Gebührenerstattung. Der Kirchenvorstand kann in Härtefällen Ausnahmen beschließen. 

 

§ 14 

Gemeinschaftsgrabstätten 

 

(1) Gemeinschaftsgrabstätten sind die Zusammenfassung einer Vielzahl von Grabstätten unterschied-

licher Nutzungsberechtigter zu einer einheitlichen Anlage. Die Grabstätten sind grundsätzlich für 

Leichen und Aschen vorgesehen. Einzelheiten und eventuelle Einschränkungen können im Rahmen 

eines Gestaltungsplanes geregelt werden. Die Gestaltungsbefugnis an Gemeinschaftsgrabstätten 

verbleibt bei der Kirchengemeinde. 

(2) Gemeinschaftsgrabstätten sind z.Zt. nicht angelegt. 

V - Anlage und Pflege der Grabstätten 

 

Dieser Abschnitt V gilt für alle Grabstätten des Friedhofes, sofern nicht für bestimmte Grabarten oder 

Friedhofsbereiche ausdrücklich abweichende Bestimmungen gefasst sind. 

 

§ 15  

Anlegungsgrundsätze 

 

(1) Grabstätten sind innerhalb von 6 Monaten nach der Belegung durch die nutzungsberechtigte 

Person als Grabstätte erkennbar herzurichten und zumindest für die Dauer bestehender Ruhezeiten 

angemessen instand zu halten. Die Art der Herrichtung wird in den Bestimmungen der jeweiligen 

Grabart geregelt. Werden Nutzungsrechte ohne sofortige Belegung im Voraus erworben oder über-
schreitet das Nutzungsrecht den Ablauf aller Ruhezeiten, ist diese Herrichtung bzw. Erhaltung als 

erkennbare Grabstätte nicht zwingend erforderlich; der Kirchenvorstand kann für die Pflege derarti-

ger Flächen jedoch besondere Gebührenregelungen treffen.  

(2) Grabstätten sind so zu gestalten und an die Umgebung anzupassen, dass der Friedhofszweck und 

die Würde des Friedhofs in seinen einzelnen Teilen und in seiner Gesamtanlage gewahrt werden. 

Grabstätten sind ebenerdig anzulegen, allenfalls geringfügig höher als das Niveau der angrenzenden 

oder nächsten Wege. Auf Dauer angelegte Grabhügel sind nicht zulässig. 

(3) Bei der Anlegung einer Grabstätte darf die zulässige Grabstättengröße nicht überschritten wer-

den. Gärtnerische und sonstige Anlagen außerhalb dieser Abmessungen sind den Inhabern von 

Grabnutzungsrechten nicht gestattet, sondern ausschließlich dem Friedhofsträger vorbehalten.  
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(4) Rasengrabstätten nach den §§ 12 und 13 werden von der Friedhofsverwaltung als Grünfläche 

ohne jegliche Bepflanzung und im Einzelnen ohne Einfassung angelegt. Rasengrabstätten sind mit 

einer bündig in den Rasen eingelassenen liegenden Grabplatte so zu versehen, dass sie das maschi-

nelle Mähen der Grabstätte nicht behindern. Die Platte muss eine Länge von 0,30 m und eine Breite 

von 0,50 m haben. Bei einer 2-stelligen Grabstätte kann anstelle von zwei einzelnen Platten auch 

eine gemeinsame Platte in doppelter Breite mittig verlegt werden. Auf den Grabmalen dürfen keine 

aufgelegten Buchstaben oder Symbole usw. angebracht werden. Bei gemäß § 13 Abs. 2 umgewandel-

ten Grabstätten kann ein vorhandenes Denkmal bestehen bleiben, sofern es den Anforderungen an 

die Standsicherheit genügt. Bei Entfernen eines solchen Denkmals ist eine Grabplatte nach vorste-
henden Abmessungen anzubringen. 

(5) Das Bepflanzen der Rasengräber, das Ablegen von Grabschmuck und das Abstellen von Gegens-

tänden aller Art auf der Rasenfläche und den Grabplatten ist nicht gestattet und kann vom Fried-

hofspersonal jederzeit entfernt werden. Es können jedoch Pflanzschalen und Gestecke auf der dafür 

eingerichteten Stelle auf dem Friedhof abgelegt werden. Die Friedhofsverwaltung ist zur Aufbewah-

rung widerrechtlich abgestellter und daher abgeräumter Gegenstände (z.B. Pflanzschalen und dergl.) 

nicht verpflichtet. 

 

§ 16 
Grabpflege, Grabbepflanzung, Grabschmuck 

 

(1) Für die Anlage und Pflege der Grabstätten sind die jeweils nutzungsberechtigten Personen zu-

ständig; die Anlage und Pflege der Rasengrabstätten und Gemeinschaftsgrabstätten obliegt der 

Friedhofsverwaltung. Der Friedhofsträger ist nicht verpflichtet, Vorkehrungen zur Verhütung von 

Schäden durch fremde Personen und durch Tiere zu treffen. 

(2) Grabstätten dürfen nur mit Gewächsen bepflanzt werden, durch die benachbarte Grabstätten 

und öffentliche Anlagen nicht beeinträchtigt werden. Das Pflanzen von Bäumen ist nicht gestattet. 

Sträucher dürfen nur angepflanzt werden, wenn sie ihrer Art nach eine Höhe von ca. 1,50 m nicht 

überschreiten werden. Ansonsten sind sie bei Überschreiten auf diese Höhe zurückzuschneiden oder 

zu entfernen. Die Bepflanzung darf seitlich nicht über die Grabstättengröße hinauswachsen. Sind auf 
einer Grabstätte ausnahmsweise z.B. mit Zustimmung des Kirchenvorstandes oder aufgrund früherer 

Zulässigkeit oder Duldung Bäume oder Büsche vorhanden, die die vorstehend festgelegte maximale 

Höhe überschreiten, andererseits aber das Gesamtbild des Friedhofes entscheidend prägen, kann der 

Kirchenvorstand die Rechte an solche Grabstätten mit Einschränkungen belegen, indem diese Objek-

te nur mit Zustimmung des Kirchenvorstandes entfernt oder entscheidend verändert werden dürfen. 

(3) Grabbepflanzung und Grabschmuck dürfen nur aus natürlichen Pflanzen bestehen. Kunststoffe 

und sonstige nicht verrottbare Stoffe dürfen in Kränzen, Gebinden und Gestecken und in sonstigem 

Grabschmuck sowie bei Pflanzenanzuchtbehältern, die an der Pflanze verbleiben, nicht verwandt 

werden bzw. sie dürfen ebenso wie Verpackungsmaterial und Transportbehälter aus diesen Stoffen 

(z.B. Tragebeutel, Paletten, Töpfe u.ä.) nicht in die Friedhofsabfälle gelangen, sondern sind mitzu-
nehmen, soweit keine entsprechende Entsorgungsmöglichkeit angeboten wird. Verpackungsmaterial 

und Transportbehälter aus diesen Stoffen (z.B. Tragebeutel, Paletten, Töpfe, u.ä.) dürfen nicht in die 

Friedhofsabfälle gelangen, sondern sind wieder mitzunehmen. Die Verwendung von Pflanzenschutz- 

und Wildkrautbekämpfungsmitteln sowie von biologisch nicht abbaubaren Reinigungsmitteln für 

Grabmale und andere Anlagen ist nicht gestattet. Unansehnliche Behälter für Schnittblumen wie z.B. 

Blechdosen, Glasbehälter und Flaschen o.ä. sollen möglichst nicht verwandt werden; sie sind zumin-

dest durch Einlassen in die Erde unsichtbar zu halten. Zu entfernende Pflanzen und unansehnlich 

gewordener Grabschmuck sind an den dafür vorgesehenen Plätzen abzulegen. Eine evtl. vorgesehe-

ne Abfallsortierung ist zu beachten. 
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(4) Grabeinfassungen können aus natürlichen Pflanzen oder festem Material bestehen, sofern in 

besonderen Gestaltungsvorschriften bestimmter Grabarten oder Friedhofsbereiche nicht etwas An-

deres bestimmt ist. Natürliche Pflanzen sind durch Beschneiden innerhalb der Grababmessungen und 

möglichst niedrig zu halten. Feste Einfassungen sind nur aus Naturstein zugelassen. Feste Einfassun-

gen sollen in Material und Gestaltung eine harmonische Einheit mit einem eventuellen Grabmal bil-

den. 

(5) Grabvollabdeckungen und -teilabdeckungen aus festem Material - das sind Grabplatten – sind 

aufgrund der Bodenbeschaffenheit nicht zulässig. Beim Belegen der Grabstätte mit Kies oder Splitt 

oder ähnlichen Stoffen anstelle einer Bepflanzung darf eine Fläche von 2/3 der Grabstätte nicht 
überschritten werden. Weiterhin darf kein luft- und wasserundurchlässiger Unterbau angelegt wer-

den. Vor einer Beisetzung ist der/die Nutzungsberechtigte auf seine/ihre Koste für die Entfernung der 

Abdeckung verantwortlich bzw. die durch den erhöhten Arbeitsaufwand anfallenden Kosten werden 

zusätzlich entsprechend ihrem Aufwand in Rechnung gestellt. 

 

§ 17 

Vernachlässigung 

 

(1) Wird eine Grabstätte nicht den Vorschriften entsprechend angelegt oder über einen längeren 

Zeitraum oder wiederholt derart in der Pflege vernachlässigt, dass der Gesamteindruck dieses Fried-

hofsbereiches darunter leidet, oder wachsen Pflanzen über die Größe der Grabstätte hinaus oder 
wird die zulässige Höhe der Bepflanzung überschritten, hat die nutzungsberechtigte Person nach 

schriftlicher Aufforderung der Friedhofsverwaltung die Grabstätte innerhalb einer gesetzten Frist in 

Ordnung zu bringen.  

(2) Werden die beanstandeten Mängel nicht in der gesetzten Frist beseitigt, kann die Friedhofsver-

waltung die Beeinträchtigungen auf Kosten der nutzungsberechtigten Person beseitigen oder die 

Grabstätte einebnen und begrünen lassen. Die Pflege solcher eingeebneter und begrünter Grabstät-

ten erfolgt bis zu einer möglichen Neuanlegung durch die nutzungsberechtigte Person durch den 

Friedhofsträger auf Kosten der nutzungsberechtigten Person. Grabmale werden dabei nach Möglich-

keit unter Beachtung der an die Standsicherheit zu stellenden Anforderungen erhalten. Der Kirchen-

vorstand ist darüber hinaus berechtigt, das Nutzungsrecht an der Grabstätte ohne Entschädigung 
einzuschränken oder bei nicht belegten Grabstätten auch zu entziehen, sofern die nutzungsberech-

tigte Person unter Darlegung der Gründe und unter Fristsetzung hierauf hingewiesen wurde. 

(3) Ist die nutzungsberechtigte Person nicht bekannt oder nicht ohne besonderen Aufwand zu ermit-

teln, wird durch eine öffentliche Bekanntmachung auf die Verpflichtung zur Herrichtung und Pflege 

hingewiesen. Außerdem kann die unbekannte nutzungsberechtigte Person durch ein Hinweisschild 

auf der Grabstätte aufgefordert werden, sich mit der Friedhofsverwaltung in Verbindung zu setzen. 

Bleiben die öffentliche Aufforderung oder der Hinweis auf der Grabstätte länger als 3 Monate unbe-

achtet, kann die Friedhofsverwaltung entsprechend Abs. 2 verfahren. 

(4) Bei ordnungswidrigem Grabschmuck kann entsprechend den Bestimmungen der Abs. 2 und 3 

verfahren werden. 
 

VI - Grabmale und andere Anlagen 

 

§ 18 

Errichtung und Änderung 

 

(1) Grabmale dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Genehmigung des Kirchenvorstandes errichtet 

oder verändert werden. Die Genehmigung ist vor Aufstellung oder Änderung beim Kirchenvorstand 

schriftlich zu beantragen. Dem Antrag ist eine Zeichnung in einem geeigneten Maßstab beizufügen, 

aus der im Besonderen die Anordnung von Schrift und Symbol sowie alle wesentlichen Teile erkenn-

bar sind. Die Erteilung der Genehmigung setzt die Beachtung der Bestimmungen über die Gestaltung 
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und Standsicherheit von Grabmalen - § 19 - voraus. Die Genehmigung ist während der Arbeiten auf 

dem Friedhof mitzuführen und auf Verlangen vorzuzeigen. Eine Genehmigung ist nicht erforderlich, 

wenn auf einem bereits vorhandenen Grabmal anlässlich einer weiteren Belegung lediglich zusätzli-

che Angaben in gleicher Ausführung wie die vorhandene Beschriftung angebracht werden sollen. 

(2) Entspricht die Ausführung eines errichteten oder veränderten Grabmals nicht der genehmigten 

Zeichnung und ist sie auch nicht genehmigungsfähig, setzt der Kirchenvorstand der nutzungsberech-

tigten Person eine angemessene Frist zur Beseitigung oder Abänderung des Grabmals. Nach ergeb-

nislosem Ablauf dieser Frist kann der Kirchenvorstand das Grabmal auf Kosten der nutzungsberech-

tigten Person entfernen lassen. Gleiches gilt auch bei nicht ordnungsgemäßer Gründung und Befesti-
gung des Grabmales. Die nutzungsberechtigte Person hat keinen Anspruch auf Erstattung oder sons-

tige Entschädigung für etwaige vor Erteilung der Genehmigung oder in Abweichung von der Geneh-

migung erbrachte Leistungen. Die Bestimmungen § 20 Abs. 3 gelten entsprechend. 

(3) Die Errichtung und Veränderung aller sonstigen baulichen Anlagen - ausgenommen feste Grabein-

fassungen im üblichen Umfang, sofern nicht besondere gestalterische Bestimmungen dem entgegen-

stehen - bedarf ebenfalls der vorherigen schriftlichen Genehmigung des Kirchenvorstandes. Die Ab-

sätze 1 und 2 gelten entsprechend.  

 

§ 19 

Gestaltung und Standsicherheit 

 

(1) Grabmale und andere Anlagen sind so zu gestalten, dass sie keine Verunstaltung des Friedhofes 

bewirken oder Friedhofsbesucher in ihrer Andacht stören können. Sie dürfen sich ferner in ihrer Ges-

taltung nicht gegen den christlichen Glauben oder die evangelische Kirche oder in anderer Weise 

gegen die Menschenwürde und die Würde eines Friedhofes richten. Dies gilt gleichermaßen auch für 

eventuelle Symbole. Werkstattbezeichnungen dürfen nur unten an der Seite oder Rückseite in unauf-

fälliger Weise angebracht werden. Bei der Größe der Grabmale ist auf die Größe der Grabstätte 

Rücksicht zu nehmen. Unverhältnismäßig große Grabmale sind zu vermeiden. Das Grabmal soll sich 

harmonisch in das Gesamtbild des betroffenen Friedhofsbereiches eingliedern. Das Grabmal ist 

grundsätzlich auf der Westseite des Grabes mit der Schriftseite nach Osten aufzustellen. Der Kirchen-
vorstand kann für bestimmte Bereiche andere Bestimmungen erlassen. Wenn ein bestehendes 

Grabmal bei Inkrafttreten dieser Ordnung nicht dieser Standortbestimmung entspricht, ist dieser 

Zustand spätestens bei der nächsten Inanspruchnahme dieser Grabstätte herzustellen. Grabmale aus 

anderen Materialien als Naturstein (z.B. aus Zementmasse, Glas, Porzellan, Emaille, Blech, usw.) sind 

nicht gestattet. Grabmale, Stelen und Kreuze aus Holz sind zugelassen, sofern sie nur mit Holzim-

prägnierung behandelt werden. Schmiedeeiserne Kreuze sind zulässig, dürfen aber nur in Grautönen 

bzw. schwarz gestrichen werden. 

(2) Grabmale und sonstige bauliche Anlagen müssen verkehrssicher sein. Sie sind entsprechend ihrer 

Größe nach den allgemeinen Regeln der Baukunst zu fundamentieren und so zu befestigen, dass sie 

dauerhaft standsicher sind und auch beim Öffnen benachbarter Gräber nicht umstürzen oder sich 
senken können. Maßgebendes Regelwerk zur Auslegung der Regeln der Baukunst ist ausschließlich 

die aktuelle Fassung der „Richtlinie des Bundesinnungsverbandes des Deutschen Steinmetz-, Stein- 

und Holzbildhauerhandwerks (BIV)“. Die BIV-Richtlinie gilt für die Planung, Erstellung, Ausführung 

und jährliche Prüfung der Grabmalanlagen.  

(3) Grabmale oder sonstige bauliche Anlagen sind dauernd in verkehrssicherem Zustand zu erhalten. 

Hierfür ist die nutzungsberechtigte Person verantwortlich. Erscheint die Standsicherheit von Grabma-

len, anderen Anlagen oder Teilen davon gefährdet, ist die für die Unterhaltung verantwortliche nut-

zungsberechtigte Person verpflichtet, unverzüglich Abhilfe zu schaffen. Bei Gefahr im Verzuge kann 

die Friedhofsverwaltung auf Kosten der nutzungsberechtigten Person für den Einzelfall geeignete 

Sicherungsmaßnahmen treffen (z.B. Absperrungen, Umlegen von Grabmalen). Wird der ordnungs-
widrige Zustand trotz schriftlicher Aufforderung der Friedhofsverwaltung nicht innerhalb einer fest-

gesetzten angemessenen Frist beseitigt, ist die Friedhofsverwaltung berechtigt, die Grabmale, andere 
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Anlagen oder Teile davon auf Kosten der nutzungsberechtigten Person zu entfernen. Ist die nut-

zungsberechtigte Person nicht bekannt oder ohne besonderen Aufwand nicht zu ermitteln, genügen 

als Aufforderung eine öffentliche Bekanntmachung und ein Hinweisschild auf der Grabstätte für die 

Dauer von einem Monat.  

 

§ 20 

Entfernung 

 

(1) Grabmale und andere Anlagen dürfen vor Ablauf der Nutzungszeit nur mit vorheriger Zustimmung 
der Friedhofsverwaltung entfernt werden.  

(2) Nach Ablauf der Nutzungszeit sind Grabmale und sonstige Anlagen innerhalb einer Frist von 3 

Monaten, spätestens jedoch innerhalb einer nach Aufforderung durch die Friedhofsverwaltung ge-

setzten Frist durch die bisherige nutzungsberechtigte Person von der Grabstätte und vom Friedhof zu 

entfernen. Dazu gehören insbesondere auch Fundamente und eventuelle sonstige nicht sichtbare 

Teile baulicher Anlagen. Ausgenommen bleiben Grabmale und Anlagen, die gemäß § 21 für den 

Friedhof bzw. die Allgemeinheit als erhaltenswert festgestellt worden sind. Nach Ablauf dieser Fris-

ten kann der Kirchenvorstand die Räumung der Grabstätte und Entfernung der Grabmale und sonsti-

gen Anlagen auf Kosten der bisher nutzungsberechtigten Person veranlassen. Ist die nutzungsberech-

tigte Person nicht bekannt oder ohne besonderen Aufwand nicht zu ermitteln, genügen als Aufforde-
rung eine öffentliche Bekanntmachung und ein Hinweisschild auf der Grabstätte für die Dauer von 

drei Monaten.  

(3) Die Friedhofsverwaltung ist zur Aufbewahrung solcher abgeräumter Grabmale und sonstiger An-

lagen nicht verpflichtet. Der Friedhofsträger hat keinen Ersatz für diese Grabmale und sonstige Anla-

gen zu leisten. 

 

§ 21 
Grabmale mit Denkmalwert 

 

Grabmale mit allgemeinem Denkmalwert werden nach Möglichkeit von der Kirchengemeinde erhal-
ten. Einzelfälle werden durch Kirchenvorstandsbeschluss festgestellt. 

 

§ 22 

Grabgewölbe 

 

Grabgewölbe, Urnenkammern und Mausoleen dürfen nicht gebaut werden. Sind solche Anlagen bei 

Inkrafttreten dieser Ordnung vorhanden, so sind sie von der nutzungsberechtigten Person in einem 

ordnungsgemäßen und verkehrssicheren Zustand zu erhalten oder zu beseitigen. Im Übrigen gelten 

die Bestimmungen dieser Ordnung über Mängel an Grabmalen und deren Beseitigung entsprechend. 

 

VII - Leichengebäude/Trauerräume 

 

§ 23 

Leichenhalle 

 

(1) Die Leichenhalle dient zur Aufnahme von Leichen bis zu deren Bestattung oder Überführung an 

einen anderen Ort. 

(2) Auf Wunsch der Angehörigen kann ein Sarg, sofern keine Bedenken bestehen, in der Leichenhalle 

von einem Beauftragten der Friedhofsverwaltung geöffnet werden. Särge sollen spätestens eine hal-

be Stunde vor Beginn der Trauerfeier geschlossen werden. 
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(3) Ein Sarg, in dem eine verstorbene Person liegt, die im Zeitpunkt des Todes an einer nach dem 

Infektionsschutzgesetz meldepflichtigen Krankheit gelitten oder bei der der Verdacht einer solchen 

Krankheit zu dem genannten Zeitpunkt bestanden hat, wird nach Möglichkeit in einem besonderen 

Raum aufgestellt. Der Sarg darf nur mit schriftlicher Genehmigung der unteren Gesundheitsbehörde 

geöffnet werden. 

 

§ 24 

Friedhofskapelle 

 

-entfällt- 

 

§ 25 

Trauerfeier in der Kirche 

 

(1) Für verstorbene Mitglieder der Kirchengemeinde und für verstorbene Personen, die zum Zeit-

punkt ihres Todes Mitglied einer der Arbeitsgemeinschaft christlicher Kirchen in Deutschland e.V. 

angehörenden Kirche oder kirchlichen Gemeinschaft waren, steht für die Trauerfeier die Kirche zur 

Verfügung.  

(2) Die Trauerfeier muss der Würde des Ortes entsprechen. Die Bestimmungen des § 7 sind sinnge-
mäß anzuwenden. 

(3) Die Aufstellung des Sarges kann versagt werden, wenn die verstorbene Person im Zeitpunkt des 

Todes an einer nach dem Infektionsschutzgesetz meldepflichtigen Krankheit gelitten oder bei ihr der 

Verdacht einer solchen Krankheit zu dem genannten Zeitpunkt bestanden hat oder wenn Bedenken 

wegen des Zustandes der Leiche bestehen. 

 (3) Der Kirchenvorstand kann in Abstimmung mit dem Pfarramt bei fehlenden Voraussetzungen nach 

Abs. 1 in begründeten Fällen Ausnahmen für die Benutzung der Kirche zulassen. 

 

VIII – Schlussbestimmungen 

 

§ 26 

Gebühren 

 

Für die Benutzung des Friedhofes und seiner Einrichtungen werden Gebühren nach der jeweils gel-

tenden Friedhofsgebührenordnung erhoben.  

 

§ 27 

Übergangsvorschriften 

 

Diese Ordnung gilt für alle bestehenden Nutzungsrechte. 

 

§ 28 

Inkrafttreten 

 

Diese Friedhofsordnung tritt nach der kirchenaufsichtlichen Genehmigung am Tage nach ihrer öffent-

lichen Bekanntmachung, frühestens jedoch am 01.01.2015 in Kraft. Gleichzeitig treten die Bestim-

mungen bisheriger Friedhofsordnungen der Kirchengemeinde außer Kraft, soweit in § 27 keine be-

sondere Regelung erfolgt ist. 
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Ausfertigung und kirchenaufsichtliche Genehmigung: 

 

Die vorstehende Friedhofsordnung wurde beschlossen durch den Kirchenvorstand der Ev.-luth. Kir-

chengemeinde in Westeraccum am 29.10.2014. 

Sie wird hiermit ausgefertigt und gilt gemäß § 66 Abs. 7 der Kirchengemeindeordnung als kirchenauf-

sichtlich genehmigt. 

 

Für den Kirchenkreisvorstand des Ev.-luth. Kirchenkreises Harlingerland:  

 

Aurich, den 03.12.2014 

 

Ev.-luth. Kirchenamt in Aurich  
 

 

Friedhofsgebührenordnung 

für den Friedhof der Evangelisch-lutherischen Kirchengemeinde Westeraccum 
 

Gemäß § 5 der Rechtsverordnung über die Verwaltung kirchlicher Friedhöfe (Friedhofsrechtsverord-

nung) vom 13. November 1973 (KABl. 1974 S. 1) und § 26 der Friedhofsordnung für den Friedhof der 

Ev.-luth. Kirchengemeinde Westeraccum hat der Kirchenvorstand folgende Friedhofsgebührenord-

nung beschlossen: 

 

 

§ 1 – Allgemeines 

 

Für die Benutzung des Friedhofes und seiner Einrichtungen sowie für sonstige in § 6 aufgeführte Leis-

tungen der Friedhofsverwaltung werden Gebühren nach dieser Gebührenordnung erhoben. 

 

§ 2 – Gebührenschuldner 

 

(1) Gebührenschuldner der Benutzungsgebühr ist, 

4. wer die Bestattung oder sonstige gebührenpflichtige Leistung nach dieser Ordnung beantragt 

oder durch ihm zurechenbares Verhalten ausgelöst hat, 

5. wer das Nutzungsrecht an einer Grabstätte erworben oder verlängert hat, 

6. wer die Gebührenschuld gegenüber der Friedhofsverwaltung durch schriftliche Erklärung über-

nommen hat oder wer für die Gebührenschuld eines anderen kraft Gesetzes haftet. 

(2) Gebührenschuldner der Verwaltungsgebühr ist, 

3. wer die Verwaltungshandlung veranlasst oder in wessen Interesse sie vorgenommen wird, 

4. wer die Gebührenschuld gegenüber der Friedhofsverwaltung durch schriftliche Erklärung über-

nommen hat oder wer für die Gebührenschuld eines anderen kraft Gesetzes haftet. 

(3) Mehrere Gebührenschuldner sind Gesamtschuldner. 
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§ 3 - Entstehen der Gebührenpflicht 

 

(1) Bei Grabnutzungsgebühren entsteht die Gebührenschuld bereits mit der Begründung des Nut-

zungsrechtes für die gesamte Nutzungsdauer der Grabstätte oder bereits mit der Verlängerung des 

Nutzungsrechtes für den Zeitraum der gesamten Verlängerung der Grabstätte. 

(2) Bei sonstigen Benutzungsgebühren entsteht die Gebührenschuld mit der Inanspruchnahme der 

jeweiligen gebührenpflichtigen Leistung. 

(3) Bei Verwaltungsgebühren entsteht die Gebührenschuld mit der Vornahme der Verwaltungshand-

lung. 

 

§ 4 - Festsetzung und Fälligkeit 

 

(1) Die Heranziehung zu Gebühren erfolgt durch schriftlichen Bescheid. Die Gebühren sind innerhalb 

eines Monats nach Bekanntgabe des Gebührenbescheides zu zahlen. 

(2) Die Friedhofsverwaltung kann die Benutzung des Friedhofes untersagen und Leistungen verwei-

gern, sofern ausstehende Gebühren nicht entrichtet worden sind oder eine entsprechende Sicherheit 

nicht geleistet ist. 

 

§ 5 – Säumniszuschläge, Kosten, Einziehung rückständiger Gebühren 

 

(1) Werden Gebühren nicht bis zum Ablauf des Fälligkeitstages entrichtet, so kann für jeden angefan-

genen Monat der Säumnis ein Säumniszuschlag von 1 % des abgerundeten rückständigen Gebühren-

betrages erhoben werden; abzurunden ist auf den nächsten durch 50,00 € teilbaren Betrag.  

(2) Für schriftliche Mahnungen sind die entstandenen Portokosten durch den Gebührenschuldner 

oder die Gebührenschuldnerin zu erstatten. 

(3) Rückständige Gebühren, Säumniszuschläge sowie Kosten nach Absatz 2 werden im Verwaltungs-

zwangsverfahren eingezogen. Die Kosten der Vollstreckung hat der Vollstreckungsschuldner oder die 

Vollstreckungsschuldnerin zu tragen. 

 

§ 6 – Gebührentarif 

 

I. Gebühren für die Verleihung von Nutzungsrechten an Grabstätten: 

1. Neuerwerb  - je Grabstelle - 
1.1. einer Reihengrabstätte 

1.1.1. Sarg, für 30 Jahre: ------------------------------------------------------------------- 320,00 € 

1.1.2. Kindersarg, für 20 Jahre: ----------------------------------------------------------- 200,00 € 

1.1.3. Urne, für 20 Jahre: ------------------------------------------------------------------ 200,00 € 

 

1.2. einer Wahlgrabstätte 
1.2.1. Sarg, für 30 Jahre:-------------------------------------------------------------------- 345,00 € 

1.2.2. Kindersarg, für 20 Jahre: ----------------------------------------------------------- 210,00 € 

1.2.3 Urne, für 20 Jahre: ------------------------------------------------------------------- 210,00 € 
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1.3. einer Rasenreihengrabstätte 

Die Gebühr beinhaltet die Verleihung des Nutzungsrechtes, die Anlegung der Grabstätte als Grünflä-

che und deren laufenden Pflege sowie die Ablösung der Friedhofsunterhaltungsgebühr: 

1.3.1. Sarg, für 30 Jahre: -----------------------------------------------------------------1.145,00 € 

1.3.2. Kindersarg, für 20 Jahre: ----------------------------------------------------------- 650,00 € 

1.3.3. Urne, für 20 Jahre: ------------------------------------------------------------------ 650,00 € 

 

1.4. einer Rasenwahlgrabstätte 

Die Gebühr beinhaltet die Verleihung des Nutzungsrechtes, die Anlegung der Grabstätte als Grünflä-
che und deren laufenden Pflege sowie die Ablösung der Friedhofsunterhaltungsgebühr: 

1.4.1. Sarg, für 30 Jahre:------------------------------------------------------------------1.170,00 € 

1.4.2. Kindersarg, für 20 Jahre: ----------------------------------------------------------- 660,00 € 

1.4.3. Urne, für 20 Jahre: ------------------------------------------------------------------ 660,00 € 

Für jedes Jahr der Umwandlung zusätzlich zu einer bereits entrichteten Gebühr für das Nutzungs-

recht ein Gebührenanteil für die Rasenpflege sowie die Ablösung der Friedhofsunterhaltungsgebühr: 

1.4.4. Sargstelle, pro Jahr:--------------------------------------------------------------------42,50 € 

1.4.5. Kindersargstelle, pro Jahr: -----------------------------------------------------------32,50 € 

1.4.6. Urnenstelle, pro Jahr: -----------------------------------------------------------------27,50 € 

 
2. Verlängerung  - für jedes Jahr je Grabstelle - 
2.1. für eine Grabstätte gem. Ziffer 1.2.1.: -------------------------------------------11,50 € 

2.2. für eine Grabstätte gem. Ziffer 1.2.2.: -------------------------------------------10,50 € 

2.3. für eine Grabstätte gem. Ziffer 1.2.3.: -------------------------------------------10,50 € 

2.4. für eine Grabstätte gem. Ziffer 1.4.1.: -------------------------------------------39,00 € 

2.5. für eine Grabstätte gem. Ziffer 1.4.2.: -------------------------------------------33,00 € 

2.6. für eine Grabstätte gem. Ziffer 1.4.3.: -------------------------------------------33,00 € 

 

Die Gebühr für die Verlängerung einer Grabstätte gem. Ziffer 1.4.1., 1.4.2. und 1.4.3. beinhaltet die 

Gebühr für das Nutzungsrecht, die anteilige Pflege der Grabstelle, sowie die Friedhofsunterhaltungs-
gebühr für ein Jahr. 

 
 

3. Überschreitet bei zusätzlicher Beisetzung einer Urne in einer bereits belegten Wahlgrabstät-

 te die neue Ruhezeit die bisherige Nutzungszeit, wird eine Gebühr nach vorstehenden Sätzen 

 unter Ziffer 2. für jedes Jahr der Anpassung an die neue Ruhezeit erhoben, bei mehrstelligen 

 Grabstätten für jede Stelle. 

 

4. Wiedererwerbe und Verlängerungen von Nutzungsrechten sind nur in vollen Kalenderjahren 

 und nur in den nach § 13 Abs. 7 der Friedhofsordnung vorgegebenen Zeitabschnitten mög-

 lich. 
 

II. Gebühren für die Beisetzung:    

1. für das Ausheben und Schließen des Grabes 

1.1. für einen Sarg bei Verstorbenen ab 6. Lebensjahr: -------------------------- 320,00 € 

1.2. für einen Kindersarg: ---------------------------------------------------------------- 160,00 € 

1.3. für eine Urne: ------------------------------------------------------------------------- 160,00 € 
 

2. für die Ausgrabung eines Sarges oder einer Urne erfolgt eine Abrechnung nach Umfang des 

 Aufwandes nach Abschnitt VI. 

 

III. Nutzungsgebühren: 

Nutzung der Leichenhalle – pro Benutzungsfall: -----------------------------------------70,00 € 

Reinigung der Kirche nach einer Trauerfeier – pro Benutzungsfall: -----------------35,00 € 
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IV. Friedhofsunterhaltungsgebühr: 

pro Jahr je Grabstelle: ---------------------------------------------------------------------------17,50 € 

 
V. Sonstige Gebühren: 
1. Genehmigung zur Errichtung oder Änderung eines Grabmales: 

1.1. liegendes Grabmal: ----------------------------------------------------------------------5,00 € 

1.2. stehendes Grabmal (inkl. jährl. Standsicherheitsprüfung): ------------------21,00 € 

 

2. Verwaltungstätigkeiten auf Antrag/Veranlassung durch Nutzungsberechtigte(z.B. Umschrei
 bung des Nutzungsrechtes, Änderung einer bestehenden Grabart, …): 10,00 € 

 

VI. - Zusätzliche Leistungen 

Für besondere oder zusätzliche Leistungen, die im Gebührentarif nicht vorgesehen sind, setzt der 

Kirchenvorstand die zu entrichtende Vergütung von Fall zu Fall nach dem tatsächlichen Aufwand fest. 

Zusätzlich kann der Kirchenvorstand die Erstattung von dadurch entstandenen Sachkosten und Aus-

lagen festsetzen. 

 

§ 7 – Vorausleistungen 
 

Vorausleistungen auf die Friedhofsunterhaltungsgebühr – Ziffer IV – auf freiwilliger Basis werden als 

treuhänderische Hinterlegung behandelt und die entsprechende Grabstätte von der jeweiligen He-

bung ausgesetzt, solange dieses Treuhandkonto einen positiven Bestand aufweist.  

 

§ 8 – Schlussvorschriften 
 

(1) Diese Friedhofsgebührenordnung tritt nach ihrer Genehmigung am Tag nach der öffentlichen 

Bekanntmachung, jedoch frühestens am 01.01.2015 in Kraft. 

(2) Mit Inkrafttreten dieser Friedhofsgebührenordnung treten die bisherigen Bestimmungen über 

Friedhofsgebühren außer Kraft 

 

Ausfertigung und kirchenaufsichtliche Genehmigung: 

 

Die vorstehende Friedhofsgebührenordnung wurde beschlossen durch den Kirchenvorstand der Ev.-

luth. Kirchengemeinde in Westeraccum am 29.10.2014. 

Sie wird hiermit ausgefertigt und gilt gemäß § 66 Abs. 7 der Kirchengemeindeordnung als kirchenauf-

sichtlich genehmigt. 

 

Für den Kirchenkreisvorstand des Ev.-luth. Kirchenkreises Harlingerland:  

 
Aurich, den 03.12.2014 

 

Ev.-luth. Kirchenamt in Aurich  
 

 

Herausgeber: Landkreis Aurich, Fischteichweg 7 – 13 , 26603 Aurich 
Bezugspreis: Jährlich 51,- € inkl. Mehrwertsteuer und Portokosten. 

Einzelexemplar: 1,00 € inkl. Mehrwertsteuer und Portokosten. 

Redaktionsschluss jeweils Mittwoch, 13.00 Uhr für den Erscheinungstag Freitag der Woche. 

Manuskripte für die Bekanntmachung sind an das Kreistagsbüro des Landkreises Aurich, Fischteich-

weg 7 – 13, 26603 Aurich, Telefon (04941)16 1014 zu senden.  

Laufender Bezug des Amtsblattes nur durch den Landkreis Aurich. 


